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Vorwort. 

1  rotz  der  vielen  Neuerscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Kartell- 
literatur im  letzten  Jahrzehnt  hat  man  der  Frage  der  Ausfuhrunterstützungen 
der  Kartelle  doch  nur  verhältnismäßig  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt. 
Die  vorliegende  Arbeit,  welche  ursprünglich  garnicht  als  selbständiges 
Werk  gedacht  war,  soll  einen  kleinen  Beitrag  zu  der  Ausfuhrunter- 
stützungspolitik der  Syndikate  liefern.  Auf  Vollständigkeit  erhebt  sie 
keinen  Anspruch  und  das  umsoweniger,  als  sie  in  wenigen  Tagen  nieder- 
geschrieben ist. 

St.  Johann-Saarbrücken,   im  Oktober   1907. 

Dr.  Fritz  Diepenhorst. 


Inhalt. 


Seite 

Einleitendes 5 

1.  Ausfuhrvergütungen   und   Exportprämien  im  allgemeinen 6 

2.  Ausfuhrvergütungen  und  Exportprämien  im  besonderen n 

a)  Die   Auslandsverkäufe  der  Kartelle 1 1 

b)  Die  Gründe  der  Auslandsverkäufe  der  Kartelle 20 

c)  Die   Bedeutung    der   Ausfuhrvergütungen    und   Ausfuhrprämien    für    das    Aus- 
fuhrgeschäft    29 

3.  Ausfuhrunterstützungen  und  reine  Walzwerke 41 

a)  Die   Lage   der   reinen   Walzwerke  im   allgemeinen 41 

b)  Die    Bedeutung    der    Ausfuhrunterstützungen    für    die    reinen    Walzwerke    im 
besonderen 47 


Einleitendes. 

Durch  den  Beschluß  des  Stahhvcrksverbandes,  vorläufig  keine  Aus - 
fuhrunterstüt/.ungen  mehr  zu  zahlen,  ist  die  Frage  der  Exportprämien 
und  Exportvergütungen  der  Kartelle  wiederum  in  ein  aktuelles  Stadium 
getreten,  das  nicht  unbeachtet  vorübergehen  darf.  Leider  ist  die 
Literatur  über  das  ganze  Problem  der  Ausfuhrprämien  der  Kartelle  nur 
sehr  dürftig  und  das  Material  insofern  nicht  lückenlos,  da  die  industriellen 
Verbände  viele  wichtigen  Angaben  begreiflicherweise  geheim  halten. 
Vor  allem  fehlt  es  an  genauen  Angaben  über  die  Höhe  der  jeweiligen 
Auslandspreise,  die  ja  bekanntlich  das  ganze  System  der  Ausfuhrunter- 
stützungen mit  sich  gebracht  haben.  Hierüber  gibt  auch  die  „Kartell- 
enquete" nicht  einmal  Aufschluß,  da  die  Vertreter  der  Kartelle  von 
vornherein  erklärten,  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  hin  hier  Stillschweigen 
beobachten  zu  müssen.  Für  die  „kontradiktorischen  Verhandlungen 
über  die  deutschen  Kartelle"  waren  damals  die  folgenden  Fragen  zur 
Aussprache  gestellt: 

Mit  welchen  Mitteln  und  mit  welchem  Erfolge,  ist  die  Hebung  und 
Regelung  des  Absatzes  nach  dem  Inlande  und  nach  dem  Auslande 
versucht  worden?  Wie  groß  war  der  Absatz  der  Menge  und  dem  Werte 
nach:  a)  nach  dem  Inlande,  b)  nach  dem  Auslande,  seit  Bestehen  des 
Kartells  oder  während  der  letzten  drei  Jahre? 

Welche  Preise  konnte  das  Syndikat  auf  dem  in-  und  ausländischen 
Markte  für  seine  Erzeugnisse  erzielen?  Welche  Erwägungen  waren  für 
die  Festsetzung  der  Inlands-  und  Auslandspreise  maßgebend?  Und  in 
der  gleichzeitig  abgehaltenen  Kartellenquete  handelte  es  sich  bei  der 
Umfrage  durch  die  Regierungspräsidenten  um  die  folgenden  weiteren 
Fragen: 

Welche  Wirkungen  hat  das  Kartell  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
von  ihnen  abhängigen  Industrien  ausgeübt?  Findet  seitens  des  Kartells 
ein  Export  statt?  Wie  stellen  sich  die  im  Inlande  verlangten  Preise  zu 
den  Exportpreisen?  Sind  Exportprämien  gewährt  worden?  An  wen 
und  in  welcher  Weise? 
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Die  „Denkschrift  über  das  Kartellwesen"  (Berlin  1906),  welche  die 
Ergebnisse  der  kontradiktorischen  Verhandlungen  und  Kartellenquete 
bildet,  gibt  aber  keinen  Aufschluß  über  die  Frage  der  Ausfuhrunter- 
stützungen, sondern  stellt  in  der  Hauptsache  nur  ein  Verzeichnis  der 
bestehenden  Kartelle,  ihre  Satzungen  und  Verträge  dar,  denen  sich  eine 
eingehende  Abhandlung  über  die  juristische  Seite  des  Kartellwesens 
überhaupt  anschließt. 

In  den  nachfolgenden  Ausführungen  soll  versucht  werden,  die  handels- 
politische Bedeutung  der  durch  die  Kartelle  gewährten  Ausfuhrunter- 
stützungen auf  ihren  Wert  und  Unwert  näher  zu  beleuchten. 

1.  Ausfuhrvergütungen  und  Exportprämien  im  allgemeinen. 

Zwischen  Ausfuhrvergütungen  und  Exportprämien  hat  man  in  der 
wissenschaftlichen  Literatur  eigentlich  bis  heute  nur  wenig  unterschieden, 
was  vielleicht  durch  das  einseitige  Vorherrschen  der  staatlichen  Ver- 
gütungen seinen  besonderen  Anlaß  findet,  wie  weiter  unten  gezeigt 
werden  mag.  Soweit  wir  haben  feststellen  können,  hat  zuerst  W.  Lotz 
eine  genaue  Scheidung  zwischen  den  erst  in  letzter  Zeit  bekannten  privaten 
Prämien  gezogen,  welche  an  die  Kartellmitglieder  gezahlt  werden,  und 
solchen  Vergütungen,  die  ein  Verband,  in  welcher  Form  er  auch  be- 
stehen möge,  seinen  Abnehmern  gewährt.  Lotz  trennt  natürlichen 
F^xport  vom  subventionierten,  indem  er  mit  der  ersten  Bezeichnung 
die  Ausfuhr  derjenigen  Industrien  belegt,  welche  im  Inlande  mit  leb- 
hafter Konkurrenz  der  einzelnen  Betriebe  zu  rechnen  haben,  wie  es 
beispielsweise  auf  die  Weberei,  Korb-  und  Spielwarenindustrie  zutrifft, 
die  auf  die  Ausfuhr  angewiesen  sind  und  auf  dem  Weltmarkte  nicht 
wesentlich  teurer  verkaufen  als  auf  dem  deutschen  Markte.  Diesen 
Industrien  steht  gegenüber  der  Typus  der  kartellierten  Industrien  und 
namentlich  derjenigen,  welche  mit  Ausfuhrunterstützungen,  öffentlichen 
oder  privaten  ausführen.  Den  Export  dieser  Gruppe  nennt  Lotz  eben 
den  subventionierten.1)  Staatliche  oder  öffentliche  Ausfuhrprämien 
erwähnt  zum  ersten  Mal  in  der  volkswirtschaftlichen  Literatur  Adam 
Smith,'2)  indem  er  berichtet,  daß  das  England  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts aus  Staatsmitteln  bare  Ausfuhrprämien  auf  Korn,  Segeltuch 
und  Schießpulver  bezahlt  habe.  Doch  führt  Smith  nur  einen  einzigen 
Fall  auf,  in  welchem  Unternehmer  eines  Geschäftszweiges  sich  schon 
damals  vereinigten,  um  aus  ihren  Mitteln   eine  Subvention  der  Ausfuhr 


')  W.  Lotz:   Sondcrintercsscn  gegenüber  «1er  Wissenschaft  einst  und  jetzt.    S.  15fr. 
2)  Adam  Smith:   Wealtfa  of  nations;   Buch  -\,   Kap.  5. 


von  bestimmten  Waren  zustande  zu  bringen  und  fügt  hinzu,  die  Operation 
habe  sich  für  die  Interessenten  gut  gelohnt. 

Daß  eine  Trennung  des  Begriffs  privater  Ausfuhr  Vergütungen  und 
Exportprämien  bis  heute  noch  nicht  streng  unterschieden  wird,  hat 
wohl  hauptsächlich  darin  seinen  Grund,  daß  die  Literatur  nur  den  staat- 
lichen i\usfuhrvergütungen  und  Exportprämien  eine  große  Aufmerksam- 
keit geschenkt  hat,  die  von  privater  Seite  gewährten,  welche  als  mit 
der  Kartellpolitik  verknüpft  weit  jüngeren  Datums  sind,  aber  weniger 
beachtet  hat.  Bezüglich  der  öffentlichen  Vergütungen  haben  einige 
Autoren  auf  den  angedeuteten  Unterschied  bereits  seit  längerer  Zeit 
hingewiesen.  So  sagt  beispielsweise  Grunzel:1)  „Während  die  Ausfuhr- 
vergütungen (nämlich  die  staatlichen)  nur  eine  Entlastung  der  Export- 
waren von  inneren  Abgaben  bezwecken,  gehen  die  Ausfuhrprämien 
viel  weiter,  indem  sie  eine  direkte  materielle  Unterstützung  des  Staates 
bedeuten,  welche  dem  heimischen  Erzeugnis  die  Ausfuhr  erleichtern  und 
dessen  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Weltmarkte  erhöhen  soll."  Eine 
Unterscheidung  zwischen  privaten  Ausfuhrvergütungen  und  Prämien 
macht  Grunzel  jedoch  nicht,  was  vielleicht  den  Schluß  zuläßt,  daß  er 
beim  Niederschreiben  seines  Werkes  solche  noch  nicht  gekannt  hat. 
Den  privaten  Vergütungen  schreibt  er  kurz  einen  zweifachen  Zweck  zu: 
„erstens  ein  neues  Absatzgebiet  zu  erobern  oder  ein  gefährdetes  altes  zu 
erhalten,  zweitens  um  einer  momentanen  Überproduktion  und  der  dadurch 
hervorgerufenen  Preisverschlechterung  durch  Abstoßung  der  überschüssig 
gewordenen  Lager  auf  fremde  Märkte  zu  steuern.2)"  Weiterhin  macht 
Brentano3)  in  seiner  Abhandlung:  Über  Ausfuhrprämien  keine  Unter- 
scheidung zwischen  Vergütungen  und  Prämien.  Dasselbe  gilt  von 
Morgenroth,4)  welcher  zum  ersten  Mal  in  seinem  soeben  erschienenen 
Buche,  die  Exportpolitik  der  Kartelle,  das  ganze  Tatsachenmaterial 
sammelt,  wie  es  durch  die  kontradiktorischen  Verhandlungen  und  Mel- 
dungen der  Tagesblätter  zutage  gefördert  worden  ist.  Wernicke  weist 
allerdings  in  seiner  Schrift,  System  der  nationalen  Schutzpolitik  nach  außen,0) 
auf  den  Unterschied  und  die  Verquickung  der  staatlichen  Vergütungen 
und  Prämien  hin,  ohne  jedoch  die  Unterscheidung  immer  streng  durch- 
zuführen. Eine  arge  Verwechslung  findet  sich  bei  Huber,  der  öfter 
von    der    Exportprämienwirtschaft    spricht,      aber     eigentlich     Ausfuhr- 


*)   Grunzel:   Handbuch  der  internationalen   Handelspolitik,   Wien  1898,   S.  13- 
-)  Ebendaselbst  S.  135. 

3)  Patria,  Jahrb.  d.  Hilfe  1904. 

4)  Die   Exportpolitik   der  Kartelle  1907. 

5)  Jena  1896. 


Vergütungen  meint,  die  „eine  gemeingefährliche  Ausdehnung"  annehmen 
könnten. 

Der  Unterschied  zwischen  privaten  Ausfuhrvergütungen  und  Aus- 
fuhrprämien läßt  sich  vielleicht  wie  folgt  festlegen: 

Private  Ausfuhrvergütungen  oder  Kartellvergütungen,  wie  man  sie 
auch  nennen  kann,  sind  Entschädigungen,  welche  den  weiterverarbeitenden 
Abnehmern  eines  Kartells  für  die  Benachteiligungen  gewährt  werden, 
die  den  letzteren  durch  den  Unterschied  zwischen  In-  und  Ausland- 
preisen erwachsen.  Ausfuhrvergütungen  gewährten  also  beispielsweise 
das  Rheinisch-Westfälische  und  das  Siegerländer  Roheisenkartell,  indem 
sie  1882  den  Walzwerken  auf  das  für  den  Export  weiterzuverarbeitende 
Roheisen  einen  Preisnachlaß  zubilligten. 

Private  Ausfuhrprämien  oder  Kartellprämien  sind  bar  zu  zahlende 
Unterstützungen,  welche  vom  Kartell  oder  Syndikat  den  Mitgliedern 
für  ausgeführte  Erzeugnisse  geleistet  werden.  Ausfuhrprämien  sollen  die 
Konkurrenzfähigkeit  der  Verbandsmitglieder  auf  dem  Weltmärkte  erhöhen 
und  sie  für  die  Verluste  schadlos  halten,  welche  ihnen  durch  niedrigere 
Auslandverkäufe  entstehen.  Solche  Prämienzahlung  ist  die  gangbarste 
Form  der  Ausfuhrunterstützung.  Sie  wird  uns  im  zweiten  Teile  dieser 
Arbeit  noch  eingehender  beschäftigen.  Vorläufig  genüge  folgendes  Bei- 
spiel zur  näheren  Erklärung:  Das  Rheinisch-Westfälische  Kohlensyndikat 
mußte  seine  an  das  Ausland  gelieferten  Kohlen  naturgemäß  zum  Welt- 
marktpreise verkaufen.  Da  letzterer  aber  in  99  von  hundert  Fällen 
niedriger  ist  als  der  auf  dem  einheimischen  Markte,  zahlte  das  Syndikat 
seinen  Mitgliedern  eine  bare  Prämie  von  1,50  Mk.  auf  die  Tonne  aus- 
geführter Kohlen.     Diese  ist  also  lediglich  eine  Ausfuhrprämie. 

Man  könnte  auch  den  Unterschied  zwischen  Vergütungen  und 
Prämien  wohl  dadurch  kennzeichnen,  daß  man  die  letzteren  als  aktive 
und  die  ersteren  als  passive  Ausfuhrunterstützungen  bezeichnet,  da  es 
sich  bei  den  Ausfuhrprämien  um  einen  baren  Zuschuß,  bei  den  Ausfuhr- 
vergütungen dagegen  nur  um  einen  Preisnachlaß  auf  die  für  den  Export 
weiterzuverarbeitenden  Erzeugnisse  der  Rohstoffverbände  handelt. 

Von  Seiten  der  Freihändler  sind  gegen  das  System  der  Ausfuhr- 
prämien und  Ausfuhrvergütungen  stets  die  schärfsten  Anklagen  erhoben 
worden.  Eine  besondere  Schärfe  nahm  dieser  Kampf  in  jener  Zeit  an, 
welche  zwischen  der  Veröffentlichung  des  Zolltarifgesetzentwurfs  im 
Sommer  1901  und  seiner  Annahme  durch  den  Reichstag  am  25.  De- 
zember 1902  lag.  Man  unterließ  es  nicht,  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Industrie  die  von  den  Agrariern  geforderten  Agrarzölle  sehr  wohl  ver- 
schmerzen könne,  da  sie  selbst  durch  Industriezölle  und  Ausfuhrprämien 
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für  alle  entstehenden  Nachteile  sich  schadlos  halten  würde.  Man  habe 
der  Landwirtschaft  gern  und  freiwillig  die  verlangten  Zölle  zugestanden, 
da  man  sich  darüber  klar  gewesen  sei;  daß  die  Landwirte  die  Zeche 
für  die  Ausfuhrunterstützungen  doch  bezahlen  müßten,  welche  die  ihnen 
so  verhaßte  Industrialisierung  Deutschlands  im  beschleunigten  Tempo 
herbeiführen  würden.1)  In  dem  damaligen  Zollkampfe  waren  sogar 
viele  der  unvermeidlichen  Ansicht,  daß  der  Kernpunkt  des  Zolltarifs 
nicht  die  Agrarzölle  seien,  sondern  einzig  und  allein  die  Industriezölle 
und  die  Ausfuhrunterstützungen,  welche  durch  die  Agrarzölle  ermöglicht 
würden.  Fielen  diese,  so  könnten  die  Industriellen  auch  die  Agrarzölle 
nicht  länger  tragen. 

Diese  absurden  und  auf  den  Kathedern  ausgeheckten  Annahmen 
sind  heute  jedoch  durch  die  Tatsachen  unzweifelhaft  widerlegt  worden. 
Daß  diese  Auffassung  jedoch,  wonach  der  Schwerpunkt  unserer  Zollfrage 
in  den  Ausfuhrentschädigungen  lag,  nicht  wenige  Anhänger  zählte,  läßt 
sich  vielleicht  durch  den  damaligen  Stand  der  Zuckerausfuhrprämien 
erklären.  England  erließ  zu  jener  Zeit  aus  Anlaß  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention ein  Gesetz,  welches  die  Einfuhr  von  Zucker  aus  Ländern, 
die  Zuckerausfuhrprämien  bezahlen,  mit  Zuschlagszöllen  belegt.  Der 
britische  Kolonialzucker  blieb  aber  von  solchen  Zuschlagszöllen  befreit, 
wurde  also  vor  dem  kontinentalen  Zucker  auf  dem  Markte  der  Ver- 
einigten Königreiche  bevorzugt.  Und  mit  besonderem  Nachdrucke  gelang 
es  damals  der  Regierung,  dieses  Gesetz  durchzubringen,  da  die  britischen 
Freihändler  geltend  machten,  daß  England  seine  ausgeführten  eigenen 
Waren,  seine  dem  Ausland  überlassenen  Kapitalnutzungen  und  seine 
dem  Ausland  geleisteten  Fracht-  und  Bankierdienste  viel  besser  durch 
fremde  Arbeitsleistungen  und  Kapitalnutzungen  bezahlt  erhielte,  wenn 
das  betreffende  Ausland  Ausfuhrprämien  leistete.  Ausfuhrprämien  und 
Ausfuhrvergütungen  bedeuteten  eine  gesteigerte  Rentabilität  seiner  eigenen 
Produktivkräfte. 

Ganz  dieselbe  Auffassung  vertreten  auch  unsere  einheimischen  Frei- 
händler und  wohl  noch  deshalb  besonders,  weil  private  Ausfuhrunter- 
stützungen heute  allein  von  den  Kartellen  und  Syndikaten  geleistet 
werden  und  werden  können,  welche  aber  für  jene  der  unerquicklichste 
Auswuchs  der  Schützzöllnerei  sind.  Brentano  schreibt  beispielsweise  in 
seiner  oben  schon  angeführten  Abhandlung:'2)  „In  dem  Maße,  in  dem  die 
Rentabilität  der  in  den  kartellierten  Betrieben  angelegten  Kapitalien  und 
der  Lohn  der  darin  beschäftigten  Arbeiter  durch  die  (mit  Ausfuhrprämien 


')  Brentano.     Ebendaselbst.    S.  57. 

2)  Patria,  Jahrbuch  der  Hilfe  1904.  S.  86. 
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arbeitenden)  Ausfuhrpolitik  erhöht  wird,  wird  die  Ergiebigkeit  der 
übrigen  nationalen  Kapitalien  und  der  Lohn  der  übrigen  heimischen 
Arbeiter  gemindert.  Das  Ausland  erhält,  wo  eine  Einfuhr  mit  Hilfe  von 
Ausfuhrprämien  (und  Ausfuhrunterstützungen)  und  billigeren  Ausfuhr- 
tarifen stattfindet,  mehr  an  fremden  Waren,  Arbeitsleistungen  und  Kapital- 
uutzungen,  als  es  selbst  dafür  gibt;  umgekehrt  das  Land,  aus  dem  die  Aus- 
fuhr stattfindet:  es  gibt  mehr  hin,  als  es  vom  Ausland  empfängt.  Aus- 
fuhrprämien (und  Ausfuhrunterstützungen)  bewirken  für  das  ausführende 
Land  somit  eine  Minderung  der  Ergiebigkeit  der  nationalen  Produktiv- 
kräfte, eine  Minderung  des  Entgelds  der  nationalen  Arbeit,  des  Ge- 
winnes des  nationalen  Kapitals,  eine  verringerte  Zunahme  des  nationalen 
Reichtums.  Sie  bedeuten  eine  systematische  Schleuderei  auf  Kosten 
der  nationalen  Arbeit  und  des  nationalen  Kapitals.  Sie  bedeuten  einen 
Verlust  für  die  nationale  Volkswirtschaft  unter  wechselndem  Reichtum 
weniger  auf  Kosten  des  Wohlstandes  sehr  vieler." 

Mit  diesen  Ausführungen  hat  jedoch  Brentano  den  wirklichen  Boden 
der  nackten  Tatsachen  verlassen;  seine  ausgesprochenen  Befürchtungen 
über  die  Schäden,  welche  Ausfuhrunterstützungen  der  nationalen  Wirt- 
schaft zufügen  sollen,  sind  nichts  als  theoretische  Schlüsse,  die  jedoch 
auf  falschen  Voraussetzungen  beruhen.  Er  stellt  bedeutsame  handels- 
politische Maßnahmen  als  Sonderinteressen  einer  einzelnen  Volksklasse 
hin,  von  denen  wir  aber  hinterher  noch  sehen  werden,  daß  diese  an- 
geblichen Sonderinteressen  allgemein  nationahvirtschaftliche  sind.  Es 
würde  vielmehr  angängig  sein,  den  Speer  umzudrehen  und  die  theo- 
retischen Auslassungen  und  Forderungen  jener  Freihändler  als  Individual- 
interessen hinzustellen,  welche  die  Ausfuhrunterstützungen  hauptsächlich 
deshalb  bekämpfen,  weil  sie  ihre  Träger  im  Kartellwesen  haben.  Wenn 
Ausfuhrunterstützungen  aber  in  der  Tat  nur  Maßnahmen  einzelner 
Industrien  sind,  wie  kann  man  dann  von  einer  Schädigung  der  National- 
wirtschaft reden,  gegen  deren  Milliarden  die  Tausende  von  Ausfuhr- 
unterstützungen doch  nicht  aufkommen  können.  Adam  Smith,  auf  den 
sich  alle  Freihändler  ja  nur  allzu  gern  berufen,  sagt:1)  „Die  Erwartung, 
daß  Handelsfreiheit  jemals  in  Großbritannien  vollständig  durchgeführt 
werden  sollte,  ist  so  absurd  wie  die  Erwartung,  daß  selbst  eine  Oceana 
oder  Utopia  jemals  begründet  werden  sollte.  Nicht  nur  die  Vorurteile 
des  Publikums,  sondern  —  was  viel  unüberwindlicher  ist  —  die  Sonder- 
interessen vieler  Individuen  widersetzen  sich  dem  unwiderstehlich." 
Soweit  Smith  hier  von  Sonderinteressen  vieler  Individuen  spricht,  gelten 


')   Wealth  of  Nations.    Buch  4,   Kap.  2. 
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die    vor    etwa    1 30  Jahren    gesprochenen  Worte    auf   unsere  Katheder- 
sozialisten heute  noch. 

Außer  Brentano  bekämpfen  nämlich  Gothein,1)  Vogelstein")  und 
Oeser3)  die  Ausfuhrunterstützungen,  auf  deren  Ausführungen  jedoch  in 
den  betreffenden  Werken  hier  nur  verwiesen  werden  kann. 

2.  Ausfuhrvergütungen  und  Exportprämien  im  besonderen. 

a)  Die  Auslandsverkäufe  der  Kartelle. 

Es  gibt  zur  Zeit  zwei  Arten  subventionierter  Ausfuhrindustrien.  Die 
erste  Gruppe  wird  durch  diejenigen  Gewerbe  gebildet,  welche  für  ihre 
billigeren  Auslandsverkäufe  von  Staatswegen  durch  Prämien  aus  den 
inländischen  Steuererträgnissen  entschädigt  werden.  Seit  dem  Inkraft- 
treten der  Brüsseler  Zuckerkonvention  am  I.  September  1903  betrifft 
der  wichtigste  hierher  gehörige  Fall  die  Spiritus-  und  Branntweinindustrie, 
indem  der  Staat  auf  jedes  zur  Ausfuhr  gelangende  Hektoliter  Spiritus 
eine  Ausfuhrprämie  von  6  Mk.  zahlt.4) 

Die  zweite  Gruppe  subventionierter  Ausfuhrgewerbe  wTird  durch  die- 
jenigen syndizierten  Industrien  gebildet,  welche  ihren  Mitgliedern  durch 
Prämien  oder  Vergütungen  den  Schaden  ersetzen,  den  diese  durch 
billigere  Auslandsverkäufe  erleiden.  Hierher  gehören  neben  sehr  vielen 
anderen  die  Kartelle   der  Montan-  und  Hüttenindustrie. 

Da  wir  uns  mit  den  staatlichen  Ausfuhrprämien  hier  nicht  be- 
schäftigen wollen,  wird  diese  zweite  Gruppe  subventionierter  Ausfuhr- 
gewerbe der  alleinige  Gegenstand  der  weiteren  Ausführungen  sein. 

Durch  die  Verhältnisse  des  Weltmarktes  sind  unsere  Exporteure 
gezwungen,  in  den  weitaus  meisten,  wenn  nicht  allen  Fällen  billiger  an 
das  Ausland  zu  verkaufen  als  auf  dem  einheimischen  Markte.  Wenn 
nicht  infolge  wilden  Wettbewerbes  der  normale  Stand  der  Inlandspreise 
in  einem  Gewerbe  herabgedrückt  wird,  dann  ist  gewöhnlich  der  Welt- 
marktspreis um  die  Höhe  des  Zolles  niedriger  als  der  einheimische 
Preis.  Auf  dem  Auslandsmarkte  fällt  eben  in  vielen  Fällen  der  Schutz- 
zoll weg,  wodurch  unsere  Industrien  in  die  Lage  versetzt  werden,  dort- 
hin billiger  zu  liefern  als  nach  Ländern  mit  hoher  Zollschranke.  Diese 
Verhältnisse  gelten  jedoch  nur  für  die  Ausfuhr  nach  solchen  Staaten 
ohne  Schutzzoll,  welche  in  ihrem  Innern  selbst  keine  wettbewerbsfähige 


*)  Die  Internationale   Regelung  der  Eisenzölle,   Berlin    1905. 
2)  Die  Industrie  der  Rheinprovinz,  Stuttgart  und  Berlin   1902. 

Wie  stellen  wir  uns  zu  den   Kartellen  und   Syndikaten?      Frankfurt  a.  M.  1902. 
4)   In   mancher  Hinsicht   könnte   man   auch  den  Zollveredelungsverkehr  hinzu  rechnen. 
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Industrie  bergen.  So  sind  billige  Verkäufe  der  Eisenindustrie  nach  den 
Vereinigten  Staaten  nur  ganz  ausnahmsweise  möglich,  da  die  Union 
nicht  nur  hohe  Zollmauern  errichtet  hat,  sondern  auch  eine  Eisen- 
industrie besitzt,  welche  in  den  meisten  Zweigen  zu  scharfem  Wett- 
bewerbe fähig  ist.  Soweit  dagegen  die  deutsche  Eisenindustrie  bei 
einer  Ausfuhr  ihrer  Erzeugnisse  nach  England  in  Betracht  kommt,  so 
hat  sie  nur  die  Konkurrenz  des  britischen  Eisengewerbes  zu  bestehen, 
aber  keine  Zollschranke  zu  überwinden.  Zu  diesen  beiden  den  Aus- 
landsabsatz bestimmenden  Eaktoren  tritt  in  den  meisten  Fällen  noch 
der  Wettbewerb  der  gleichen  Industriezweige  dritter  Länder,  soweit  sich 
diese  eben  an  der  Ausfuhr  beteiligen.  Dabei  sind  diese  drei  Haupt- 
momente, von  denen  die  Ausfuhrgeschäfte  abhängen,  nur  die  Summe 
unzähliger  vieler  Nebenumstände,  die,  allein  genommen,  oft  belanglos 
sind,  in  ihrer  Gesamtheit  aber  große  Wirkungen  bedeuten.  Bruchteile 
von  Pfennigen  für  Arbeitslöhne,  für  Rohstoffe  und  Frachtsätze  wirken 
zusammengenommen  schon  riesenhaft  auf  die  Verhältnisse  ein.  Und 
doch  hängt  das  Ausfuhrgeschäft  bei  seiner  Preisfestsetzung  meist  schon 
von  Pfennigen  ab.  Wie  unendlich  klein  brauchen  deshalb  nur  die 
Ursachen  zu  sein,  welche  sich  millionenhaft  häufen  und  namentlich  bei 
solchen  Auslandsverkäufen,  die  im  WrettbewTerbe  mit  vielen  anderen 
Ländern  errungen  werden  müssen.  Für  uns  sind  deshalb  die  billigeren 
Auslandsverkäufe  nur  eine  notwendige  und  ganz  natürliche  Folge  des 
freien  Spiels  der  Kräfte  auf  dem  internationalen  Markte  und  kein  Gegen- 
stück zu  den  höheren  Inlandspreisen,  welche  durch  Warenknappheit 
seitens  der  Kartelle  nach  Ansicht  der  Sozialmoralisten  künstlich  erzeugt 
werden  soll.  So  schreibt  beispielsweise  Lotz:1)  „Die  Syndikatsleitung 
hält  darauf,  daß  der  inländische  Markt  nicht  überfüllt,  sondern  stets 
knapp  gehalten  werde.  Für  das  am  inländischen  Markte  verkaufte 
Quantum  erstrebt  man,  möglichst  einen  um  Zoll  und  Fracht  höheren 
Preis,  als  der  jeweilige  Weltmarktspreis  ist,  aufrecht  zu  erhalten."  Nach 
einigen  wird  eine  solche  Warenknappheit  durch  die  Kartelle  durch  eine 
überaus  starke  Ausfuhr  erzeugt,  andere  wieder  schreiben  sie  dem  Um- 
stände zu,  daß  bei  sinkender  Konjunktur  seitens  der  Kartelleitung 
Produktionseinschränkungen  verfügt  werden.  Wer  als  Nichtkenner  der 
wahren  Tatsachen  solche  Behauptungen  liest,  könnte  wirklieh  glauben, 
die  Kartelle  wollten  nichts  anderes  als  die  Träger  der  nationalen  Wirt- 
schaft schikanieren  und  schädigen,  wofür  sie  sogar  den  ganzen  Gewinn 
einsetzten.     Doch    die  Verbände    der  deutschen   Industrie  sind   nicht   so 

')  Lotz;   A.  a.  O.   S.  17. 


dumm,  daß  sie  im  Auslande  ihre  Erzeugnisse  verschleudern,  wenn  sie 
auf  dem  einheimischen  Markte  dieselben  zu  höheren  Preisen  verkaufen 
können.  Auch  haben  die  Kartelle  unserer  Montan-  und  Eisenindustrie  — 
die  hier  in  erster  Linie  betrachtet  werden  sollen  —  als  Monopol- 
organisationen es  garnicht  nötig,  erst  eine  Warenknappheit  zu  erzeugen. 
Wenn  Mangel  an  syndizierten  Erzeugnissen,  welcher  Art  sie  auch  sein 
mögen,  eingetreten  ist,  dann  ist  es  lediglich  auf  technische  Unzuläng- 
lichkeiten und  Störungen  aus  „höherer  Gewalt"  zurückzuführen  gewesen 
und  nicht  auf  schlechte  Absicht  der  betreffenden  Kartelleitungen.  Daß 
hingegen  aber  eine  verhängnisvolle  Warenknappheit  infolge  großer 
Arbeiterausstände  eintreten  kann  und  mehrfach  eingetreten  ist,  vergessen 
die  Anhänger  jener  Absicht  wohlweislich  zu  behaupten.  So  wurde  im 
Jahre  1906  durch  den  zwölfwöchentlichen  Arbeiterausstand  auf  dem 
Aachener  Hütten -Aktien -Verein  zu  „Rote  Erde"  der  ohnehin  sich  stark 
geltend  machende  Roheisenmangel  noch  ganz  wesentlich  gesteigert.  Es 
gehört  wirklich  ein  gut  Teil  Voreingenommenheit  dazu,  wenn  man  be- 
haupten wollte,  daß  Kohlensyndikat  und  Stahlwerksverband  zur  Zeit 
der  Hochkonjunktur  1 905/07  aus  Absicht  nicht  den  Anforderungen  auf 
Warenlieferungen  genügt  hätten.  Angesichts  solcher  Ansichten,  über 
die  Tätigkeit  der  Kartelle,  kann  die  Klage  so  manches  Katheder- 
sozialisten denn  auch  nicht  weiter  verwundern,  daß  dem,  der  sich  mit 
dem  Wirtschaftsleben  wissenschaftlich  beschäftigt,  der  Widerstreit  von 
angeblichen  Sonderinteressen  und  Wissenschaft  auf  Schritt  und  Tritt 
begegnen. 

Nachdem  wir  zu  der  Überzeugung  gelangt  sind,  daß  die  billigeren 
Auslandsverkäufe  nichts  anderes  als  eine  natürliche  Folge  der  auf  dem 
Weltmarkte  geltenden  Verhältnisse  sind,  wollen  wir  weiter  sehen,  wie 
weit  die  Kartelle  von  jenen  billigeren  Auslandsverkäufen  Gebrauch 
gemacht  haben.  Die  kontradiktorischen  Verhandlungen  haben  in  an- 
erkennenswerter Weise  das  betreffende  Material  gesammelt  und  nach 
Industriezweigen  zusammengestellt. 

Zur  Zeit  der  kontradiktorischen  Verhandlungen  über  das  Rheinisch- 
Westfälische  Roheisensyndikat  am  30.  November  und  1.  Dezember  1903 
hatte  dieses  Kartell  auf  die  Preisgestaltung  des  Ausfuhrgeschäfts  leider 
noch  keinen  Einfluß,  es  unterlag  lediglich  die  Menge  der  Ausfuhr  der 
Verfügung  der  Verbandsleitung.  Deshalb  konnte  man  dem  Roheisen- 
syndikat auch  keinen  Vorwurf  über  billigere  Auslandsverkäufe  und  eine 
Schädigung  der  inländischen  Verbraucher  machen.  Es  wurde  nur  fest- 
gestellt, daß  der  Weltmarktspreis  für  Gießereiroheisen  durchschnittlich  um 
4  Mark  die  Tonne  in  den  letzten  drei  Jahren  niedriger  gewesen    sei    als 
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der  Preis  auf  dem  einheimischen  Markte.  Dazu  bemerkten  die  Ver- 
treter des  Syndikats  treffend,  daß  die  Auslandspreise  nicht  erhöht  werden 
könnten,  da  sie  nicht  von  den  deutschen  Exporteuren,  sondern  in  der 
Hauptsache  von  den  Eisenwerken  in  Middlesbrough  und  Glasgow  be- 
stimmt würden.  Wenn  das  Rheinisch-Westfälische  Roheisensyndikat  in 
seinem  Auslandsgeschäften  nur  einen  um  4  Mk.  geringeren  Preis  er- 
zielt hat  als  im  Inlande,  dann  kann  man  in  diesem  Falle  nicht  gut  von 
einer  Bevorzugung  der  fremdländischen  Käufer  sprechen,  da  der  Roh- 
eisenzoll in  jener  Zeit  10  Mk.  auf  die  Tonne  betrug  und  die  Fracht 
von  Ruhrort  nach  England  für  die  gleiche  Menge  sich  auf  1 1  und 
12  Mk.  stellte.  Vorausgesetzt,  daß  die  Selbstkosten  für  Roheisen  in 
Deutschland  und  Großbritannien  ungefähr  dieselben  gewesen  wären,  hätte 
es  aber  in  der  Hand  des  Rheinisch- Westfälischen  Roheisensyndikats 
gelegen,  auf  dem  einheimischen  Markte  einen  um  21  bzw.  22  Mk. 
höheren  Verkaufspreis  zu  erzielen  als  auf  dem  Weltmarkte,  da  es  um 
eben  diese  Summe  billiger  in  Deutschland  liefern  konnte  als  der  einzig 
in  Betracht  kommende  Wettbewerber  Großbritannien.  Nach  England 
selbst  wird  jedoch  das  Rheinisch- Westfälische  Roheisensyndikat  zu  einem 
um  4  Mk.  die  Tonne  billigeren  Preise  wohl  nicht  verkauft  haben 
können,  da  in  diesem  Falle  der  Preisunterschied  zwischen  deutschem 
Gießereiroheisen  Nr.  III  und  britischem  Clevelandroheisen  Nr.  III  be- 
trächtlich gewesen  sind,  wie  untenstehende  Zusammenstellung  zur  Genüge 
ergibt.  Allerdings  ist  der  Absatz  deutschen  Roheisens  nach  England 
nur  sehr  gering  und  dürfte  in  Wirklichkeit  auch  nicht  einmal  die  An- 
gaben des  amtlichen  statistischen  Jahrbuchs  erreichen,  da  eben  viele 
Ausfuhrgeschäfte  nach  Großbritannien  vermerkt  werden,  die  in  der  Tat 
nur  durch  Vermittelung  englischer  Schiffe  und  Händler  ganz  anderen  Be- 
stimmungsländern zugeführt  werden.  Da  aber  andrerseits  Großbritannien 
auch  nach  den  Absatzgebieten  verkauft,  welche  auch  den  deutschen 
Eisenindustrien  gehören,  so  folgt  aus  den  angeführten  Merkmalen,  daß 
Großbritannien  seine  Roheisensorten  in  jenen  Bezirken  ebenfalls  zu  ganz 
erheblich  höheren  Preisen  abgesetzt  hat  als  an  die  britischen  weiter- 
verarbeitenden Industrien.  Diese  Erscheinung  dürfte  um  so  mehr  zu- 
treffen, da  England  in  den  meisten  Fällen  infolge  seiner  geographischen 
Lage  günstigere  Frachtsätze  hat  als  Deutschland.  Wenn  jedoch  die 
Angaben  angezweifelt  werden,  nach  denen  der  Preis  für  an  das  Ausland 
geliefertes  Gießereiroheisen  Nr.  III  nur  durchschnittlich  um  4  Mk.  die 
Tonne  niedriger  gewesen  sei,  und  auf  21  bis  22  Mk.  angegeben  werden, 
dann  kann  es  sich  nur  um  ganz  vereinzelte  Ausnahmefälle  handeln,  wie 
sie  eben  durch  den  Absatz   nach   England    gegeben  werden.     Bei  west- 


fälischem  Thomasroheisen  und  schottischem  pig  iron  hat  der  Preisunter- 
schied aber  auch  niemals  einen  solchen  Umfang  angenommen  wie  es 
bei  den   beiden  anderen  Sorten  der  Fall  gewesen  ist. 


Jahesdurchnitts- 

Jahresdurchschnitts- 

Jahr 

Deutschcs    Gießer- 
roheisen Nr.  III  ab^j 
Werk  in  Rheinland  3 
5!' 

Engl.      Cleveland-  £? 
eisen    Nr.    III    ab M 
Middlesbrough    1  t 

Diffe- 
renz 
in 

Jahresdurchschnitts- 
preise für 
Englisches  Gießereisen 
einschl.  Verzollung  in 
Ruhrort.      Die  Tonne 

schottisches  pig 
iron   ab   Glasgow  xs 

vT 

Westfälisches       «, 
Thomasroheisen    *t 
frei   Vcrbrauchs- 
stelle 

Diffe- 
renz 
in 

dfa 

sh.  u.  d. 

J6 

Jt 

di 

sh.  u.  d. 

J6 

1890 

67,23 

44,    7 

22 

67,64 

60,96 

49,    7 

1 1 

1891 

60,00 

40,   0 

20 

60,50 

49,5° 

47,    2 

2 

1892 

56,62 

38,    6 

18 

57,9° 

49,33 

41,10 

8 

1893 

53,83 

34,io 

20 

54,o8 

45,54 

42,   4 

3 

1894 

53,75 

35,   9 

18 

SS,00 

45, 17 

42,    8 

2 

1895 

54,67 

36,    1 

19 

56,00 

45,63 

44,    5 

1 

1896 

57,5° 

38,   2 

20 

66,50 

56,58 

46,10 

10 

1897 

60,00 

40,   7 

20 

60,00 

56,50 

45,    4 

1 1 

1898 

60,50 

42,   2 

19 

61,42 

60,00 

47,    2 

*3 

1899 

75,75 

60,   1 

16 

81,40 

70,25 

63,   9 

6 

1900 

97,33 

69,   3 

38 

93,83 

87,80 

69,   4 

18 

1901 

98,00 

45,   5 

53 

80,00 

90,20 

53,   9 

36 

1902 

60,67 

49-   3 

11 

66,77 

57,13 

54,   6 

3 

1903 

63,96 

46,   3 

18 

66,42 

57,21 

52,   3 

5 

1904 

65,5° 

43,   3 

21 

66,00 

57,8o 

51!  5 

6 

Aus  dieser  Zusammenstellung  folgt  ohne  weiteres,  daß  die  Selbst- 
kosten für  englisches  Gießereiroheisen  ganz  bedeutend  niedriger  sind  als 
für  deutsches."2)  Der  Erzbezug  für  die  britischen  Hochöfen  ist  schon  viel 
billiger  als  der  für  die  deutschen.  Auf  die  näheren  Angaben  über  eng- 
lische Kohlen-  und  Kokspreise  muß  hier  auf  die  Ausführungen  von 
Uhde3)   hingewiesen  werden. 

Was  die  Halbzeugverkäufe  nach  dem  Ausland  betrifft,  so  ist  in  den 
kontradiktorischen  Verhandlungen  über  den  Halbzeugverband,  auf  welche 
wir  mit  Ausnahme    einiger  Zeitungsnachrichten   allein   angewiesen    sind 


*)  Die  englischen  Preise  sind   aus  dem   Londoner  Economist,    zitiert    nach  Morgenroth, 
a.  a.  O.,  die  deutschen  Preise  aus  „Stahl  und  Eisen". 

2)  Vgl.  Stahl  .und  Eisen,   1901. 

3)  Uhde,  Die  Produktionsbedingungen  des  deutschen  und  englischen  Steinkohlenberg- 
baues, Jena    1907. 
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behauptet  worden,  daß  1902  große  Mengen  Knüppel  zum  Preise  von 
72  Mk.  frei  Bord  Seehafen  Antwerpen  verkauft  worden  seien.  Da  diese 
Preise  noch  die  Fracht  Dortmund-Antwerpen  in  Höhe  von  5,70  Mk.  ein- 
schließen, so  stellte  sich  demnach  der  Auslandspreis  auf  rund  66  Mk. 
gegen  80,  die  auf  dem  einheimischen  Markte  gefordert  wurden.  Die 
inländische  Industrie  kaufte  also  um  14  Mk.  ungünstiger  als  die  aus- 
ländischen Abnehmer,  wovon  allerdings  die  Ausfuhrprämien  noch  ab- 
zuziehen sind.  Es  wurden  jedoch  seitens  des  Vertreters  des  Halbzeug- 
verbandes diese  Angaben  für  nichtig  erklärt.  Wäre  man  doch  noch 
Verkäufe  zu  66  Mk.  ab  Werk  für  das  Ausfuhrgeschäft  eingegangen, 
dann  würde  sich  der  Gesamtpreis  für  die  Tonne  Knüppel  an  Bord 
des  Schiffes  einschließlich  aller  Unkosten  für  Fracht  und  Verladen  auf 
81  Mk.  gestellt  haben.  Nach  einer  anderen  Meldung1)  sollen  sich  die 
Preise  für  Thomas-Knüppel  in  Deutschland  auf  95  Mk.  frei  Bord  See- 
hafen Antwerpen  dagegen  nur  auf  74  Mk.  belaufen  haben. 

Wir  wollen  keine  weiteren  Beispiele  billigerer  Auslandsverkäufe 
durch  die  deutsche  Eisenindustrie  hier  anführen,  da  es  für  unsere  Dar- 
legungen nur  darauf  ankommt  nachzuweisen,  daß  in  den  meisten  Fällen 
das  Ausland  billiger  von  den  deutschen  Produzenten  bezieht  als  die  ein- 
heimischen Verbraucher.  Nur  einige  Belege  aus  der  Kohlenindustrie 
mögen  noch  herangezogen  werden;  im  übrigen  müssen  wir  hier  auf  den 
folgenden  Abschnitt  verweisen. 

In  den  kontradiktorischen  Verhandlungen  gaben  die  Vertreter  des 
Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikats  folgende  Durchschnittspreise 
für  den  gesamten  Absatz  an: 


Jahr 


1900 
1901 
1902 


im   Inlande 


10,70  Mk. 
II,OI      „ 
IO,45      » 


im   Auslande 
(frei  Empfangsort) 


9,82  Mk. 
11,22     „ 
9,84     „ 


Unterschied 


absoluten 
Werten 


-  0,88  Mk. 
-ho,2i    „ 

—  o.6i     „ 


Prozenten 


—  8,2 

+  1,9 

-  5,8 


Demnach  hat  also  das  Rheinisch-Westfälische  Kohlensyndikat  mit  Aus- 
nahme des  Jahres  1901,  dem  Jahre  der  Kohlenknappheit,  nach  dem 
Auslande  billiger  verkauft  als  an  die  einheimischen  Verbraucher.  Der 
Unterschied  wird  zugunsten  des  Auslandes  noch  größer,  wenn  man  be- 
denkt, daß  in  diesen  Preisen  auch  die  Erachtkosten  enthalten  sind,  welche 


')    Köln.   Volksztg.    12.  September  1902. 
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für    den    inländischen    Absatz    noch    hinzukommen. 
Export  nach  dem  Auslande  durch  das  Syndikat 


Dabei    betrug    der 


in  den  Jahren  1 896  97 
1897/98 
1898/99 


4688404 1=  15,9  Vomhundert  des  Gesamtabsatzes 
49640991=  15,7 
5  644660 1=  16,8 


1899  :   5648335  t  =16,0 

1900  :   5  861 961  t  =  1 5,5 

1901  :  6o63954t=  16,4 

Von  dieser  Ausfuhr  des  Syndikats  nach  dem  Auslande  entfielen  auf 
Holland  und  Belgien: 

im  Jahre    1898:      5027933  t 
„        1899:      5  13543/t 
also   1899  2,14  Vomhundert  mehr  als  im  Vorjahre. 

Ein  Vergleich  dieser  Zahlen  mit  den  entsprechenden  Angaben  in 
der  deutschen  Handelsstatistik  zeigt,  daß  sich  die  Ausfuhr  des  Syndikats 
mit  der  Gesamtausfuhr  von  Steinkohlen  nach  diesen  Ländern  deckt, 
Es  betrug  nämlich  nach  der  amtlichen  deutschen  Handelsstatistik  die 
Ausfuhr  von  Steinkohlen  nach  Belgien  und  den  Niederlanden 

im  Jahre   1898:      5041435  t 
1899:      5123436  t 

Diese  geringe  Abweichung  dürfte  indessen  auf  die  Verschiedenartigkeit 
in  der  Zeit  der  statistischen  Anschreibung,  die  zwischen  dem  Syndikat 
und  der  Handelsstatistik  besteht,  zurückzuführen  sein.  In  diesen  An- 
gaben sind  weiterhin  nicht  nur  die  Mengen  für  Steinkohle,  sondern  auch 
für  Koks  und  Briketts  mit  einbegriffen.  Außerdem  enthalten  sie  den 
gesamten  Versand  an  Steinkohle,  Koks  und  Briketts  nach  Luxemburg, 
das  allein  im  Jahre  1898  968183  und  1899  sogar  1013650  t  Koks  be- 
zog. Dadurch  verringert  sich  die  Ausfuhrmenge  des  Kohlensyndikats 
doch  schon  ganz  beträchtlich,  so  daß  für  Holland  im  ersten  Jahre  nur 
noch  rund  2730000  t  und  im  zweiten  2700000  t  als  Ausfuhrmengen  in 
Betracht  zu  ziehen  sind.  Davon  sind  mehr  als  95  Vomhundert  auf  dem 
Wasserwege  von  Ruhrort  aus  versandt  worden,  so  daß  sich  also  die 
Tonnenfracht  frei  Rotterdam  bezw.  Antwerpen — das  wir  hier  auch  heran- 
ziehen müssen  —  auf  etwa  2,50  Mk.  stellte.  Dadurch  wird  aber  der 
Auslandspreis  für  Syndikatskohlen  nur  ganz  unwesentlich  geringer  als 
die  oben  einschließlich  Frachtkosten  angegebenen  Sätze.  Und  wenn 
weiterhin  über  den  „Frachtschutz"  geklagt  wird,  den  die  preußischen 
Eisenbahnen    für  Ausfuhrkohlen    seit    1897    gewähren,    so  kann  er  nach 

Piepenhorst,  Die  handelspolitische  Bedeutung  der  Ausfuhrunterstützungen.  2 
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Lage  der  geographischen  Verhältnisse  hier  gar  nicht  zur  Ausnutzung 
gelangen.  Eine  Ausnahme  machen  allerdings  die  nach  Luxemburg  ver- 
sandten Koksmengen,  die  ausschließlich  durch  die  Eisenbahn  verschickt 
werden  und  auch  Ausnahmetarife  genießen.  Aber  man  kann  jedoch 
Luxemburg  nicht  gut  als  Ausland  betrachten. 

Die  Ausfuhrtransporte  des  Kohlensyndikats  sind  also  an  den  Er- 
mäßigungen des  Ausfuhrtarifs,  die  beispielsweise  für  das  Jahr  1900  auf 
rund  2  '  4  Millionen  Mark  angegeben  wurden,1)  nicht  stark  beteiligt. 
Den  weiteren  Gang  der  Ausfuhr  nach  Holland  und  Belgien-Luxemburg 
möge  folgende  Übersicht  zeigen: 

Es  wTurden  ausgeführt  nach  a)  Holland  und  b)  Belgien-Luxemburg 
in  Tonnen:2) 


im 

Steinkohlen 

Koks 

Bri 

ketts 

1     Insgesamt 

Jahre 

a) 

b) 

a) 

b) 

a) 

b) 

1900 

2565404 

I 083982 

95688 

1  185542 

19833 

2320I 

4952769 

1901 

2  ÖOI  970 

io35849 

83566 

932250 

26402 

13670 

4693707 

1902 

3059O4O 

I 179950 

160  274 

1084589 

42  718 

17  154 

5543725 

J903 

3291766 

133814° 

I553II 

1369588 

40440 

27210 

6222455 

1904 

3583494 

I 163897 

15*957 

1352920 

55641 

32832 

6340741 

i9°5 

3144041 

I  199179 

199971 

1  460 152 

58721 

74805, 

6 136  769 

1906 

3366389 

I 498  642 

222412 

1  460066 

76429 

I36705 

6  760643 

Bei  diesen  Angaben  darf  man  weiterhin  nicht  aus  dem  Auge  lassen, 
daß  Holland  und  Belgien  keine  unbestrittenen  Absatzgebiete  des 
Rheinisch-Westfälischen  Kühlensyndikats  sind,  die  hierfür  in  Betracht 
kommenden  Preise  also  nicht  lediglich  nach  den  Wünschen  des  Produ- 
zenten festgesetzt  werden.  In  beiden  Ländern  hat  das  Kohlensyndikat 
die  britischen  Mitbewerber  gegenüber,  die  an  Machtstellung  dem  Syn- 
dikat jedenfalls  überlegen,  zum  mindesten  aber  gleich  sein  dürfte.  Die 
sonstige  Preisgestaltung  der  deutschen  und  englischen  Kohle,  gibt  die 
Zusammenstellung8)  auf  Seite  19  an,  wobei  jedoch  zu  beachten  ist,  daß 
eine  Vergleichung  zwischen  den  beiden  Kohlensorten  nicht  ohne 
weiteres  möglich  ist.  Die  Hauptsache  ist  aber,  daß  die  Tabelle  zeigt, 
daß  1894  noch  in  Deutschland  die  Kohlendurchschnittspreise  billiger 
als  die  englischen  waren,  seitdem  sich  das  Verhältnis  jedoch  umge- 
staltet hat. 


*)  Amtlicher  Bericht  über    Handel    und   Industrie.      1900,   Teil   II. 

2)  Jahrbuch  für  den  Oberbergamtsbezirk  Dortmund.     7.  Jahrgang.     S.  647. 

3)  Die    deutschen   Preise    sind    dem   Jahrbuch    für    den    1  >l„rbergamtsbezirk  Dortmund 
1905  06,  die  englischen  dem   Morgenrothschen   Werke  entnommen. 
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Durchsch 

nittlicher 

Kohlenpreise  in    ; 

Wert  einer  Tonne 

Kohlenpreise  in   Niederrheinland-West- 

England 

für  eine 

Steinkohle  an   der 

falen  für  eine   Tonne 

engl.   T 

anne  = 

Jahr 

Schachtöffnung 

Wallsend 

New  Cast- 

im  Ruhr- 

in 

Flaum- 

Fett- 

Mager- 

Gas- 

Hetton in 

le  Steam 

bezirk 

England 

kohle 

kohle 

kohle 

kohle 

London 

coal 

J6 

J6 

d6 

Jt 

Ji 

M 

sh 

sh 

1888 

4,80 

5,16 

6,32 

6,04 

5,3° 

7,52 

l6l/2 



1889 

5,47 

6,48 

9,29 

8,48 

8,26 

11,04 

r;1  .. 



1890 

7,98 

8,42 

12,36 

10,72 

1 1,00 

14,58 

I9 

I31.. 

1891 

8,38 

8,16 

1 1,02 

9,86 

9,73 

12,91 

I9 

«x/. 

1S92 

7,3's 

7,42 

9,75 

8,50 

7,75 

n,75 

iS1/, 

10 

l893 

6,42 

6,93 

7,58 

7,29 

7,5° 

9,79 

^/s 

iq1/2 

[894 

6,38 

6,86 

8,70 

8,00 

7,5° 

10,50 

^ 

10 

1895 

6,66 

6,16 

8,33 

8,00 

7,5° 

11,25 

15 

81/ 

0    12 

1896 

6,7  7 

5,97 

8,03 

8,25 

7,67 

10,1  7 

15 

8 

1897 

7,o4 

6,04 

8,57 

8,85 

8,32 

11,17 

:5"  1 

&L 

1898 

7,32 

6,48 

8,84 

9,08 

8,59 

11,46 

i6:!  , 

10»/, 

1899 

7,66 

7,74 

9,!3 

9,37 

8,88 

n,75 

i8\. 

1  2 

1900 

8,53 

11,03 

10,00 

10,25 

9,5° 

12,75 

2  3*^ 

*ill* 

1901 

8,76 

9,54 

10,00 

10,25 

9,5° 

12,00 

20 

«V. 

1902 

8,39 

8,39 

9,72 

9,60 

8,75 

12,00 

i8V2 

"*/« 

1903 

8,28 

7,82 

9,44 

9,38 

'8,31 

n,75 

I61/, 

IC1/* 

1904 

8,25 

7,3  5 

9,38 

9,3S 

8,25 

n,75 

iö1/, 

91/* 

1905 

8,40 

6,92 

<»,47 

9,49 

8,72 

11,81 

*5f/i 

91/, 

1906 

8,76 

8,32 

10,27 

10,27 

9,53 

12,50 

— 

— 

Nach  den  Angaben  des  Rheinisch-Westfälischen  Kokssyndikats  in 
den  kontradiktorischen  Verhandlungen  sind  in  den  Jahren  1900 — 1902 
folgende  Meneen  Koks  abgesetzt  worden: 


— m _    . 

nach 

Mengen  in  Tonnen 

1900               1901 

1902 

a)  Inland    (einschließlich    Luxemburg) 

b)  Ausland 

6126761        5374476       5261183 
1659586   1    1459091    j    1611979 

7786347       6833567 

6873  J62 

Die  erzielten  Preise  betrugen 


Auslandspreis   für 

die 

Jahr: 

Inlandspreis  für  die 

Tonne 

Tonne  einschl.   Fracht 

Unterschied 

I9OO 

17,00  Mk. 

16,12  Mk. 

—  0,88  Mk 

1901 

i/,oo    „ 

16,86    „ 

—  0,14    „ 

1902 

15,00    „ 

I3,u     -, 

—  1,89    „ 
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Diese  Durchschnittspreise  sind  in  vielen  Fällen  bei  den  Auslands- 
verkäufen jedoch  nicht  erzielt  worden.  So  hat  in  der  Zeit  von  1898 
bis  1902  nach  den  Feststellungen  des  Amtsgerichts  Gottesberg  das 
Kokssyndikat  an  österreichische  Werke  Hochofenkoks  zu  8,10  Mk.  die 
Tonne  verkauft,  während  die  deutschen  Abnehmer  17  Mk.  bezahlen 
mußten.1)  Noch  Ende  1901  soll  das  Syndikat  ferner  mit  böhmischen 
Eisenwerken  für  1 1  Mk.  abgeschlossen  haben  bei  einem  Inlandspreis  von 
1 5  Mk.  Ungefähr  zur  selben  Zeit  sollen  nach  der  Frankfurter  Zeitung 
Lieferungskontrakte  nach  Belgien,  Frankreich  und  Luxemburg  zum  Preise 
von   12.50  Mk.  abgeschlossen  worden  sein.2) 

b)  Die  Gründe  für  diese  Auslandsverkäufe  der  Kartelle. 

Als  die  Vertreter  der  Verbände  und  Syndikate  in  den  kontradik- 
torischen Verhandlungen  amtlich  die  schon  lange  gehegten  Vermutungen 
über  billigere  Auslandsverkäufe  noch  bestätigten,  wuchs  die  nur  mit 
großer  Mühe  unterdrückte  Erregung  bei  den  Freihandelsschwärmern  und 
Kartellgegnern  ins  Ungemessene.  Man  sprach  von  einer  Verschwendung 
und  Verschleuderung  nationaler  Güter  ans  Ausland,  denen  unbedingt 
Einhalt  geboten  werden  müsse.  Besonders  waren  es  die  Sozialpolitiker, 
welche  sich  stark  ereiferten  und  nicht  nur  in  den  billigeren  Auslands- 
verkäufen eine  Beraubung  des  deutschen  Volksvermögens  sahen,  sondern 
auch  eine  Benachteiligung  der  Arbeiter  erblickten.  Die  theoretischen 
Freihändler  machten  für  ihre  Ansichten  große  Propaganda,  die  leider  in 
den  weitesten  Kreisen  damals  fruchtbaren  Boden  fand.  Diese  wichtige 
Frage  bedarf  deshalb  einer  eingehenden  Prüfung. 

Der  Abgeordnete  Beumer3)  führte  vor  der  Zolltarif kommission  des 
Reichstages  ein  äußerst  lehrreiches  Beispiel  an,  welches  beweist,  wie 
sehr  die  Arbeiter  an  der  Geschäftslage  unserer  Eisenindustrie  interessiert 
sind:  Zu  ioooo  t  Schienen  sind  erforderlich  13000  t  Roheisen.  Diese 
bedürfen  zu  ihrer  Herstellung  25000  t  inländischer  Eisensteine,  6000  t 
Kalksteine  und  1 1 000  t  Koks,  wozu  wiederum  15000  t  Steinkohlen  er- 
forderlich sind.  Die  Förderung  von  15000  t  Steinkohlen  erfordert  an 
Arbeitslöhnen  75000  Mk.,  die  Verkokung  1 1 000  Mk.,  das  Brechen  der 
Kalksteine  3900  Mk.,  die  Förderung  des  Eisensteins  106250  Mk.,  die 
Herstellung  des  Roheisens  52000  Mk.,  die  Anfertigung  der  Schienen 
90000  Mk.      Alles    in   allem   3381 50  Mk.     Nimmt   man    die  Frachten  für 


l)  Zitiert  nach   Morgenroth:   die   Exportpolitik  der  Kartelle.     Leipzig   1907. 

irgenroth.      Ebenda. 
3)   Handbuch    der   W'irtschaftskunde     Deutschlands.      3.  Band.      Leipzig    1904.     S.   359. 
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die  Rohstoffe  mit  ~5  75oMk.  und  die  Beträge  der  öffentlichen  Gefälle 
hinzu,  so  ergibt  sich,  daß  bei  der  Vergebung  von  ioooo  t  Schienen  ins 
Ausland  dem  deutschen  Vaterlande  ein  Gesamtverlust  von  4581 50  Mk. 
erwächst.  Da  diese  Mengen  Schienen  etwa  einen  Wert  von  1  Million 
Mark  darstellen,  ist  die  Arbeiterschaft  allein  an  einem  Drittel  desselben 
beteiligt,  das  aber  verloren  gehen  würde,  wenn  die  10 000  t  Schienen 
im  Auslande  bestellt  würden.  Ist  jedoch  andrerseits  das  Ausland  Ab- 
nehmer dieser  Schienen  und  vollzieht  sich  der  Verkauf  auch  noch  zu 
so  billigen  Preisen,  so  verliert  wohl  der  Unternehmer  an  seinem  Gewinne, 
das  Interesse  der  Arbeiter  bleibt  aber  ungeschmälert. 

Die  33  Vomhundert  unmittelbaren  Arbeitslohnes,  welche  in  den 
IOOOO  t  Schienen  im  Werte  von  etwa  I  Million  Mark  enthalten  sind, 
sind  aber  doch  nur  ein  kleiner  Teil  des  wirklichen  Arbeitslohnes,  der 
in  dieser  Million  Mark  ausgeführter  Schienen  steckt.1)  Die  Anlegung 
der  Bergwerke,  aus  denen  Kohlen  und  Eisenerze  gewonnen  sind,  und 
ihre  stete  Unterhaltung  und  Versorgung  mit  neuer  Maschinerie  enthält 
wesentlichen  Arbeitslohn.  Die  Hochöfen,  in  denen  das  Roheisen  her- 
gestellt ist,  die  Stahlwerke,  in  denen  das  Roheisen  zu  Stahl  umgewan- 
delt wurde,  die  W7alzwerke,  in  welchen  die  Schienen  ausgewalzt  werden, 
sind  doch  alle  von  deutschen  Arbeitern  erbaut  und  mit  deutschen  Ma- 
schinen hergestellt.  Diese  Maschinen  und  Werkzeuge,  die  meist  aus 
Eisen  bestehenden  Anlagen  lösen  sich  wieder  auf  in  Arbeitslöhne,  die 
gerade  auch  der  Eisen-  und  Kohlenindustrie  zugute  kommen.  W7enn 
man  in  dieser  W7eise  den  Arbeitslohn  berechnet,  der  in  jenen  10000  t 
Schienen  enthalten  ist,  so  kommt  man  zu  viel  höheren  Zahlen. 

Einen  anderen  Beleg  für  das  Interesse  der  Arbeiterschaft  an  der 
Ausfuhr  von  Eisenwaren  gibt  der  Sekretär  der  Britisch  Iron  Trade  Asso- 
ciation, J.  Stephen  Jeans,  in  einem  Bericht  an  die  englische  Zolltarit- 
kommission.  Diese  Angaben  sind  um  so  wertvoller,  da  sie  aus  einem 
Lande  des  Ereihandels  stammen  und  in  welchem  „Kartelle  nicht  ihr 
Unwesen  treiben  können."  Jeans'2)  führt  aus,  daß  in  den  Jahren  1901 
und  1902  für  rund  32000000  Pfd.  Sterl.  =  652,8  Mill.  Mark  Eisen,  Stahl 
und  Stahlwaren  nach  Großbritannien  und  Irland  eingeführt  seien.  „Unter 
der  Annahme,  daß  ein  Durchschnittsgewinn  von  15  Vomhundert  auf 
dem  ganzen  Geschäft,  einschließlich  Produzenten  und  Händler,  ruht,  habe 


J)  Martin:  Die  Eisenindustrie  in  ihrem  Kampfe  um  den  Absatzmarkt.  Leipzig  1904. 
S.    185. 

2)  British  Iron  Trade  Association.  Statement  on  the  conditions  in  the  Iron  and  Steel 
Trades.  Prep,  for  the  Tariff  Commission  by  J.  Stephen  Jeans,  Secretary.  Submitted  May  51h 
1904.      S.   39. 
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ich",    so    schreibt   Jean-,    „geschätzt,    daß   sich   etwa  folgende  Ziffern  er- 
geben: 

Mill.  Mark 

70  Vomhundert  als   Lohne  in  allen  Kategorien  der  Arbeit       .     448,8 
1 5      ,,  „  Generalunkosten,  Steuern,  öffentl.  Lasten  usw.      1.02,0 

15      „  „  Gewinn     von     Bergwerksbesitzern,     Eisenin- 

dustriellen, Kaufleuten,  Frachtführern  usw.     .      102,0 

zusammen  652,8 

Jeans  weist  darauf  hin,  daß  dir  Annahme  von  70  Vomhundert  als 
Kosten  der  Arbeit  allerdings  nicht  genau  festliege.  Wenn  man  aber 
alle  Löhne  zusammenrechne,  w7elche  von  dem  Augenblicke  an,  in  welchem 
die  Hacke  zur  Anlage  des  Bergwerks  benutzt  worden  ist,  bis  zu  dem 
Augenblicke,  in  dem  die  meisten  hergestellten  Fertigfabrikate  in  die 
Fabrikhöfe  oder  Läden  der  letzten  Verbraucher  gelangen,  einschließlich 
der  auf  Eisenbahnen,  Kanäle  und  Schiffe  verwandten  Löhne,  dann  sei 
diese  Annahme  wohl  berechtigt.  „Ich  möchte  dem  noch  hinzufügen", 
fährt  Jeans  fort,  „daß  ich  weiter  die  Gesamtzahl  der  Hände,  welche  zur 
Herstellung  dieser  Produkte  erforderlich  waren,  auf  1  14782  geschätzt 
habe,  von  denen  25000  in  der  Herstellung  der  Rohmaterialien  be- 
schäftigt sind." 

Wenn  auch  diese  Aufmachungen  des  ^englischen  Volkswirtes  keinen 
Anspruch  auf  Exaktheit  haben  können,  was  bei  derartigen  Aufstellungen 
überhaupt  ausgeschlossen  ist,  so  kommen  sie  doch  zweifellos  den  Tat- 
sachen sehr  nahe.  Die  Angaben  zeigen,  daß  bei  einer  auch  noch  so 
billigen  Ausfuhr  der  Arbeiter  auch  nicht  das  geringste  Risiko  zu  tragen 
hat.  Die  Löhne  sind  in  allen  Fällen  wohl  eher  bezahlt,  als  die  Waren 
die  Reichsgrenze  überschritten  haben.  Der  Unternehmer  ist  es  ganz 
allein,  der  die  (iefahr  eines  Verlustes  bei  billigeren  Auslandsverkäufen 
auf  sich  nimmt.  Deshalb  soll  man  ihm  auch  keine  Vorstellungen  über 
seine  Handlungen  machen,  da  es  seine  eigene  Ware  ist,  die  er  verkauft. 
Weiter  zeigt  aber  auch  dieser  englische  Bericht  der  Iron  Trade  Asso- 
ciation, daß  Großbritannien  und  Irland  in  den  Jahren  1901  und  1902 
448, s  Mill.  Mark  für  die  eingeführten  Eisen-  und  Stahlwaren  allein  an 
Löhnen  an  das  Ausland  gezahlt  haben.  Im  ganzen  wird  aber  der  volle 
Preis  der  Ware  in  Höhe  von  326  Mill.  Mk.  jährlich  aus  der  britischen 
Volkswirtschaft  entrichtet.1) 

Sehr  treffend  über  die  billigeren  Auslandsverkäufe  äußerte  sich  der 
frühere  Handelsminister  Möller2)  in  der  Zolltarifkommission  bei  Gelegen- 


1     Martin,    a.    a.    <  >.      S.   r86. 

-'    Zitiert   nach   Liefmann,  Schutzzoll   und   Kartelle.     Jena   1903.     S.  18. 


—     23     — 

heit  der  Beratung  über  den  Roheisenzoll  am  i.  August  1902:  Alan  müsse 
bedenken,  daß  bei  Lieferungen  in  das  Ausland  das  Arbeitsquantum  dem 
Inlande  bliebe  und  das  Kartell  nur  seine  eigenen  Generalunkosten  ermäßige. 
In  diesem  Punkte  handelten  auch  freihändlerische  Länder,  beispielsweise 
England,  ebenso.  Auch  britische  Firmen  verkauften  billiger  in  das  Aus- 
land. Größere  Produktion  ermäßigt  eben  die  auf  die  Produktenein- 
heit fallende  Quote  der  Generalunkosten.  „Würden  die  Fabrikanten  ihre 
aufgestapelten  Warenvorräte  nur  zu  den  vorher  kalkulierten  Preisen  ver- 
kaufen, so  würden  sich  bei  Fortsetzung  des  Betriebes  die  Vorräte  zu- 
nächst immerfort  vergrößern,  was  aus  technischen  Gründen  unausführbar 
ist  und  endlich  doch  zu  Betriebseinschränkungen  und  Arbeitsentlassungen 
führen  müßte." 

Daß  nach  dem  Auslande  billiger  verkauft  werden  muß  als  im  In- 
lande, beruht  nicht  auf  einer  willkürlichen  Machenschaft  der  deutschen 
Kartelle.  Die  Ausfuhrpreise  ihrer  Erzeugnisse  sind  in  ihrer  Festsetzung 
nicht  allein  vom  Willen  der  deutschen  Produzenten  abhängig.  Das  ist 
eben  nur  in  solchen  Absatzbezirken  der  Fall,  die  gänzlich  unbestritten 
sind,  wo  also  der  fremde  Wettbewerb  nicht  gefürchtet  zu  werden  braucht. 
Das  Ausland  hat  für  die  deutschen  Erzeugnisse  aber  nur  ganz  wenige 
dieser  Gebiete,  die,  je  nach  Art  der'  ausgeführten  Waren,  ziemlich  ver- 
einzelt und  verstreut  liegen.  Nicht  einmal  das  ganze  Inland  kann  als 
unbestrittenes  Gebiet  gelten.  Können  beispielsweise  doch  in  den  meisten 
Häfen  der  deutschen  Xord-  und  Ostseeküste  das  Rheinisch-Westfälische 
Kohlensyndikat  und  die  Oberschlesische  Kohlenkonvention  den  Wett- 
bewerb englischer  Kohlen  nicht  bestehen.  So  sind  im  Jahre  1906  nicht 
weniger  als  2997297  t  englischer  Kohlen  über  die  Häfen  der  Ostsee- 
küste und  3966158  t  über  die  Nordseehäfen  eingeführt  worden.  Sogar 
in  einigen  Hafenplätzen  des  Binnenlandes  kamen  im  Vorjahre  592459  t 
an,  so  daß  also  1906  nicht  weniger  als  7555724  t  englischer  Kohlen 
nach  Deutschland  eingeführt  worden  sind.  Ebenso  waren  unter  den 
3588000  t  Kohlen,  welche  zur  Versorgung  Großberlins  im  Vorjahre  not- 
wendig waren,  nicht  weniger  als  596000  t,  also  annähernd  17  Vom- 
hundert,  englischer  Herkunft.  Daß  in  all  diesen  Gebieten  nicht  die  Preis- 
politik des  Kohlensyndikats  und  der  Oberschlesischen  Konvention  aus- 
schlaggebend ist,  ist  selbstverständlich.  Man  mag  aber  daraus  schließen, 
wie  viel  schwieriger  sich  der  Absatz  deutscher  Waren  in  solchen  Ge- 
bieten des  Auslandes  gestalten  muß,  die  noch  viel  mehr  als  jene  Hafen- 
plätze von  fremdländischem  Wettbewerb  bedroht  sind.  Daß  der  inländische 
Eisenmarkt  dagegen  fast  ausschließlich  den  einheimischen  Produzenten  ge- 
hört, ist  eine  Folge  der  Eisenzölle  und  ihrer  unentbehrlichen  Wirkungen. 
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Daß  auch  die  Abnehmer  des  Roheisensyndikats,  welche  bei  den 
kontradiktorischen  Verhandlungen  die  Maßnahmen  des  Syndikats  ver- 
urteilten, nicht  diesen  Schutzzoll  entbehren  möchten,  haben  ihre  Ver- 
treter klipp  und  klar  ausgesprochen.  Als  Bergrat  Gothein1)  die  Frage 
stellte,  ob  die  Roheisensyndikate  auch  ohne  Schutzzoll  auf  Eisen  weiter 
bestehen  könnten,  erklärte  der  Direktor  des  Eisenwerks  Kaiserslautern 
Uge  zugleich  im  Namen  seiner  Freunde,  also  der  Maschinenfabrikanten, 
daß  sie  voll  und  ganz  auf  dem  Standpunkte  des  Schutzes  der  nationalen 
Arbeit  ständen  und  daß  sie  ihre  Beschwerden  nur  vorgebracht  hätten, 
um  die  Auswüchse  und  Einseitigkeiten,  die  bei  der  Tätigkeit  der  Roh- 
eisensyndikate hervorgetreten  seien,  durch  das  Betonen  von  Interessen 
einzelner  Industrien  zur  Sprache  zu  bringen.  „Wir  sind  uns  dessen  auch 
ganz  genau  bewußt",  führte  Uge  wörtlich  aus,  „daß  wir  unsere  Arbeit 
größtenteils  im  Inlande  suchen  müssen,  auch  Lieferanten  der  großen 
Werke  sind,  und  daß,  wenn  die  nichts  zu  tun  haben,  wir  auch  ohne 
Beschäftigung  sind." 

Die  weiteren  kontradiktorischen  Verhandlungen  veranlaßten  Gothein 
zu  der  interessanten  Erklärung,  daß  Klagen  über  zu  hohe  Preise  des 
Roheisens  auf  Seiten  der  weiterverarbeitenden  Industrien  bis  zum  Jahre 
1894  nicht  erhoben  worden  seien  und  auch  nicht  hätten  erhoben  werden 
können,  da  trotz  des  Zolles  die  Preise  für  Puddel-  und  Gießereiroheisen 
mit  wenigen  Ausnahmen  bei  uns  in  Deutschland  niedriger  gestanden 
hätten  als  in  England.  Gothein  konnte  auch  einer  solchen  Erklärung 
gar  nicht  aus  dem  Wege  gehen.  Denn  wenn  der  Zollschutz  des  Jahres 
1879  um  20  Vomhundert,  wie  die  Voraussagungen  von  wissenschaft- 
licher wie  sonstiger  freihändlerischer  Seite  im  Jahre  1879  behauptet 
hatten,  das  Roheisen  verteuert  hätte,  dann  hätte  ja  zuerst  bei  den 
weiterverarbeitenden  Industrien  ein  Nachteil  sich  herausstellen  müssen. 
Statt  dessen  ist  aber  das  Umgekehrte  eingetreten.  Walzwerks-,  Klein- 
eisen- und  Maschinenindustrie  haben  seit  1880  den  großartigsten  Auf- 
schwung genommen,  um  den  die  britischen  Roheisenverbraucher  ihre 
deutschen  Mitbewerber  beneiden.  Und  merkwürdigerweise  der  größte 
und  beträchtlichste  Teil  dieses  gewaltigen,  an  amerikanische  Verhältnisse 
erinnernden  Aufschwunges  in  der  Zeit  der  Kartelle,  deren  maßvolle  Preis- 
politik Gothein  in  eben  dem  Maße  anerkannte,  als  er  ihre  billigen  Aus- 
landsverkäufe verwarf. 

Aber  weshalb  betrieben  die  deutschen  Industrien  denn  eine  so  leb- 
hafte Ausfuhr?    Die  Antwort   auf  diese    so   oft   wiederholte  Fra<re  kann 


*)  Kontradikt.   Verhandlungen  Heft  5.     Seite   188  ff. 
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heute  nicht  mehr  zweifelhaft  sein.  Trotz  der  dem  deutschen  Volke 
innewohnenden  Fruchtbarkeit  und  dank  seiner  Arbeitsfähigkeit  produziert 
es  bei  weitem  mehr  Waren,  als  der  wachsende  Bedarf  des  Inlands  er- 
fordert. Für  einen  lebhaften  Aufschwung  der  Ausfuhr  sind  alle  Theorien 
über  Freihandel  und  Schutzzoll  gleich  stark  eingetreten  nur  mit  dem 
Unterschiede,  daß  von  den  einen  der  Freihandel,  von  den  anderen  der 
Schutzzoll  als  den  Export  am  meisten  fördernd  hingestellt  wird.  Wenn 
man  aber  heute  die  Fragen  der  deutschen  Ausfuhr  behandelt,  dann 
kann  das  nur  unter  der  einen  Voraussetzung  geschehen:  wie  gestaltet 
man  den  zur  Notwendigkeit  gewordenen  Export  unter  dem  Zeichen  des 
Schutzzolles  —  und  für  die  schweren  Industrien  auch  —  und  der  Kartelle 
auf  das  Vorteilhafteste. 

Es  ist  andrerseits  aber  auch  verständlich,  daß  bei  billigeren  Aus- 
landsverkäufen jeder  Unternehmer  nur  eben  die  Mengen  ausführt,  welche 
er  im  Inlande  nicht  nutzbringend  absetzen  kann.  Eine  Ausnahme  tritt 
allerdings  dann  ein,  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  eines  heiß  um- 
strittenen Absatzgebietes  handelt,  das  in  Zeiten  schlechter  Konjunktur 
den  produzierten  Waren  gute  Aufnahme  bietet.  Der  verstorbene  Frei- 
herr von  Stumm  sagte  in  der  Reichstagssitzung  vom  26.  Januar  1899 
hierüber  wörtlich: 

„Ich  habe  z.  B.  vor  zwei  Jahren  —  wenn  ich  mich  nicht  irre  —  ein 
Drittel  meiner  Produktion  exportiert;  ich  glaube,  in  diesem  Jahre  komme 
ich  nicht  einmal  auf  ein  Sechstel,  aus  dem  ganz  einfachen  Grunde,  weil 
jeder  vernünftige  Mensch  doch  nicht  mehr  exportiert,  als  er  im  Inland 
nicht  absetzen  kann  und  zwar,  weil  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  daß 
jeder  Export  mit  einem  gewissen  Preisnachlaß  gegenüber  dem  Inlands- 
preise verbunden  ist.  Das  ist  in  der  Eisenindustrie,  sowie  in  allen 
anderen  Branchen." 

Wenn  die  Kartellgegner  durch  Beispiele  billigerer  Auslandsverkäufe 
deren  Maßnahmen  bei  jeder  Gelegenheit  dekreditieren,  dann  vergessen 
sie  meist  nur  allzu  leicht,  die  Falle  anzuführen,  in  welchen  nach  dem 
Auslande  nicht  billiger  verkauft  worden  ist.  Wenn  auch  diese  Fälle 
nicht  so  zahlreich  sind  wie  die  entgegengesetzter  Art,  so  genügen  sie 
doch  zu  beweisen,  daß  die  Kartelle  günstigere  Preise  erstreben,  wenn 
sich  eben  dazu  die  Gelegenheit  bietet. 

Leider  hat  jedoch  sich  bei  Gelegenheit  der  kontradiktorischen  Ver- 
handlungen oft  herausgestellt,  daß  die  Kartellgegner  sich  mit  der  vor- 
gefaßten Meinung  tragen,  die  Verbände  verkauften  an  die  inländischen 
Verbraucher  in  erster  Linie  zu  bedeutend  höheren  Preisen  als  ans  Aus- 
land, da  sie  in  der  Lage  seien,  auf  sie  diktatorischen  Zwang  auszuüben, 
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obwohl  sie  nach  Gestellung  der  Selbstkosten  ihrer  Erzeugnisse  viel 
niedrigere  Preise  ansetzen  können.  Alle  Maßnahmen  seien  nichts  als 
eine  Schikane  den  weiterverarbeitenden  Industrien  gegenüber.  Die 
Voreingenommenheit  mancher  kartellfeindlicher  Kreise  geht  sogar  so 
weit,  daß  ihre  Stellung  stark  von  gehässigen  Motiven  getragen  wird. 
Viele  theoretischen  Freihändler  haben  ihre  direkten  Angriffe  gegen  die 
Schutzzölle  bereits  eingestellt,  da  sie  keine  Erfolge  nach  dieser  Richtung 
hin  sehen.  Ihr  Kampf  galt  deshalb  vor  allem  den  Kartellen,  welche 
für  sie  nichts  anderes  als  schädliche  Auswüchse  der  Zollpolitik  sind. 
Wir  glauben,  es  sei  an  der  Zeit,  eine  derartige,  unter  Unsachlichkeit 
stehende  vorgefaßte  Meinung  aufzugeben  und  die  nackten  Tatsachen 
der  bisherigen  Kartellpolitik  sprechen  zu  lassen,  um  einmal  wieder 
objektiv-wissenschaftlich  beurteilen  zu  lernen.  Die  Kartellmitglieder 
müßten  schlechte  Geschäftsleute  sein,  wTenn  sie  im  Ausland  bessere 
Preise  erzielen  könnten  als  sie  erreichen  und  erreicht  haben. 

Als  Beleg  dafür  mögen  die  kontradiktorischen  Verhandlungen  dienen. 
Hüttenbesitzer  Kommerzienrat  L.  Röchling1)  äußerte  sich  wörtlich: 

„Der  Hauptexport  der  deutschen  Formeisenwerke  ins  Ausland  findet 
nach  England  statt.  Die  deutschen  Formeisenwerke  hatten  nun  nicht 
nur  eine  Verständigung  unter  sich,  sondern  auch  noch  eine  solche  mit 
den  belgischen  und  französischen  Werken.  Hierdurch  war  es  möglich, 
längere  Zeit  einen  Preis  von  £  4,  16,  O  und  sogar  noch  höher  frei  Bord 
Seehafen  Antwerpen  zu  halten.  Die  Folge  davon  war  aber,  daß  die 
englischen  Werke  sich  schleunigst  auf  die  Herstellung  von  Formeisen 
anfingen  einzurichten,  und  es  war  die  höchste  Zeit,  daß  der  Preis  von 
£4,  16,  o  wieder  verlassen  wurde,  denn  sonst  wäre  der  deutsche  Ab- 
satz nach   England  verloren  gegangen. 

„Nun  ist  für  Halbzeug  ein  Preis  von  72  Mk.  frei  Seehafen  genannt 
worden,  und  es  ist  von  verschiedenen  Rednern  so  dargestellt  worden, 
als  ob  dieser  Preis  für  eine  längere  Periode  in  Geltung  gewesen  wäre. 
Das  ist  grundfalsch.  Tatsache  ist,  daß  in  letzter  Zeit  die  Amerikaner 
mit  sehr  billigen  Halbzeugpreisen  auf  den  europäischen  Markt  gekommen 
sind.  Und  mag  auch  von  dem  einem  oder  dem  anderen  Werke  für 
ein  beschränktes  Quantum  ein  billiger  Preis  gemacht  worden  sein,  große 
Mengen  sind  aber  hierzu  nicht  geliefert  worden.  Mein  Werk  hat  für 
«las  letzte  Jahr  einen  Preis  für  Knüppel  von  ca.  80 — 82  Mk.  frei  See- 
hafen  erzielt;   das  sind   nahezu    10  Mk.  mehr." 

In  derselben   Verhandlung   über   den  Halbzeugverband   äußerte  sich 


x)  Kontradikt.  Verhandlungen.     Hefl  <>.     Seite  419. 
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sein  damaliger  Vorsitzender,  Geheimer  Kommerzienrat  Kirdorf- Aachen,1) 
dahin,  daß  der  niedrigste  Preis  für  vorgeblocktes  Material  76  Mk.  ge- 
wesen sei.  „Das  Material  ist  entweder  nach  den  Vereinigten  Staaten" 
sagte  Geheimrat  Kirdorf  wörtlich  „oder  nach  England  gegangen  — 
Belgien,  Frankreich,  Holland  sind  minimale  Abnehmer  und  kommen  bei 
den  Quantitäten,  die  überhaupt  in  Frage  kommen,  sehr  wenig  in  Be- 
tracht — ,  vor  allen  Dingen  können  wir  von  einem  Absatz  nach  Eng- 
land sprechen,  der  für  die  inländische  verarbeitende  Industrie  als  Kon- 
kurrenz auftritt.  Auf  diesem  Preise  von  j6  Mk.  liegt  eine  Seefracht  von 
6  Mk.,  also  82  Mk.,  es  kommt  dazu  eine  Landfracht  von  mindestens  3  Mk., 
so  kommt  man  für  das  verbrauchende  Werk  in  England  auf  einen  Preis 
von  mindestens  85  Mk.  Dieses  vorgeblockte  Material  kostet  hier  im 
Inlande  821/2  Mk.  franko  (Fracht-)Schnittpunkt,  dazu  1,50  Mk.  nach  dem 
betreffenden  Werk." 

Diese  Angaben  lauten  also  doch  schon  wesentlich  anders,  als  die 
sonst  gewöhnlich  vorgebrachten.  Dazu  ist  aber  noch  zu  bemerken,  daß 
bis  zum  Zustandekommen  des  StahlwTerksverbandes  am  29.  Februar  1904 
der  Preis  des  ins  Ausland  abgesetzten  Halbzeugs  vom  Halbzeugverbande 
nicht  festgelegt  wurde.  Der  Verbandsleitung  unterstanden  ausschließlich 
die  inländischen  Preisfestsetzungen.  Jedes  Werk  konnte  also  nach  eigenem 
Ermessen  zu  den  ihm  angetragenen  Preisen  die  Auslandsverkäufe  aus- 
führen oder  ablehnen.  Wenn  deshalb  Ausnahmen  vorgekommen  sind, 
in  welchen  einzelne  Industrielle  zu  sehr  niedrigen  Preisen  an  ausländische 
Abnehmer  ihre  Erzeugnisse  verkauft  haben,  dann  kann  man  doch  wenig- 
stens dem  Halbzeugverbande  hierfür  keine  Vorwürfe  machen. 

Daß  weiterhin  der  Halbzeugabsatz  nach  dem  Auslande  nichts  weiteres 
als  ein  Ventil  zur  Regulierung  des  Marktes  gewesen  ist,  beweisen  doch 
zur  Genüge  die  Ausfuhrziffern  in  den  Jahren  1898  bis  1902,  dem  letzten 
Rechnungsjahre  vor  den  kontradiktorischen  Verhandlungen.  Es  gelangten 
zur  Ausfuhr  in  den  Jahren 


1898 

34000 

t 

1899 

14000 

t 

1900 

35000 

t 

1901 

227000 

t 

1902 

670000 

t 

1903:  6300OO  t; 
1904:  395000  t; 
1905  (Januar  bis  April):    146 000  t 


1     Kontradikt.   Verhandlungen.     Heft  6.     Seite  426. 


—      28      — 
bei  einem  inländischen  Absatz  in  der  gleichen  Zeit  von 


1898 

880000 

t; 

1899 

840000 

t; 

1900 

786000 

t; 

1901 

7  5 1 000 

t; 

1902 

760000 

t; 

Die  sinkende  Konjunktur  machte  sich  also  auf  dem  Halbzeugmarkte 
stark  geltend.  Da  aber  andrerseits  die  Ausfuhr  in  Fabrikaten,  welche 
aus  Halbzeug  hergestellt  werden,  in  jenen  Jahren  nicht  zurückgegangen 
ist,  im  Jahre  1902  sogar  ganz  außerordentlich  gestiegen,  kann  man  mit  Recht 
den  Schluß  ziehen,  daß  die  Nachfrage  nach  Halbzeug  seitens  der  in- 
ländischen Verbraucher  befriedigt  worden  ist.  Wir  meinen,  daß  es  in 
Zeiten  einer  wirtschaftlichen  Krise,  unter  der  der  deutsche  Markt  1900 
bis  1902  so  schwer  zu  leiden  gehabt  hat,  besser  ist,  die  überschüssigen 
Vorräte  ans  Ausland  abzustoßen,  als  durch  sie  den  inländischen  Markt 
noch  mehr  zu  belasten  oder  gar  die  Betriebe  stillzulegen  oder  sie  in 
ihrer  Produktion  anzuhalten.  Man  führt  ja  bekanntlich  nur  allzu  gern 
das  Schlagwort  von  Verschwendung  und  Verschleuderung  nationaler 
Güter  durch  billigere  Auslandsverkäufe  ins  Feld.  Sind  denn  aber  die 
Tausend  und  Abertausend  Arbeitskräfte  keine  nationalen  Güter?  Sie 
würden  allerdings  verschwendet  werden,  wenn  die  Unternehmer  ihre 
Betriebe  wegen  schlechten  Geschäftsganges  schließen  würden.  Von 
einer  Verschleuderung  der  deutschen  Kohlen-  und  Erzschätze  als  nationale 
Güter  kann  man  hier  doch  wohl  nicht  gut  reden,  da  es  zu  guter  Letzt 
ganz  gleichgiltig  ist,  ob  unsere  Kohlenvorkammcrn  nach  670  oder  680  Jahren 
erschöpft  sein  werden.  Mit  derartigen  Folgen,  welche  sich  erst  nach 
Hunderten  von  Jahren  zeigen  werden,  kann  man  bei  Behandlung  unseres 
"Gegenstandes  heute  doch  nicht  gut  rechnen.  Einer  Verschleuderung 
nationaler  Güter  wollen  wir  eine  Vermehrung  und  Stärkung  derselben 
durch  billigere  Auslandverkäufe  entgegen  setzen.  Da  die  Auslands- 
verkäufe zur  Ventilierung  des  einheimischen  Marktes  dienen,  sichern  sie 
den  Arbeitern,  die  zu  Tausenden  in  den  Betrieben  ihr  Brot  finden, 
Arbeitsgelegenheit  und  halten  auf  diese  Weise  die  Abwanderung  vieler 
guter  Arbeitskräfte  auf,  welche  sonst  dem  Auslande  zugute  kommen 
würden.  Durch  den  Wegzug  der  Arbeiter  nach  Ländern,  mit  deren 
Industrien  die  unsrigen  im  harten  Wettbewerbe  stehen,  würde  die 
gegnerische  Kraft  gestärkt,  die  deutsche  dagegen  aber  geschwächt 
werden.  Deshalb  ist  es  besser,  die  Arbeiter  werden  bei  uns  weiter- 
beschäftigt und  die  überschüssigen   Waren  ans  Ausland    abgegeben,   als 
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daß  die    Betriebe    zum    Stillstehen    kommen    und    so    die   Schaffung   von 
neuen  Werken  verhindern. 

Wir  sehen  hier  von  den  Begriffen  einer  „günstigen"  und  „ungünstigen" 
Handelsbilanz  ab,  und  zwar  sowohl  im  Sinne  des  Merkantilsystems  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  als  auch  in  dem  eines  Teils  der  Freihandels- 
schule, die  ja  bekanntlich  jene  frühere  Anschauung  geradezu  umgekehrt 
hat.  Der  Auslandsverkauf  unserer  Kartelle  beruht  auf  der  gesteigerten 
Leistungsfähigkeit  seiner  Mitglieder,  auf  dem  siegreichen  Vordringen  der 
Gütererzeugung  in  fremden  Absatzgebieten,  auf  der  Verdrängung  der 
fremden  Erzeugnisse  im  Inlandverkehr  durch  eigene  Erzeugnisse.  Deshalb 
ist  unser  Ausfuhrüberschuß  ein  günstiges  Zeichen.  Den  Zahlen  allein 
kann  man  nicht  ansehen,  ob  günstige  oder  ungünstige  Verschiebungen 
vorliegen. 

c)  Die  Bedeutung  der  Ausfuhrvergütungen  und  Ausfuhrprämien 
für  das  Ausfuhrgeschäft. 

Die  Ausfuhrunterstützungen  stehen  seit  ihrem  erstmaligen  Auftreten 
im  Vordergrunde  der  öffentlichen  Erörterung;  das  Für  und  Wider  ist  zum 
Teil  in  scharfen  Auseinandersetzungen  zum  Ausdruck  gekommen.  Ob- 
wohl nur  eine  Funktion  der  Verbände,  namentlich  des  Kohlensyndikats 
und  der  Eisenkartelle,  hat  die  Diskussion  mit  fieberhafter  Aufmerksam- 
keit die  Frage  behandelt  und  in  allen  Stadien  genau  verfolgt.  Und  doch  ist 
andrerseits  dies  vielumstrittene  Institut  in  der  Literatur  verhältnismäßig 
wenig  zum  Ausdruck  gekommen,  wenn  auch  keine  nennenswerte  Er- 
scheinung auf  dem  Gebiete  des  Kartellwesens  an  ihm  vorübergegangen 
ist.  Die  Ausfuhrvergütungen  und  Ausfuhrprämien,  deren  Unterschied 
wir  oben  genau  festgelegt  haben,  bezwecken,  wie  wir  noch  weiter  sehen 
werden,  die  Schaffung  des  notwendigen  Ausgleichs  zwischen  den  höheren 
von  den  Rohstoffkartellen  geforderten  Inlandspreisen  und  den  dem  Aus- 
lande gewährten  niedrigeren  Preise.  „Die  Vergütung  (und  Prämie)  ist 
also  für  die  exportierenden  Verbraucher  kein  Geschenk,  als  welches 
man  sie  mitunter  darzustellen  beliebt,  sondern  eine  moralisch,  wie  auch 
wirtschaftlich  berechtigte  Forderung."1) 

Die  Zahlung  der  Ausfuhrunterstützung  begann  mit  dem  Erstarken 
und  Wiederaufblühen  der  Verbände  in  den  schweren  Industrien  zu  An- 
fang der  achtziger  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts,  als  die  deutsche  In- 
dustrie   unter    dem  Schutze   der   eben  eingeführten  Eisenzölle  zu  neuem 


Zöllner:   Eisenindustrie  und   Stahhverksverband,   Leipzig,    1907. 
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Aufschwünge  ausholte.  Zuerst  geschah  es  im  Jahre  1882,  als  das 
Rheinisch -Westfälische  und  das  Siegerländer  Roheisensyndikat  für  das 
zur  Ausfuhr  zu  verarbeitende  Roheisen  den  Walzwerken  einen  Preis- 
nachlaß gewährten1),  ebenso  1888  der  Walzdrahtverband  den  Gießereien. 
Doch  diese  Maßnahmen  waren  nur  vorübergehender  Natur,  die  von  Fall 
zu  Fall  entschieden  wurden.  Nach  der  anfangs  gegebenen  Unterscheidung 
von  Ausfuhrvergütungen  und  Prämien  handelt  es  sich  hier  also  lediglich 
um  Vergütungen,  da  die  Unterstützungen  in  Preisnachlässen  bestanden, 
also  passive  waren.  Eine  regelmäßige  Einrichtung  wurden  die  Ausfuhr- 
unterstützungen jedoch  erst  mit  der  Gründung  des  Koks-  und  Kohlen- 
syndikats in  ihren  heutigen  Formen.  Weder  die  Satzungen  der  am 
2~.  April  1882  in  Dortmund  beschlossenen  Koksvereinigung,  noch  die 
diesem  Statut  hinzugefügten  Zusätze  und  Abänderungen  aus  den  Jahren 
1883  und  1885,  noch  die  Satzungen  der  Vereinigung  der  Koksanstalten 
und  Fettkohlenzechen  des  Oberbergamts  Dortmund  vom  31.  Oktober  1888 
(des  unter  dem  geläufigeren  Namen  Kokssyndikat  Bochum  bekannten 
Verbandes),  sowie  dessen  Statutenänderungen  aus  den  Jahren  1890  und 
1897  trugen  irgend  welche  Bestimmung  über  die  Ausfuhrunterstützungen. 
So  erhebt  das  Kohlensyndikat  von  seiner  Begründung  im  Jahre  1893 
ab  regelmäßig  von  den  Rechnungsbeträgen  eine  Umlage,  „zur  Deckung 
der  Geschäftsunkosten  und  Subvention  der  Verkäufe  ins  Ausland",2)  die 
zu  einem  großen  Teil  zu  Entschädigungen  für  die  Ausfuhr  verwendet 
wurden.  Wenn  jedoch  Vogelstein3)  die  Gesamtsumme  der  vom  Kohlen- 
syndikat 1 897  gezahlten  Ausfuhrprämien  auf  die  ungeheure  Summe  von 
17  Millionen  Mark  schätzt,  so  geht  er  in  seiner  Annahme  viel  zu  weit. 
Diese  Summe  übersteigt  sogar  nicht  nur  die  an  die  Mitglieder  des 
Syndikats  gezahlten  Prämien,  sondern  auch  die  vom  Kohlensyndikat  an 
seine  Abnehmer  geleisteten  Vergütungen.  Allerdings  wurde  Vogelsteins 
kühne  Behauptung  von  vielen  Gegnern  des  Systems  freudig  bewill- 
kommnet und  in  manches  andere  Buch  anstandslos  übernommen.  Vogel- 
stein hat  sich  vielleicht  durch  (\cn  Umstand  zu  seiner  Annahme  verleiten 
lassen,  daß  in  jenem  Jahre  1897  das  Rheinisch -Westfälische  Kohlen- 
syndikat anfangs  10  vom  Hundert,  am  Ende  desselben  und  bis  in  das 
Jahr  1899  hinein  8  bis  9  vom  I  hindert  Umlage  von  seinen  Mitgliedern 
erhoben  hat.      Dann   wurde  die  Umlage   auf  61/2  vom  Hundert  und  1900 


')  Vgl.  des  Verfa    1  1      Ausführungen  im   „Tag"  Nr.  322.      1906. 

2)  Morgenroth,   a.  a.  <  >.   S.  52. 

3)  Vogelstein,  a.a.O.  S.  77.      Daselbst  sind  älteren  Vergütungen  und  Prämien 
der  Verbände  zusammengestellt,  allerdings  ohne  Unterscheidung  auf  Vergütung  und  Prämien. 


sogar  auf  3  vom  Hundert  herabgesetzt  und  ging  erst  1901  wieder  auf 
6  vom  Hundert  in  die  Höhe.1)  Von  der  Umlage  des  Jahres  1897  m 
Höhe  von  10  vom  Hundert,  die  sich  auf  etwas  mehr  denn  25  Millionen 
Mark  belief,  hätte  allerdings  das  Kohlensyndikat  sehr  gut  17  Millionen 
Mark  Ausfuhrvergütungen  und  Ausfuhrprämien  leisten  können.  Es  waren 
jedoch  noch  andere  Unkosten  zu  decken,  als  die  durch  die  Aus- 
fuhrentschädigungen entstandenen.  Wie  hoch  jedoch  dieselben  waren, 
steht  nicht  genau  fest,  da  es  alleinige  Sache  des  Syndikats  ist.  Aber 
17  Millionen  Mark  haben  sie   erreicht. 

Das  Kokssyndikat  begann  mit  der  Leistung  von  Ausfuhrprämien 
1892,  indem  es  auf  jede  Tonne  zur  Ausfuhr  gelangenden  Roheisens  eine 
Prämie  von  1,50  Mk.  zahlte.  Eine  Abänderung  dieses  Satzes  hat  das 
Syndikat  in  den  folgenden  Jahren  nicht  für  erforderlich  erachtet.  Wir 
haben  also  hier  den  Fall,  daß  ein  Syndikat  an  eine  verwandte  Industrie 
für  deren  Erzeugnisse  Prämien  gewährt,  die  für  Siegerländer  Spiegeleisen 
als  Qualitätsware  noch  höher  als  1,50  Mk.  die  Tonne  waren.  Das 
Kohlensyndikat  hat  allerdings  seit  dem  Aufgehen  des  Kokssyndikats  in 
ihm  ebenfalls  an  weiterverarbeitende  Industrien  Ausfuhrentschädigungen 
geleistet.  Auch  zahlte  das  Kohlensyndikat  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Roheisensyndikat  uud  dem  Siegerländer  Eisensteinverkaufsverein  vom 
Jahre  1897  ab  an  die  Halbzeugverbraucher  für  das  zur  Ausfuhr  ver- 
arbeitete Roheisen  der  Siegerländer  Hochöfen  eine  Ausfuhrunterstützung 
von  6,66  Mk.  auf  die  Tonne.  Ob  es  sich  hier  um  eine  Prämie  oder 
Vergütung  handelte,  war  nicht  zu  ermitteln,  die  größte  Wahrscheinlich- 
keit spricht  jedoch  für  die  erste  Art  Entschädigung,  da  eine  Vergütung 
durch  Preisnachlaß  hier  wohl  nicht  gut  durchzuführen  gewesen  wäre, 
da  eben  drei  Verbände  sich  darin  teilen  mußten.  Als  der  Markt  von 
1898  ab  jedoch  eine  Besserung  zeigte,  wurde  die  Prämie  stark  herab- 
gesetzt, um  dann  Ende  1899  gänzlich  aufgehoben  zu  werden.  1901 
wurde  sie  in  Höhe  von  10  Mk.  die  Tonne  aufs  neue  gewährleistet  und 
hielt  sich  bis  zur  Errichtung  der  Abrechnungsstelle  für  die  Ausfuhr  im 
Jahre  1902,  welche  weiter  unten  noch  Gegenstand  besonderer  Aus- 
führungen sein  wird.  Roheisensyndikat  und  Halbzeugverband  zahlten 
bis  zum  Jahre  1898  auch  an  die  Trägerwalzwerke,  die  Blech-  und  Kessel- 
fabriken eine  Ausfuhrprämie,  welche  wiederum  in  der  Zeit  der  wirt- 
schaftlichen Hochkonjunktur  1899 — 1900  aufgehoben  wurde,  dann  aber 
wieder  mit  Beginn  des  Niederganges  in  einem  noch  höheren  Satze  als 
früher  wieder    eingeführt  wurde.     Der  Halbzeugverband    zahlte  ebenfalls 


1     Morgenroth,   a.  a.  O.   S.  52. 
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in  Verbindung  mit  dem  Kohlensyndikat  von  1897  aD  Ausfuhrprämien 
an  die  Drahtwalzwerke,  die  ebenso  wie  die  übrigen  xAusfuhrunter- 
stützungen  jener  Verbände  von  Ende  1898  bis  weit  in  das  Jahr  1900 
hinein  ausgesetzt  wurden,  von  da  ab  jedoch  wieder  zur  Einführung  ge- 
langten und  zwar  in  Höhe  von  15  Mk.  die  Tonne,  welche  je  zu  einem 
Drittel  vom  Halbzeugverband,  Kohlen-  und  Roheisensyndikat  getragen 
wurden.  Die  Ausfuhr  der  Drahtwalzwerke  war  in  den  Jahren  nach  dem 
Niedergange  von  1900  so  gewaltig,  daß  die  Hälfte  aller  ihrer  Erzeugnisse 
ans  Ausland  abgesetzt  wurden.  Auch  der  Drahtwalzwerkverband  zahlte 
an  seine  Verbraucher,  die  Drahtstiftfabrikanten,  für  die  zur  Ausfuhr 
gelangenden  Waren  eine  Prämie,  welche  zeitweise  die  Höhe  von  20  Mk. 
die  Tonne  erreichte.  Dabei  muß  man  aber  nicht  vergessen,  daß  diese 
20  Mk.  Prämie  nicht  allein  vom  Drahtwalzwerkverband  aufgebracht  und 
gezahlt  worden  sind.  Diese  falsche  Auffassung  findet  sich  leider  zu  oft 
in  den  in  betracht  kommenden  Ausführungen  und  wird  von  den  Gegnern 
des  Systems  der  Ausfuhrunterstützungen  ganz  besonders  so  hingestellt. 
Jene  20  Mk.  Ausfuhrprämien  setzen  sich  zusammen  aus  den  schon  vom 
Kohlensyndikat  an  das  Roheisensyndikat,  von  diesem  an  den  Halbzeug- 
verband und  von  den  beiden  letzteren  an  den  Drahtwalzwrerkverband 
geleisteten  Prämien.  Die  Drahtwalzwerke  wären  dazu  garnicht  im  stände 
gewesen. 

Das  ganze  System  der  Ausfuhrvergütungen  und  Ausfuhrprämien 
zeigte  jedoch  seine  großen  Unzulänglichkeiten,  sobald  mehrere  Rohstoff- 
verbände und  auch  Verbände  der  weiterverarbeitenden  Industrien  sich 
gemeinsam  an  den  Unterstützungen  beteiligten.  Trotzdem  die  Prämien 
und  Vergütungen  oft  sehr  hoch  waren,  waren  viele  die  Unterstützungen 
genießenden  Abnehmer  der  Kartelle  mit  der  ganzen  Einrichtung  doch 
sehr  unzufrieden;  sie  führten  namentlich  vielfach  Klage  über  die  Art 
ihrer  Handhabung  seitens  der  zahlenden  Verbände.  Diese  Beschwerden 
mehrten  sich  besonders  als  die  Produktionsreihe  der  zahlenden  und  ge- 
nießenden Industrien  wuchs  und  zeitweise  Fälle  eintraten,  in  denen  ein 
Kartell,  das  von  seinem  Vorgänger  eine  Prämie  erhielt  oder  schon  er- 
halten hatte,  eine  solche  seinen  Abnehmern  nicht  weitergeben  wollte. 
Deshalb  schufen  das  Kohlensyndikat,  der  Halbzeug-  und  Trägerverband  1902 
eine  gemeinsame  Zentrale  zur  Verrechnung  und  Auszahlung  der  von 
ihnen  einzeln  gewährten  Ausfuhrunterstützungen,  die  „Abrechnungs- 
stelle für  die  Ausfuhr"  in  Düsseldorf.  An  Stelle  des  Halbzeug-  und 
Trägerverbandes  übernahm  dann  1904  der  Stahl werksverband  die  Pflichten 
und  Rechte  dieser  beiden,  in  den  letzteren  aufgehenden  Verbände.  Von 
da  ab  müssen  alle   Anträge   auf  Gewährung  von   Ausfuhrprämien  —  in 
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dem  Vertrage  ist  nur  der  Ausdruck  Ausfuhrvergütung  gebraucht,  obwohl 
es  sich  nur  um  Ausfuhrprämien  handelt  —  an  diese  Stelle  gerichtet 
werden,  welche  auch  die  anzumeldenden  Exporte  auf  ihre  Richtigkeit 
hin  prüft,  welche  die  Abrechnungen  aufstellt  und  die  Auszahlung  der 
Prämien  bewirkt.  Ausfuhrprämien  werden  von  der  Abrechnungsstelle, 
in  eigentlicher  Hinsicht  also  von  den  vertragschließenden  Verbänden, 
nur  an  die  exportierenden  Werke  gegeben.  Prämien  können  weiter  ge- 
währt werden  für  alles  bei  dem  Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikat, 
dem  Halbzeug-  und  Trägerverband  bzw.  dem  Stahlwerksverband  un- 
mittelbar gekaufte  und  von  diesen  bezogene  Material  soweit  dasselbe 
zu  ausgeführten  Erzeugnissen  Verwendung  gefunden  hat,  welche  zu  einem 
billigeren  als  den  auf  dem  inländischen  Markte  herrschenden  Preise  ans 
Ausland  verkauft  worden  sind. 

Vom  i.  April  1902  ab  gewährte  das  Kohlensyndikat  durch  Ver- 
mittlung der  Abrechnungsstelle  eine  Ausfuhrprämie  bis  zu  einem  Höchst- 
satze von  1,50  Mk.  auf  die  Tonne  Kohlen  bezw.  Koks,  wobei  Koks 
gleich  einem  70  Vomhundertsatz  der  Kokskohle  galt.  Es  wurden  aber 
nicht  allein  auf  die  ausgeführten  Kohlen-  und  Koksmengen  diese  Aus- 
fuhrprämien gewährleistet,  sondern  auch  auf  die  zu  exportiertem  Roh- 
eisen verbrauchten.  Für  das  dritte  Vierteljahr  1902,  das  erste  für  die 
Abrechnungsstelle  ganz  in  betracht  kommende,  wurden  aber  schon  be- 
deutend höhere  Ausfuhrprämien  bewilligt.  Die  Aufträge  mußten  aber 
alle  vor  dem  31.  Dezember  jenes  Jahres  noch  zur  Erledigung  kommen. 
Die  Prämien  betrugen: 
Mk.     1,50  für  die  Tonne  Kohle, 

2,50    „      „         „       Roheisen,  ausschließlich  der  Prämie  von  1,50  Mk. 
auf  Kohle, 

„     10,00    „      „         „       Halbzeug  1  einschließlich    der  Prämie   auf  Kohle 

„  10,00  „  „  „  Träger  I  und  Roheisen. 
Diese  Prämien  wurden  naturgemäß  nur  bei  verlustbringenden  Ausfuhr- 
geschäften gewährt  und  erreichten  späterhin  noch  höhere  Sätze.  So 
belief  sich  die  im  zweiten  Vierteljahr  1905  auf  Roheisen  bewilligte 
Prämie  sogar  auf  4,86  Mk.  die  Tonne,  worin  allerdings  die  auf  Kohle 
gezahlte  einbegriffen  war.  Die  Ausfuhrprämie  für  die  Tonne  Halbzeug 
kam  sogar  in  jener  Zeit  auf  15  Mk.  und  die  für  Träger  auf  20  Mk. 
die  Tonne,  wovon  jedoch  die  schon  auf  Kohle  und  Roheisen  gezahlten 
Prämien  abzuziehen  sind. 

Im  Verlaufe  der  sich  jetzt  abflauenden  Hochkonjunktur  wurden 
naturgemäß  große  Ermäßigungen  in  der  Festsetzung  der  Ausfuhrprämien 
vorgenommen,  da  der  Inlandmarkt  eben  schon  alle  Kräfte  der  Betriebe 

Diepenhorst,  Die  handelspolitische  Bedeutung  der  Ausfuhrunterstützungen.  3 
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anspannte  und  der  Weltmarkt  ebenfalls  an  diesem  großen  Aufschwünge 
teilnahm.  Die  verlustbringenden  Auslandsverkäufe  nahmen  ganz  be- 
trächtlich ab,  und  es  wurden  Preise  erzielt,  welche  noch  einen  erträg- 
lichen Gewinn  einbrachten.  Das  Bedürfnis  nach  Ausfuhrunterstützungen 
machte  sich  deshalb  auch  nicht  so  geltend  wie  in  den  Jahren  von 
1901  — 1905.  Kohlen-  und  Roheisensyndikat  stellten  deshalb  nach  Ab- 
lauf des  zweiten  Quartals  1906  die  Zahlung  der  Ausfuhrprämien  vor- 
läufig ein.  Das  erste  Schreiben  der  Abrechnungsstelle,  welches  die  vor- 
läufige Zahlungseinstellung  der  Prämien  ankündete,  war  vom  5.  Januar 
1906  datiert  und  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Wir  teilen  Ihnen  hierdurch  ergebenst  mit,  daß  nachstehende  Ver- 
bände: Rheinisch- Westfälisches  Kohlen -Syndikat,  Essen,  Roheisen-Syn- 
dikat, G.  m.  b.  H.,  Düsseldorf,  Verein  für  den  Verkauf  von  Siegerländer 
Roheisen,  G.  m.  b.  H.  in  Siegen  und  Stahlwerksverband,  Aktiengesell- 
schaft, Düsseldorf,  uns  ermächtigt  haben,  an  fest  geschlossene  Verbände, 
die  den  Verkauf  sowohl  für  das  Inland,  als  auch  für  das  Ausland 
besorgen,  für  die  im  zweiten  Vierteljahr  1906  direkt  zur  Ausfuhr 
gelangende  syndizierte  Ware  Ausfuhrvergütung  bis  zu  nachstehenden 
Höchstsätzen  zu  bewilligen: 

Mk.   1,50  pro  Tonne  Kohle  (Koks  und  sonstige  Brennstoffe  werden 

in  Kohle  umgerechnet) 
Mk.  4,86  pro  Tonne  Roheisen, 

„   10, —      „  „       weiches  Halbzeug    |     einschließlich  Vergütung 

bis  maximal  70  kg 
Festigkeit 

Die  Höhe  der  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  gewährenden  Vergütung 
hängt  von  dem  Unterschiede  zwischen  dem  im  Auslande  erzielten  Preise 
und  dem  gleichzeitig  im  Inlande  gültigen  Preise,  sowie  von  der  Höhe 
des  letzteren,  ab.  Für  indirekte  x^usfuhr  kann  eine  Vergütung  nur  in 
Betracht  kommen,  wenn  auch  hierfür  festgeschlossene  Verbände  für  den 
Verkauf  nach  dem  In-  und  Auslande  bestehen. 

Für  nicht  syndizierte  Ware  wird  eine  Ausfuhrvergütung  im  allgemeinen 
nicht  gewährt,  jedoch  sollen  in  Anerkennung  der  für  die  Verbandsbildung 
herrschenden  schwierigen  Verhältnisse  bei  direkter  Ausfuhr  ausnahms- 
weise nachstehende  Vergütungen  bewilligt  werden: 

a)  für  Stabeisen  und  Bandeisen  nach  folgenden  festen  Sätzen: 
(also  ohne  Rücksicht  auf  die  Unterschiede  zwischen  In-  und 
Auslandspreisen) 

Mk.  0.70  pro  Tonne  Kohle  (wie  oben  berechnet), 
„     7. —     „  „       weiches  Halbzeug. 


auf   Kohle  bzw.   Roheisen. 
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b)  für  die   Abnehmer  von  Gießerei-Roheisen: 

Mk.    i. —  pro  Tonne  Kohle  (wie  oben  berechnet), 
„     4.08     „  „        Roheisenverbrauch. 

Ausfuhrvergütung  auf  Kohle,  Koks  etc.  kann  nur  in  grundsätzlicher 
Übereinstimmung  mit  dem  Stahlwerksverbande  und  den  beiden  Roh- 
eisensyndikaten bewilligt  werden,  es  bleibt  daher  in  allen  Fällen  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  Vergütung  gewährt  wird  oder  nicht,  vorbehalten. 

Ausfuhrvergütung  auf  Roheisen  wird  nur  unter  der  Bedingung  ge- 
währt, daß  die  Empfänger  der  Vergütung  Roheisen,  worunter  auch  Spiegel- 
eisen zu  verstehen  ist,  von  außerhalb  des  Roheisensyndikats  G.  m.  b.  H. 
stehenden  Hochofenwerken  ohne  dessen  besondere  Genehmigung  nicht 
beziehen. 

Bezüglich  der  näheren  Bestimmungen  verweisen  wir  auf  das  Ihnen 
seiner  Zeit  zugegangene  grüne  Heft." 

Im  Anschluß  hieran  schrieb  die  Abrechnungsstelle  am  27.  April 
desselben  Jahres: 

„Wir  teilen  Ihnen  hierdurch  ergebenst  mit,  daß  der  Stahhverks- 
Verband,  Aktiengesellschaft,  Düsseldorf,  uns  ermächtigt  hat,  an  fest 
geschlossene  Verbände,  die  den  Verkauf  sowohl  für  das  Inland,  als 
auch  für  das  Ausland  besorgen,  für  die  im  3.  Vierteljahr  1906  direkt  zur 
Ausfuhr  gelangende  syndizierteVVare  Ausfuhrvergütung  in  der  Höhe  von: 

Mk.  5. —  pro  Tonne  weiches  Halbzeug  bis  maximal  0.5 °/0  Kohlen- 
stoff, oder  maximal   70  kg  Festigkeit  zu  bewilligen. 

Für  indirekte  Ausfuhr  kann  eine  Vergütung  nur  in  Betracht 
kommen,  wenn  auch  hierfür  festgeschlossene  Verbände  für  den  Verkauf 
nach   dem  In-  und   Auslande  bestehen. 

Für  nichtsyndizierte  Ware  wird  eine  Ausfuhrvergütung  im  all- 
gemeinen nicht  gewährt,  jedoch  soll  in  Anerkennung  der  für  die  Verbands- 
bildung herrschenden  schwierigen  Verhältnisse  bei  direkter  Ausfuhr 
ausnahmsweise  noch  für  Stabeisen  und  Bandeisen  die  Vergütung  be- 
willigt werden. 

Bezüglich  der  näheren  Bestimmungen  verweisen  wir  auf  das  Ihnen 
seiner  Zeit  zugegangene  grüne  Heft. 

Das  Rheinisch-Westfälische  Kohlen-Syndikat  hat  beschlossen,  mit 
Rücksicht  auf  die  günstigen  Marktverhältnisse  vom  1.  Juli  dieses  Jahres 
ab  bis  auf  weiteres  Ausfuhrvergütung  nicht  mehr  zu  gewähren,  infolge- 
dessen auch  die  Roheisen-Verbände  die  Weitergewährung  der  Ausfuhr- 
vergütung ablehnen." 

Nur  unter  ganz  bestimmten  Bedingungen  erklärten  sich  jedoch  hinter- 
her in  einem  Rundschreiben  der  Abrechnungsstelle  vom  Juni  1906  beide 
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Rohstoffverbände  bereit,  auch  für  das  dritte  Viertel  des  Jahres  Prämien 
für  die  Ausfuhr  zu  zahlen.    Das  Rundschreiben  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Im  Anschluß  an  unser  Rundschreiben  vom  27.  April  dieses  Jahres 
können  wir  Ihnen  heute  mitteilen,  daß  nachstehende  Verbände:  Rheinisch- 
Westfälisches  Kohlensyndikat,  Essen,  und  Roheisensyndikat,  Düsseldorf, 
sich  bereit  erklärt  haben,  auch  für  das  dritte  Viertel  dieses  Jahres  Aus- 
fuhrvergütung —  gemeint  sind  Ausfuhrprämien  —  in  der  für  das  zweite 
Viertel  dieses  Jahres  beschlossenen  Höhe  und  unter  den  für  diesen  Zeit- 
raum festgesetzten  Bedingungen  (siehe  Rundschreiben  vom  5.  Januar  1906) 
zu  gewähren,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  die  Kohlenvergütung 
(Kohlenprämie)  nur  für  diejenigen  Ausfuhrlieferungen  gezahlt  wird,  welche 
auf  Verkäufe  zur  Ausführung  gelangen,  die  bis  zum  21.  April  dieses 
Jahres  abgeschlossen  wurden.  Wir  weisen  ausdrücklich  darauf  hin,  daß 
die  in  dem  Rundschreiben  vom  5.  Januar  1906  erwähnten  Roheisensätze 
von  4,86  bzw.  4,08  sich  ausschließlich  der  auf  die  Herstellung  von  Roh- 
eisen entfallenden  Kohlenvergütungen  (gemeint:  Kohlenprämie)  verstehen. 
Diese  Sätze  ermäßigen  sich  daher  für  Ausfuhrlieferungen  auf  Verkäufe, 
die  nach  dem  21.  April  getätigt  sind,  auf  den  nackten  Roheisensatz 
von  2,50  Mk.  pro  Tonne  Roheisenverbrauch." 

Der  Stahlwerksverband  hatte  indessen  an  einer  Weiterzahlung  der 
Ausfuhrprämien  festgehalten  und  zwar  bis  zum  1.  Januar  1907  5  Mk. 
die  Tonne  Halbzeug  und  12,50  Mk.  für  die  gleiche  Menge  Träger.  Für 
das  erste  Viertel  1907  vergütete  er  nur  noch  2,50  Mk.  bzw.  12,50  Mk. 
für  diese  beiden  Ausfuhrartikel.  Dieselben  Sätze  blieben  auch  für  das 
zweite  Quartal  bestehen. 

Im  Anschluß  an  das  letzte  Schreiben  der  Abrechnungsstelle  wurde 
im  Juni  letzten  Jahres  mitgeteilt,  daß  man  bei  der  ungemein  günstigen 
Geschäftslage  auch  deshalb  seitens  des  Kohlensyndikats  die  Prämien 
■aufgehoben  habe,  um  dadurch  auszusprechen,  daß  ein  Recht  auf  den 
Bezug  von  Ausfuhrprämien  im  letzten  Grunde  nicht  bestehe  und  daß 
von  Fall  zu  Fall  über  den  Wegfall  oder  die  Höhe  der  zu  gewährenden 
Prämien  entschieden  werden  solle. 

Bekanntlich  hatten  vorzugsweise  nur  die  kartellierten  Industrien  den 
Vorteil  der  Ausfuhrunterstützungen.  Jedoch  wurde  sie  auch  denjenigen 
Werken  bewilligt,  welche  in  loser  Preisvereinigung  zu  einander  standen, 
-wie  die  Bandeisenwerke  und  Schweißeisenwerke  oder  in  der  Bildung 
eines  Verbandes  begriffen  waren,  wie  die  Stabeisenwerke.  Dieser  aus- 
schließliche Verbandsverkehr  veranlaßte  die  nichtkartellierten  Gewerbe 
•ZU  heftigen  Angriffen  auf  das  System  der  Ausfuhrunterstützungen.  Sie 
cni] »fanden    es    als    „unwürdig,    hinsichtlich    der  Gewährung    und  Nicht- 
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gewährung  einer  Unterstützung,  welche  sie  als  ein  Recht  glaubten  be- 
anspruchen zu  können,  sowie  auch  hinsichtlich  der  Höhe  derselben 
gänzlich  von  der  Willkür  des  Verbandes  abhängig  zu  sein."  Weiter 
klagten  sie  darüber,  daß  ihnen  die  Ungewißheit  der  Wiedergewährung 
für  die  späteren  Quartale  und  die  mitunter  erst  sehr  spät  erfolgende 
Bekanntgabe  ihrer  Höhe  ganz  außerordentlich  die  Disposition  für  längere 
Exportabschlüsse  erschweren.  „Sei  dem  wie  es  wolle,"  schreibt  Zöllner,1) 
„jedenfalls  ist  es  ein  wirtschaftlich  unhaltbarer  Zustand,  daß  ein  großer 
Teil  der  Eisenindustrie,  und  zwar  in  der  Hauptsache  gerade  jene  Zweige, 
welche  am  meisten  auf  den  Export  angewiesen  sind  und  zugleich  infolge 
des  hohen  Arbeitsaufwandes  auf  ihre  Erzeugnisse  die  meisten  Leute 
beschäftigen  und  Arbeitsgelegenheit  und  Verdienst  dem  Lande  erhalten, 
hinsichtlich  ihres  Anspruches  auf  Gewährung  von  Ausfuhrvergütungen 
(und  Ausfuhrprämien)  ausschließlich  von  dem  guten  Willen  der  soge- 
nannten „schweren"  Eisenindustrie,  namentlich  des  Verbandes  der  Stahl- 
werke, abhängig  ist.  Das  gemeinwirtschaftliche  Interesse  und  die  Ge- 
rechtigkeit verlangen,  daß  auch  hier  ein  rechtlicher  Anspruch  statuiert 
bezw.  den  Verbänden  die  Gewährung  .  der  Vergütung  unter  gewissen 
Voraussetzungen  zur  Pflicht  gemacht  werde."  In  seiner  letzten  Forde- 
rung geht  Zöllner  jedoch  viel  zu  weit,  sie  ist  sogar  ungerechtfertigt. 
Daß  der  Stahlwerksverband  von  diesem  Standpunkte  übrigens  auch  nicht 
zurückgehen  wird,  beweisen  am  besten  wohl  die  Worte  Schaltenbrands 
in  den  kontradiktorischen  Verhandlungen:'2)  „Wir  wollen  die  freie  Kon- 
kurrenz im  Exporthandel  vermeiden,  wir  wollen,  daß  er  in  eine  Hand 
gelegt  wird,  weil  wir  selbst  damit  ausgezeichnete  Erfahrungen  gemacht 
haben  und  es  dann  nicht  nötig  ist,  daß  die  deutschen  Werke  sich  unter- 
einander Konkurrenz  machen.  Darum  unterstützen  wir  die  Verbände 
durch  Vorzugsbedingungen  und  verwenden  diese  Vorzugsbedingungen 
als  mildestes  Zwangsmittel."  In  derselben  Verhandlung  sagte  ebenfalls 
Lob,3)  daß  der  Stahlwerksverband  das  Zusammenschließen  in  Verbänden 
fordern  müsse,  „denn  wir  stellen  unsere  Preise  nicht  dafür,  daß  die 
Werke  sich  unter  einander  Konkurrenz  machen."  Dieselbe  Auffassung  vertritt 
auch  Tschierschky:4)  „Eine  nüchterne  Würdigung  der  Kartellorganisation 
muß  nun  aber  die  in  der  deutschen  Kartellpraxis  längst  durchgeführte 
Übung    im    wesentlichen    als    richtig    anerkennen,    daß    Exportprämien 


a)  Zöllner,   a.  a.  O.   S.  146. 

2)  Kontradikt.  Verhandl.   Bd.  4.  S.  367. 

3)  a.  a.  O.   S.  319. 

4)  Kartellrundschau  1905.  S.  244. 
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regelmäßig  nur  wieder  an  selbstorganisierte  Abnehmer  gewährt  werden 
können.  .  .  ."  Daraus  erkläre  sich  auch  das  Bestreben  der  Verbände, 
ihre  Abnehmer  selbst  wieder  zu  kartellieren,  wodurch  aber  immer  nur 
ein  relativ  kleiner,  wenn  auch  sehr  wuchtiger  Teil  der  gesamten  Landes- 
industrie organisiert  werde.  Andrerseits  müsse  man  aber  auch  bedenken, 
daß  bis  heute  nur  die  Kartellierung  der  schweren  Industrie  der  Rohstoff- 
gewinnung,  der  Halbfabrikate  und  der  maschinellen  Verkehrs-  und  Pro- 
duktionsmittel gut  und  zweckmäßig  zu  erzielen  gewesen  sei,  daß  dagegen 
die  Organisation  der  Fertigfabrikate  auf  die  allergrößten  Schwierigkeiten 
stoße.  Es  wurde  jedoch  in  den  kontradiktorischen  Verhandlungen  darauf 
hingewiesen,1)  daß  die  Ausfuhrprämien  und  Ausfuhrvergütungen  zahlen- 
den Rohstoff-  und  Halbzeugverbände  der  Kartellierung  der  weiter- 
verarbeitenden und  Fertigwaren-Industrien  oft  hindernd  im  Wege  ständen. 
Ein  Vertreter  jener  Werke  führte  aus,  daß  komprimierte  Wellen  ein 
großer  Ausfuhrartikel  sei.  Alle  diese  Fabrikate  herstellenden  Werke 
seien  mit  Ausnahme  des  „Phönix"  reine  Werke.  „Diese  Fabrikate  haben 
sich,"  so  heißt  es  wörtlich,  „zu  einem  Syndikat  zusammenschließen 
wollen,  der  Phönix  aber  erklärte:  „Auch  ich  würde  dazu  bereit  sein,  wenn 
ein  Stabeisensyndikat  bestände;  solange  das  aber  nicht  der  Fall  ist,  kann 
ich  dem  geplanten  Verbände  für  komprimierte  Wellen  nicht  beitreten." 
Was  ist  die  Folger  Die  reinen  Walzwerke  können  keinen  Verband 
schließen,  sie  können  somit  keine  Ausfuhrvergütung  (Ausfuhrprämie!)  er- 
halten; und  der  Phönix,  der  als  Mitglied  des  Stahlwerksverbandes  die 
Vergütung  (Prämie!)  bekommt,  reißt  die  Auslandsaufträge  auf  Kosten  der 
reinen  Fabriken  komprimierter  Wellen  und  der  reinen  Walzwerke  alle 
an  sich."  In  derartigen  hallen  sollte  die  Abrechnungsstelle  bezw.  die 
betreffenden  Verbände  nicht  so  engherzig  sich  an  die  aufgestellten  Be- 
stimmungen und  Normen  halten.  Die  scharfen  Gegensätze  zwischen  den 
Syndikaten  der  schweren  Industrien  und  ihren  nicht  kartellierten  Ab- 
nehmern würden  auf  diese  Weise  am  ehesten  abgemildert  und  abge- 
schliffen werden.  Man  sollte  im  Hinblick  auf  die  Schwierigkeiten,  welche 
das  Zustandekommen  des  Roheisenverbandes  und  die  Aufnahme  der 
reinen  Walzwerke  in  den  Stahlwerksverband  verhindert  haben,  in  Zu- 
erkennung  der  Ausfuhrunterstützungen,  seien  es  nun  aktive  oder  passive, 
etwas  weichherziger  sein.  Vielleicht  würden .  auf  diesem  Wege  am 
ehesten  Organisationen  zustande  kommen,  um  welche  man  sich  bis  heute 
in  jahrelangen  Verhandlungen  vergebens  bemüht  hat.  Jetzt  dagegen 
betrachten  Stahlwerksverband,  Roheisen-   und   Kohlensyndikat  die   Aus- 

1     Bd.  4.     S.  501. 
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fuhrprämien  und  Ausfuhrvergütungen  als  Zwangsmittel  zur  Kartellierung 
der  anderen  Gewerbe,  wodurch  zweifellos  die  Gegensätze  erst  scharfe 
Formen  angenommen  haben.  Vom  eigenen  Standpunkte  und  auch  von 
dem  der  Kartellpraxis  überhaupt  mag  die  Stellungnahme  jener  Verbände 
in  dieser  Angelegenheit  ihre  Berechtigung  haben,  aber  man  darf  auch 
wiederum  nicht  vergessen,  daß  unsere  Kartelle  doch  erst  in  den  Kinder- 
jahren der  Entwicklung  sich  befinden  und  die  feste  Überzeugung  der 
nichtsyndizierten  Industrien  von  den  segensreichen  und  unentbehrlichen 
Wirkungen  der  schon  bestehenden  Verbände  zweifellos  das  beste  Mittel 
sein  wird,  das  auch  diese  zum  Zusammenschluß  treibt.  Eine  allgemeine, 
alle  Industrien  des  Zollgebiets  umfassende  Kartellierung,  welche  das 
Endergebnis  unserer  neuzeitlichen  Wirtschaftsentwicklung  auf  lange  Zeit 
hinaus  sein  wird  und  welche  Trusts  nach  amerikanischer  Art  nicht  bei 
uns  aufkommen  lassen  wird,  kann  aber  erst  vor  sich  gehen,  wenn  alle 
Gewerbe  unter  sich  bereits  zu  Zusammenschlüssen,  welcher  Art  sie  auch 
sein  mögen,  gekommen  sind.  Wie  viele  Bedingungen  sind  doch  erforder- 
lich gewesen,  um  die  heute  bestehenden  Wirtschaftsformen  möglich  zu 
machen.  Was  erst  in  jahrhundertelangem  Ringen  erreicht  werden  konnte, 
das  vermag  auch  die  Neuzeit,  trotz  ihrer  Schnelllebigkeit,  nicht  im  Hand- 
umdrehen zu  bewerkstelligen.  Allzu  starke  Zwangsmaßregeln  würden  viel- 
leicht Hindernisse  überbrücken;  aber  sie  schaffen  dadurch  die  Gefahr 
nicht  aus  der  Welt,  welche  durch  Unterspülung  der  Grundmauern  des 
neuen  Gebäudes  überaus  verhängnisvolle  Folgen  zeitigen  würde. 

Der  Stahlwerksverband  hat  ja  selbst  schon  sich  zu  besonderen  Aus- 
nahmen in  seinem  ersten  Abkommen  mit  dem  Phönix  verstehen  müssen. 
Dieser  Sondervertrag,  der  allerdings  durch  die  Verbandsverlängerung  am 
30.  April  1907  außer  Kraft  getreten  ist,  ist  auch  deshalb  außerordentlich 
lehrreich  für  unsere  Betrachtungen,  da  er  unzweideutig  den  Zweck  der 
Ausfuhrprämien  und  Ausfuhrvergütungen  illustriert.  Ausfuhrunter- 
stützungen sollen  hiernach  im  allgemeinen  gleich  dem  Unterschiede  sein, 
der  zwischen  Auslands-  und  Inlandspreis  besteht.  Daß  man  nach  diesem 
Grundsatz  auch  durchweg  gehandelt  hat,  zeigt  eben  jenes  Abkommen 
mit  dem  Phönix,  indem  man  diesem  Werke  das  Sonderrecht  eingeräumt 
hatte,  für  das  gesamte  von  ihm  anzukaufende  Halbzeug,  das  nur  vom 
Stahl werks verbände  bezogen  werden  durfte  und  auch  nur  bezogen  werden 
konnte,  je  nach  Wahl  am  Frachtschnittpunkte,  entweder  den  Frei-Bord- 
Seehafenpreis  (z.  B.  fob  Antwerpen)  oder  den  Inlandspreis  abzüglich  Aus- 
fuhrprämie zu  verlangen.  Der  Phönix  hat  wiederholt  dem  letzteren  den 
Vorzug  gegeben. 

In  den  Akten  der  Abrechnungsstelle    für  die  Ausfuhr  heißt  es  aus- 
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drücklich,  daß  Ausfuhrunterstützungen  nur  dann  bewilligt  würden,  wenn 
das  von  den  vertragschließenden  Verbänden  bezogene  Material  zu  Aus- 
fuhrgegenständen verarbeitet  worden  sei,  die  nachgewiesenermaßen  not- 
leitende Erzeugnisse  seien.  Diesen  Punkt  hat  wohl  nur  Gerstein1)  in 
den  kontradiktorischen  Verhandlungen  gestreift.  „Bei  Feinblechen, 
Drähten  und  dergleichen",  führte  Gerstein  aus,  „ist  ein  Vergleich  zwischen 
dem  Inlands-  und  Auslandspreis  ohne  Schwierigkeit  möglich,  nicht  aber 
bei  den  Fertigwaren.  Die  Herren,  welche  mit  dem  Transport  zu  tun 
haben,  werden  mir  ohne  weiteres  darin  Recht  geben,  daß  sowohl  die 
Formen,  wie  die  Qualität  der  für  das  Ausland  und  Inland  bestimmten 
Waren  verschieden  sind,  und  daß  der  Vergleich  der  erzielten  Preise  des- 
halb außerordentlich  schwierig  ist.  Man  darf  nicht  den  Preis  der  Ware 
für  ioo  kg  vergleichen,  sondern  muß  die  verschiedenartige  Bearbeitung 
berücksichtigen,  .  .  .  der  Nachweis  der  Notlage  wird  dadurch  außer- 
ordentlich schwierig."  Gerstein  betonte  weiterhin  das  Recht  der  Vor- 
schrift nach  dem  Identitätsnachweis,  mußte  jedoch  darauf  hinweisen, 
daß  dieser  Nachweis  außerordentlich  schwierig  zu  erbringen,  da  der 
Gang  der  Ver-  und  Bearbeitung  vielfach  verwickelt  sei. 

Diese  Vorschriften,  wie  auch  der  Vorbehalt  der  Büchereinsicht  durch 
die  Abrechnungsstelle  scheinen  jedoch  zu  Schwierigkeiten  niemals  Anlaß 
gegeben  zu  haben;  sie  haben  zweifellos  nur  der  Sicherung  für  alle  Fälle 
gedient.  Daß  man  beispielsweise  eine  Einsicht  des  Buches  und  die 
Erbringung  des  Identitätsnachweises  niemals  gehandhabt  hat,  beweisen 
die  Worte  Schaltenbrands:")  „Jedes  Werk  schreibt:  ich  habe  im  ver- 
gangenen Monat  mein  ganzes  Material  von  Ihnen  bezogen  —  und  dann 
wird  das  ad  acta  genommen  .  .  .  Ich  glaube  aber,  daß  bei  9O°/0  unserer 
Abnehmer  noch  nie  kontrolliert  worden  ist;  denn  wir  halten  unsere 
Abnehmer  im  allgemeinen  für  ehrenwerte,  zuverlässige  Leute.  Wenn 
die  Voraussetzung  zu  irgend  einer  Unklarheit  vorlag,  so  ist  das  doch 
eine  Sache,  die  man  dem  Stahlwerksverband  nicht  verdenken  kann." 

Wenn  wir  am  Schlüsse  unserer  Ausführungen  nun  selbst  eine  An- 
sicht über  die  Ausfuhrunterstützungen  der  Verbände  geben,  so  sind  sie 
unzweifelhaft  lediglich  ein  besonderes  Verdienst  der  Syndikate  und  des 
Stahlwerksverbandes.  Das  Recht  können  die  Ausfuhrunterstützungen 
für  sich  in  Anspruch  nehmen.  Denn  „man  kann  behaupten,  daß  der 
Ausgleich  zwischen  Inlands-  und  Auslandspreis  ohne  die  Syndikatsbil- 
dung nicht  möglich  gewesen  sei,  daß  die  Syndikatsbildung  erst  Gelegen- 


*)   Kontradikt.   Verhandl.      Bd.   4.      S.   404. 
2)  .  Kontradikt.    Verhandl.      Bd.   4.      S.  428. 


—     4i     — 

heit  gegeben  hat,  das  etwa  eintretende  Mißverhältnis  zwischen  den 
Preisen  der  Rohstoffe  im  Inland  und  Ausland  wenigstens  für  den  Teil 
der  heimischen  Fertigprodukte  auszugleichen,  der  den  Auslandsmarkt 
aufsuchen  müsse."1) 

3.  Ausfuhrunterstützungen  und  reine  Walzwerke. 

a)  Die  Lage  der  reinen  Walzwerke  im  allgemeinen. 

Die  ungeahnte  Entwicklung  der  deutschen  Eisenindustrie  im  Laufe 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  beruht  zu  einem  großen  Teile  auf  den 
technischen  Errungenschaften,  welche  heute  dem  Eisengewerbe  ein 
charakteristisches  Gepräge  verleihen.  Von  den  einsamen  Wasserläufen 
in  waldreichen  Gegenden  ist  das  Eisengewerbe  in  den  letzten  hundert 
Jahren  in  Bezirke  gewandert,  wo  entweder  mächtige  Kohlenlager  oder 
gewaltige  Erzvorkommen  in  unmittelbarer  Nähe  sich  befinden.  Auf 
einem  solchen  Gebiete,  das  oft  mehr  als  ioo  ha  Flächeninhalt  hat,  sind 
Kokereien,  Hochöfen,  Flußstahl-  und  Walzwerke  der  verschiedensten  Art 
vereinigt.  „Erz  und  Koks  werden  zum  Hochofen  geschafft,  und  erst  als 
Fertigware  verläßt  das  Eisen  den  Riesenbetrieb.  Tausende  von  Arbeitern 
regen  die  geschäftigen  Hände.  Eine  ganze  Gegend  erhält  schon  von 
einem  solchen  modernen  Stahlwerk  ein  charakteristisches  Gepräge."'2) 
Die  für  solche  Riesenunternehmungen  erforderlichen  Kapitalien  gingen 
meist  weit  über  die  Kraft  des  einzelnen  hinaus;  die  gesellschaftliche 
Unternehmungsform,  namentlich  die  Aktiengesellschaft,  trat  mehr  und 
mehr  in  den  Vordergrund.  Die  Konzentration  machte  solche  Riesen- 
schritte, daß  von  213  im  Jahre  1871  betriebenen  Werken  1904  nur 
noch  100  in  Tätigkeit  waren,  obgleich  die  Roheisenerzeugung  in  der 
gleichen  Zeit  von  1  563692  Tonnen  auf  10058273  angewachsen  war. 
Allein  im  ersten  Jahrzehnt  dieses  Zeitabschnittes  hat  die  Zahl  der 
Werke  um  35  vom  Hundert,  die  der  Hochöfen  um  18  und  die  der 
Arbeiter  um  8  vom  Hundert  abgenommen,  während  die  Erzeugung  um 
86  vom  Hundert  gestiegen  war.3)  Im  Jahrzehnt  1894/ 1904  blieb  die 
Zahl  der  Werke  ungefähr  gleich,  während  die  Zahl  der  Öfen  um  22 
vom  Hundert,  die  der  Arbeiter  um  46  vom  Hundert  und  die  Produktion 
um  87  vom  Hundert  anwuchs.  Die  Zahl  der  Puddelwerke  schmolz  von 
321  im  Jahre  1884  auf  147  im  Jahre  1903  zusammen.  Ihre  heutige 
Erzeugung  von    nur  730072  Tonnen    im  Jahre   1906  fällt  für  die  Eisen- 


')  Goetzke,   Das  Rheinisch- Westfälische  Kohlensyndikat.     Essen  1905.      S.    212. 

2)  Mannstaedt,   Die   Konzentration  in  der   Eisenindustrie,   Jena    1906. 

3)  Mannstaedt,   a.  a.  O.  S.  II. 
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industrie  kaum  noch  ins  Gewicht.1)  Aus  den  Puddelwerken,  welche  ihre 
Rohmaterialien,  d.  h.  ihr  Halbzeug  von  den  seit  1904  im  Stahlwerks- 
verband vereinigten  Stahlwerken  beziehen  müssen,  sind  die  reinen  Walz- 
werke hervorgegangen.  Nur  einige  von  diesen  waren  wirtschaftlich 
stark  genug,  um  sich  zu  gemischten  Betrieben  auszubauen  oder  zur 
Anlage  von  Martinöfen  überzugehen.  Noch  andere  schlössen  sich  bereits 
bestehenden  kombinierten  Werken  an.  Was  übrig  geblieben  ist,  sind 
die  heutigen  reinen  Walzwerke. 

Unter  Halbzeug  versteht  man  die  aus  Thomas-,  Bessemer-  oder 
Siemens-Martinflußeisen  hergestellten  Halbfabrikate,  welche  der  Weiter- 
verarbeitung im  Walzwerkbetriebe  dienen.  Mit  der  zunehmenden  Ver- 
drängung des  Schweißeisens  stieg  die  Bedeutung  des  Halbzeugs,  das, 
wie  schon  oben  gesagt,  zum  weitaus  größten  Teile  von  den  Stahlwerken 
bezogen  wurde.  Die  Stahlwerke  waren  lange  Zeit  hindurch  jedoch  nicht 
in  der  Lage  ihre  Selbstkosten  zu  decken,  während  die  Weiterverarbeitung 
des  Halbzeugs  zu  Walzwerkserzeugnissen  sich  als  gewinnbringend  erwies. 
Die  Stahlwerke  richteten  sich  daher  mehr  und  mehr  darauf  ein,  Halb- 
zeug zu  verwalzen.  Jenen  Zeitpunkt  kann  man  deshalb  als  Anfang  des 
Mißverhältnisses  betrachten,  welches  sich  im  Laufe  des  letzten  Jahr- 
zehnts herausgebildet  hat  und  darin  besteht,  daß  die  gemischten  Werke 
ihren  Abnehmern  Halbfabrikate  liefern,  deren  Weiterverarbeitung  dazu 
dient  ihren  eigenen  Walzwerkserzeugnissen  Wettbewerb  zu  bereiten.  In 
Jahren,  in  welchen  die  Absatzverhältnisse  auf  dem  Walzwerksmarkte 
günstig  waren,  traten  die  hierdurch  naturgemäß  gegebenen  Gegensätze 
weniger  in  die  Erscheinung,  die  reinen  Walzwerke  empfanden  den  Wett- 
bewerb der  gemischten  Werke  nicht  besonders  drückend  und  fanden 
einen  Ausgleich  in  den  billigeren  Preisen  des  Halbzeugs.  Als  aber  die 
gemischten  Betriebe,  um  die  wenig  Gewinn  bringenden  Preise  des  Halb- 
zeugs auszugleichen,  in  verstärktem  Maße  der  Herstellung  von  fertigen 
Erzeugnissen  sich  zuwandten,  nahm  auch  der  Konkurrenzkampf  zu, 
Dieser  Kampf  wurde  noch  durch  zwei  wesentliche  Momente  verschärft 
von  denen  das  eine  wirtschaftlicher,  das  andere  technischer  Natur  war. 
Um  nämlich  die  Unterbictung  in  den  Preisen  für  Halbzeug  zu  verhindern, 
schlössen  sich  die  Stahlwerke  zu  dem  Halbzeugverband  zusammen,  der 
späterhin  in  den  Stahlwerksverband  aufging,  und  trugen  somit  dazu  bei, 
infolge  ihrer  Preisvereinigungen  die  Gestehungskosten  der  Erzeugnisse 
der  reinen  Walzwerke  zu  erhöhen.  In  technischer  Beziehung  sind  die 
gemischten  Walzwerke  in  der  Lage,  die  Umwandlung  des  Halbzeugs  zu 


*)  Zöllner,  Eisenindustrie  und  Stahlwerksverband,  Leipzig  1907. 
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Fertigerzeugnissen  wesentlich  billiger  bewirken  zu  können  als  die  reinen 
Walzwerke.  Sofern  die  gemischten  Walzwerke  zugleich  an  einen  Hoch- 
ofenbetrieb angegliedert  sind,  können  dessen  Gichtgase  in  weitestem 
Umfange  zur  Erzeugung  weiterer  mechanischer  Energie  verwandt  werden; 
der  Rohblock  kann  in  einer  Hitze  oder  nur  mit  schwachem 
Nachwärmen  ausgewalzt  werden,  während  die  reinen  Walzwerke  nach 
Lage  ihrer  Betriebsverhältnisse  die  Blöcke  kalt  beziehen  und  auf  deren 
Erhitzung  größere  Brennstoffmengen  verwenden  müssen.  Heymann1] 
berechnet  diese  Ersparnis  bei  der  Herstellung  von  Roheisen  auf  3,56  Mk. 
die  Tonne  oder  auf  rund    1 5   Mk.  die  Tonne  Fertigfabrikat. 

Diese  wirtschaftlichen  Gegensätze  zwischen  den  gemischten  und 
reinen  Walzwerken  haben  sich  im  Laufe  der  Jahre  zu  einem  dauernden 
Zustande  herausgebildet.  W7ährend  durch  Halbzeug-  und  Stahlwerks- 
verband die  Preise  für  Halbzeug  auf  einer  gleichmäßigen  Höhe  gehalten 
werden  konnten,  unterlagen  die  Preise  für  Walzwerkserzeugnisse  selbst 
starken  Schwankungen.  Eine  gewisse  Arbeitsteilung  hat  sich  allerdings 
insofern  zwischen  beiden  Walzwerkskategorien  vollzogen,  als  die  ge- 
mischten Walzwerke  schwere  Walzwerkserzeugnisse,  wie  Träger,  Schienen, 
schwere  Profileisen,  Schwellen  und  sonstige  Eisenbahnmaterialien  beinahe 
ausschließlich  herstellen,  während  sie  in  Feinblechen,  Stabeisen,  Band- 
eisen und  Draht  mit  den  reinen  Werken  im  Wettbewerb  stehen.  Die 
Lage  der  reinen  Walzwerke  ist  um  so  schwieriger  geworden,  als  sie 
trotz  der  ihnen  im  Hinblick  auf  die  Höhe  und  den  Wert  ihrer  Erzeugung 
und  die  Zahl  ihrer  Arbeiter  innewohnenden  wirtschaftlichen  Bedeutung 
doch  an  Umfang  der  Produktion  weit  hinter  den  gemischten  Werken 
zurück  stehen.  Einige  für  das  Jahr  1900  geltende  Ziffern  geben  hierüber 
Aufschluß.-2)  In  diesem  Jahre  bestanden  im  Deutschen  Reiche  insgesamt 
221  Walzwerke,  unter  denen  sich  138  Betriebe  zur  Herstellung  von 
Flußeisenfabrikaten  und  83  Betriebe  zur  Herstellung  von  Schweißeisen- 
fabrikaten befanden.  Darunter  waren  92  reine  Walzwerke,  von  denen 
62  Flußeisenhalbzeug  verarbeiteten,  w7ährend  24  Schweißeisenhalbzeug 
zur  Herstellung  ihrer  Erzeugnisse  verwenden.  An  gemischten  Betrieben 
waren  67  Werke,  welche  mit  Stahlwerken  verbunden  waren,  und 
56  Werke  mit  Schweißeisenbetrieben  vorhanden.  Der  Verbrauch  sämt- 
licher Walzwerke  an  Halbzeug  betrug  1901  rund  6720000  t  mit  einem 
Gesamtwerte  von  annähernd  590  Millionen  Mark.  An  dieser  Summe 
hatten    die    reinen  Walzwerke    einen  Anteil    im    Betrage    von  737000  t 

')  Ileymann,  Die  gemischten  Werke  im  deutschen  Großeisenbetriebe,  Stuttgart  und 
Berlin    1904. 

2)   Kontradikt.  Verhandl.  Bd.  5,   S.  49 ff.  ... 
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im  Werte  von  rund  91500000  Mk.  Der  Verbrauch  der  gemischten 
Werke  an  selbsterzeugten  Halbfabrikaten  betrug  5732  000  t  im  Werte 
von  468  Millionen  Mark.  Zu  dieser  Summe  ist,  um  den  Gesamtver- 
brauch der  gemischten  Werke  zu  ermitteln,  noch  ein  Betrag  von 
251000  t  im  Werte  von  etwas  über  30  Millionen  Mark  für  Halbzeug 
hinzuzurechnen,  welches  von  diesen  Werken  gekauft  wurde,  sodaß  sich 
der  Gesamtverbrauch  der  gemischten  Werke  auf  5  983  000  t  im  Werte 
von  498  300  OOO  Mk.  belief.  Ihr  Anteil  an  der  inländischen  Halbzeug- 
produktion —  die  Einfuhr  nicht  eingerechnet  —  stellte  sich  demnach 
auf  89  vom  Hundert  gegenüber  1 1  vom  Hundert  des  Verbrauchs  der 
reinen  Walzwerke. 

Diese  Darlegungen  lassen  also  zur  Genüge  das  bedeutende  Über- 
gewicht der  gemischten  Werke  erkennen,  welche  jedoch  nichts  anderes 
als  das  Zeichen  der  Fortentwicklung  unseres  neuzeitlichen  Wirtschafts- 
lebens sind.  Von  jeher  haben  die  alten  Formen  und  Organisationen 
der  Volkswirtschaft  den  neuen  weichen  müssen.  Aber  die  reinen  Walz- 
werke verwahren  sich  gegen  eine  derartige  Auffassung  mit  aller  Ent- 
schiedenheit. Sie  behaupten,  das  eine  wohlorganisierte  Unternehmer- 
gruppe einer  Anzahl  schwächerer  Werke  in  planmäßiger  Weise  das  Feld 
ihrer  Tätigkeit  untergrüben.  Aus  diesem  Vorwurf  der  reinen  Walzwerke 
geht  ihre  verzweifelte  Lage  hinlänglich  hervor,  die  aber  keineswegs  einem 
willkürlichen  und  absichtlichen  Vorhaben  der  in  Verbänden  vereinigten 
gemischten  Betriebe  entsprungen  ist.  Die  technische  Entwicklung  unseres 
Großeisengewerbes  hat  das  augenblickliche  Mißverhältnis  mit  eiserner 
Notwendigkeit  heraufbeschworen,  das  früher  oder  später  durch  ein 
gänzliches  Eingehen  oder  Aufgehen  der  reinen  Walzwerke  in  gemischte 
seine  Lösung  finden  wird.  Deshalb  handelt  es  sich  hier  auch  nicht  um 
einen  freien  Wettbewerb  aller  Werke  unter  einander,  sondern  einzig  und 
allein  um  einen  Kampf  zweier  Parteien  gegen  einander,  wodurch  der 
Ausgang  des  Kampfes  von  weittragender  wirtschaftlicher  und  politischer 
Bedeutung  wird.  Wann  dieses  Streiten  sein  Ende  finden  wird,  läßt  sich 
schwer  sagen.  Wenn  man  jedoch  die  Entwicklungsgeschichte  unserer 
Eisenindustrie  in  den  letzten  vier  Jahrzehnten  überschlägt,  dürfte  das 
Ende  des  Kampfes  nicht  länger  als  fünfzehn  bis  zwanzig  Jahre  auf  sich 
warten  lassen.  Es  sei  denn,  daß  ein  kleiner  Rest  der  reinen  Walzwerke 
infolge  seiner  engen  Verbindung  mit  der  Kleinindustrie  nicht  in  Mit- 
leidenschaft gezogen  werden  würde.  Wie  dagegen  der  Entscheidungs- 
kampf ausfallen  wird,  kann  heute  nicht  mehr  zweifelhaft  sein,  er  wird 
mit  einem  Siege  der  gemischten  Werke  auf  der  ganzen  Linie  enden. 
Doch    nicht   in  der  Weise,    daß  die  reinen  Walzwerke  schonungslos  an 
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die  Wand  gedrückt  werden,  sondern  wohl  eher  so,  daß  die  reinen 
Walzwerke  sich  teils  zu  gemischten  durch  Anlage  von  Martinwerken 
ausbauen,  oder  sich  schon  bestehenden  Kombinationen  anschließen,  wie 
es  in  den  letzten  Jahren  oft  der  Fall  gewesen  ist. 

Eine  wesentliche  Verbesserung  der  gegenwärtigen  Lage  würden  die 
reinen  Walzwerke  durch  Anschluß  an  den  Stahlwerksverband  schaffen, 
um  auf  diese  Weise  nicht  nur  durch  Syndizierung  der  B-Produkte  die 
Konkurrenz  auszuschalten,  sondern  auch  vor  allem  in  der  Halbzeug- 
lieferung eine  Vorzugsstellung,  zu  erhalten.  Bis  heute  haben  aber  alle 
Verhandlungen  nach  dieser  Richtung  hin  keinerlei  Ergebnisse  gezeitigt, 
woraus  man  vielleicht  schließen  darf,  daß  eine  Verständigung  überhaupt 
nicht  erzielt  werden  wird.  Deshalb  verstehen  wir  es  auch  jetzt,  daß 
die  Abrechnungsstelle  nur  in  Verbänden  vereinigten  Werken  Ausfuhr- 
unterstützungen gewährt  hat  und  gewähren  will,  obgleich  man  andrer- 
seits nicht  vergessen  darf,  daß  einer  Kartellierung  namentlich  in  den 
B-Produkten  der  reinen  und  gemischten  Werke  die  allergrößten  Schwierig- 
keiten entgegenstehen.  Ein  beiderseitiges  Entgegenkommen  könnte 
vielleicht  die  Sache  klären  und  so  den  Entwicklungsgang  unserer  Eisen- 
industrie in  ruhigere  Bahnen  lenken,  wodurch  Schädigungen  der  gesamten 
deutschen  Volkswirtschaft  vermieden  werden  würden. 

Die  Klagen  der  Halbzeugverbraucher  beziehen  sich  seit  Jahren  in 
erster  Linie  auf  die  zu  hohen  Halbzeugpreise  gegenüber  den  niedrigen 
Fertigfabrikatpreisen,  zu  welchen  die  Stahlwerke  im  Inlande  verkaufen. 
Die  ungünstige  Lage  der  reinen  Walzwerke  tritt  auf  den  verschiedenen 
Gebieten  der  Weiterverarbeitung  des  Halbzeugs  zutage,  namentlich  in 
der  Zeit  ungünstiger  Geschäftslage,  die  nach  einer  Unterbrechung  von 
1905  bis  Mitte  1907  aufs  neue  anfängt  sich  geltend  zu  machen.  Für 
die  Erzeugnisse,  deren  Herstellung  sich  die  reinen  Walzwerke  vornehm- 
lich zugewandt  haben,  bestehen  Preisvereinbarungen  für  Walzdraht,  Band- 
eisen, Grob-  und  Feinbleche,1)  dagegen  nicht  für  Stabeisen.  Alle  Versuche, 
auch  für  diesen  Artikel  eine  Konvention  oder  ein  Kartell  abzuschließen, 
sind  nach  wiederholten  Anläufen  gescheitert.  Da  die  Schuld  des  Nicht- 
zustandekommens  eines  Stabeisenverbands  nicht  allein  auf  Seiten  der 
Halbzeugverbraucher,  also  der  reinen  Walzwerke  liegt,  sollte  die  Ab- 
rechnungsstelle für  die  Ausfuhr  bezw.  die  durch  sie  vertretenen  Kartelle 
nach  dieser  Richtung  eine  Ausnahme  machen,  wenn  sie  Ausfuhrvergü- 
tungen nur  an  syndizierte  Abnehmer  gewähren  will. 

Die  reinen  Walzwerke  berechneten  die  Spannung  zwischen  dem 
Verkaufspreise  für  Halbzeug  und  dem  Herstellungspreise  des  Stabeisens 

J)  Vergl.  weiter  unten  S.  52. 
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einschließlich  Fracht  und  Skonto  im  Durchschnitt  des  Jahres  19021)  auf 
31,50  Mk.  bei  der  Herstellung  aus  vorgewalzten  Blöcken  und  auf  30,50  Mk. 
bei  der  Herstellung  aus  Knüppeln.  Bei  den  im  genannten  Jahre  gelten- 
den Stabeisenpreisen  und  den  vom  Halbzeugverbande  festgesetzten  Halb- 
zeugpreisen  würden  sie  demnach  nach  ihrer  Berechnung  einen  reinen 
Verlust  von  9  Mk.  bezw.  16,50  Mk.  für  die  Tonne  erlitten  haben;  die 
reinen  Walzwerke  stellten  deshalb  den  Antrag  auf  Ermäßigung  des 
Halbzeugpreises  um  7,50  Mk.  Die  im  Halbzeugverbande  vereinigten 
Stahlwerke  hielten  diese  Aufmachung  jedoch  nicht  für  richtig.  Sie 
machten  geltend,  daß  die  Spannung  zwischen  dem  Halbzeugpreise  des 
Stabeisens  und  dem  Verkaufspreise  des  Halbzeugs  nicht  31,50  Mk., 
sondern  nur  26,50  Mk.  im  Jahre  1902  betragen  habe.  Knüppel  kämen 
im  allgemeinen  für  die  Stabeisenfabrikation  nicht  in  Betracht,  man  ge- 
brauche sie  hauptsächlich  zur  Herstellung  von  Feineisen,  für  welches 
entsprechend  höhere  Preise  gezahlt  würden. 

So  kritisch  und  verhängnisvoll  auch  nach  dieser  Seite  hin  die  Lage 
der  reinen  Walzwerke  beschaffen  ist,  so  darf  man  doch  nicht  vergessen, 
daß  von  Seiten  der  Halbzeuglieferanten,  also  der  Mitglieder  des  Stahl- 
werksverbandes, allein  keine  Besserung  herbeigeführt  werden  kann.  An 
Halbzeug  wird  von  allen  Fabrikaten  wohl  am  allerwenigsten  verdient. 
Für  Werke,  welche  für  die  Herstellung  von  Halbzeug  außerdem  noch 
Kohlen  und  Roheisen  beziehen  müssen,  haben  in  Zeiten  schlechter 
Geschäftslage,  wie  sie  in  den  Jahren  von  1901  — 1904  vorherrschte, 
durch  die  Halbzeugpreise  kaum  die  Selbstkosten  gedeckt.  Unter  solchen 
Umständen  können  die  Halbzeugverbraucher  nicht  verlangen,  daß  ihre 
Lieferanten  Halbzeug  noch  billiger  abgeben,  um  selbst  mit  Gewinn 
arbeiten  zu  können.  Eine  solche  unbillige  Forderung  hat  noch  niemals 
im  Handel  Platz  gegriffen  und  wird  auch  zukünftig  niemals  verwirklicht 
werden  können. 

Angesichts  solcher  Umstände  gibt  es  unserer  Ansicht  nach  nur  ein 
Mittel,  das  Abhilfe  der  allmählich  eingetretenen  Mißverhältnisse  gewähr- 
leistet und  den  technischen  Entwicklungsgang  zum  ausgesprochenen 
gemischten  Werke  für  die  wirtschaftlich  schwächeren  reinen  Walzwerke 
mildern  kann.  Diese  einzigste  Maßnahme  scheinen  uns  die  Äusfuhr- 
unterstützungen,  sei  es  nun  in  Gestalt  von  Prämien  oder  Vergütungen, 
zu  bieten.  Sie  gestatten  eine  Belebung  des  Exports  bei  abgeschwächtem 
Inlandmarkt  und  führen  einen  Ausgleich  in  den  Preisen  herbei,  der  in 
der  Spannung  zwischen  Halbzeug-  und  Fertigwarenpreisen  unter  den 
zeitigen  Verhältnissen  nicht  gefunden  werden  kann. 

*)  Kontradikt.  Vcrhandl.  Bd.  5.  S.  56. 
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b)  Die  Bedeutung   der   Ausfuhrunterstützungen    für    die    reinen 
Walzwerke  im  besonderen. 

Alle  Befürchtungen  der  Kartellgegner  über  die  Geschäftspraxis  des 
am  i.  März  1904  ins  Leben  getretenen  Stahlwerksverbands  hat  dieser 
durch  seine  Tätigkeit  widerlegt.  Er  hat  dem  Kampf  der  beiden  sich 
gegenüberstehenden  Parteien  Einhalt  geboten  und  ein  friedliches  Neben- 
einander geschaffen,  das  seit  mehr  denn  einem  Jahrzehnt  nicht  mehr 
möglich  gewesen  war.  Durch  sein  Eintreten  für  eine  ertragsreiche  Aus- 
nutzung der  günstigen  Weltmarktslage,  die  sich  allerdings  erst  im  Laufe 
des  Jahres  1906  voll  bemerkbar  machte,  verschaffte  er  auch  seinen  Mit- 
bewerbern nutzbringende  Auslandsgeschäfte.  Das  Auslandsgeschäft, 
welches  solange  nur  mit  Opfern  hatte  betrieben  werden  können,  wurde 
in  jenem  Jahre  wieder  allgemein  lohnend,  vielfach  sogar  rückten  die  im 
Auslande  erzielten  Preise  bis  nahe  an  die  inländischen  heran  oder  über- 
trafen sie  ja  hier  und  da.  Die  durch  den  ungeheuer  gestiegenen  Ver- 
brauch im  eigenen  Lande  bedingte  starke  Inanspruchnahme  der 
amerikanischen  Eisenindustrie  gestaltete  für  die  deutschen  Werke  die 
Weltmarktlage  günstig,  und  die  weiterverarbeitende  Eisenindustrie  fand 
starken  Schutz  und  Rückhalt  an  der  durch  den  Stahlwerksverband  und 
die  anderen  großen  Kartelle  geschaffenen  Konsolidierung  der  heimat- 
lichen Industrieverhältnisse.  Als  weiteres  Mittel  für  Förderung  des  Aus- 
fuhrgeschäfts traten  die  von  den  großen  Verbänden  gewährten  Ausfuhr- 
unterstützungen hinzu.  Welchen  Einfluß  dieselben  allein  auf  die  Ausfuhr 
von  Draht  im  Handelskammerbezirk  Bochum  hatten,  beweist  die  Stelle 
über  Drahtindustrie  des  Jahresberichts  der  Handelskammer1)  für  1905, 
welche  wörüich  sagt:  „Von  erheblichem  Einflüsse  auf  das  Exportge- 
schäft war  auch  die  Gewährung  einer  gegen  das  Vorjahr  erhöhten  Aus- 
fuhrvergütung (Ausfuhrprämie),  wodurch  es  ermöglicht  wurde,  unserer 
nationalen  Industrie  einen  starken  Anteil  an  dem  Auslandgeschäft  zu 
erhalten  und  zuzuführen."  Der  Drahtindustrie  kamen,  was  man  nicht 
vergessen  darf,  die  Ausfuhrunterstützungen  wie  keiner  anderen  Industrie 
zugute.  Daß  aber  auch  diese  Ausfuhrvergütungen  und  Prämien  ihren 
Zweck  nicht  verfehlt  haben,  beweist  am  besten  das  Exportgeschäft  der 
Drahtwerke  im  Handelskammerbezirk  Bochum,  welches  sich  von  1900 
bis   1905   wie  folgt  entwickelte.-) 


1)  n.  Teil.     S.  56. 

2)  Ebenda.     A.  a.  O. 
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Es  wurden  ausgeführt  in  Tonnen: 

1900:     219789  1903:     310053 

1901:     306206  1904:     330663 

1902:     291 811  1905:     37 5 946 

Man  ginge  jedoch  in  der  Annahme  zu  weit,  den  Ausfuhrunterstützungen 
allein  diesen  Aufschwung  des  Ausfuhrhandels  der  Bochumer  Draht- 
industrie zuzuschreiben;  es  haben  noch  ganz  andere,  oben  schon  ange- 
führte Momente  mitgewirkt.  Die  keine  Vergütungen  und  Prämien  ge- 
nießenden Verfeinerungsindustrien  des  Eisengewerbes  haben  auch  in  ihrer 
Ausfuhr  eine  starke  Belebung  erfahren.  Aber  die  Ausfuhrentschädigungen 
haben  fraglos  einen  bedeutenden  Anteil  an  der  Ursache  des  guten  Aus- 
landsgeschäftes. Ausfuhrprämien  und  Exportvergütungen  haben  in  den 
letzten  Jahren  aber  den  unzweifelhaften  Erfolg  gehabt,  daß  sie  die  ver- 
lustbringenden Ausfuhrgeschäfte  auf  einen  Mindestsatz  herabdrückten, 
der  bei  solch  gewaltigen  Auftragsbeständen  für  den  Weltmarkt,  wie  die 
deutsche  Eisenindustrie  sie  aufzuweisen  hat,  niemals  ganz  beseitigt 
werden  kann.  Sie  gestatteten  auch  den  reinen  Walzwerken  lohnbringende 
Auslandsgeschäfte  und  zwangen  den  Entscheidungskampf  innerhalb  der 
deutschen  Großeisenindustrie  in  engere  Bahnen.  Die  „explosivartige  — 
amerikanische  Entwicklung"  wurde  durch  eine  ruhige  und  zielbewußte 
Stetigkeit  verdrängt,  welche  allein  ein  gesundes  Fortschreiten  jedes  Wirt- 
schaftslebens bedingt.  Durch  nutzbringende  Auslandsgeschäfte  wurde 
einer  „Überproduktion"  vorgebeugt,  die  erfahrungsgemäß  oft  jede  ge- 
sunde Kalkulation  und  sogar  die  stärksten  Geschäftsgrundsätze  illusorisch 
macht.  Die  Ausfuhrgeschäfte  bei  eintretendem  Verluste  einfach  auf- 
zugeben, würde  auf  dem  einheimischen  Markte  den  erbittertsten  Ent- 
scheidungskampf heraufbeschwören  und  durch  die  sonst  für  die  Ausfuhr 
in  Betracht  kommenden  Mengen  eine  Überfüllung  zeitigen,  welche  auf 
unsere  Eisenindustrie  und  damit  auf  unser  gesamtes  Wirtschaftsleben 
nicht  ohne  schwere  Erschütterung  bleiben  könnte.  Solchen  Gefahren 
kann  nur  durch  tatkräftiges  und  zielbewußtes  Handeln  auf  dem  Welt- 
markte entgegengetreten  werden,  indem  Stahlwerksverband  und  die  ihm 
nicht  unterstehenden  reinen  Walzwerke  hier  geschlossen  auftreten,  um 
so  die  eintretenden  Verluste  gemeinsam  zu  tragen.  Auf  diese  Möglich- 
keiten sollte  der  Stahlwerksverband  in  besonderem  Maße  sein  Augen- 
merk richten  und  er  würde  sich  als  eine  nationale  Errungenschaft  ersten 
Ranges  betätigen.  Ein  solches  Handinhandgreifen  und  Unterstützen  kann 
aber  nur  durch  Ausfuhrentschädigungen  erreicht  werden,  wobei  die  Roh- 
stoffverbände  dem  Stahlwerksverbande  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  stehen 
müssen.     Nirgendwo  gelten  Vereinbarungen  und  Verständigungen  soviel 
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als  auf  dem  internationalen  Markte,  welche  möglichst  auf  alle  zum  Ex- 
port gelangenden  Artikel  ausgedehnt  werden  sollten,  da  das  deutsche 
Eisengewerbe  sich  in  den  meisten  Fällen  dem  Bollwerke  des  amerika- 
nischen Stahltrusts  gegenüber  sieht.  Man  sollte  nicht  vergessen,  daß  in 
den  letzten  Jahren  die  Ausfuhrwerte  deutscher  Eisenwaren  jährlich 
600000000  Mk.  erreicht  haben. 

Angesichts  derartiger  Umstände  konnte  der  Entschluß  des  Stahl- 
werkverbandes, vom  1.  Juli  1907  ab  keine  Ausfuhrunterstützungen  mehr 
zu  gewähren,  nicht  ohne  nachteilige  Folgen  für  die  Lage  der  besonders 
am  Export  beteiligten  reinen  Walzwerke  sein.  Ein  Sturm  der  Ent- 
rüstung brach  los,  als  die  nicht  durch  die  Abrechnungsstelle  für  die 
Ausfuhr  in  Düsseldorf  vertretenen  Werke  von  dieser  Maßnahme  in  Kennt- 
nis gesetzt  wurden.  Die  reinen  Walzwerke  sahen  ohnehin  schon  der 
zukünftigen  Gestaltung  ihrer  Lage  äußerst  pessimistisch  entgegen,  da 
durch  den  neuen  Stahlwerksvertrag  die  Beteiligungsziffern  seiner  Mit- 
glieder in  Stabeisen  allein  um  5 77 OOO  t  zugenommen  hatten.  Einen 
solchen  Vorstoß  des  Stahlwerksverbandes  betrachtete  man  nicht  ohne 
Grund  als  die  Eröffnung  des  Entscheidungskampfes.  Man  glaubte  auf 
Seiten  der  reinen  Walzwerke,  die  Zeit  sei  gekommen,  in  welcher  die 
gemischten  Werke  ihren  Gegnern  ein  hartes:  wir  wollen  keinen  Halb- 
zeugabsatz mehr  entgegenschleuderte.  Ein  Industrieblatt,  das  allerdings 
in  seiner  Auffassung  völlig  allein  stand  und  alle  anderen  Tageszeitungen 
wegen  seiner  Haltung  herausforderte,  schrieb  kurz  nach  Erneuerung  des 
Stahlwerksverbandes:  „Die  Zeit  der  reinen  Walzwerke,  wie  sie  bei  der 
Kartellenquete  sich  präsentierte,  darf  als  endgültig  vorbei  angesehen 
werden.  Es  bleibt  den  reinen  Werken  heute  nur  noch  übrig,  beizeiten 
den  veränderten  Zeiten  ihrerseits  Rechnung  zu  tragen  und,  soweit  ge- 
eignete Vorbedingungen  gegeben  sind,  unter  die  sicheren  Fittige  eines 
Großbetriebes  zu  kriechen."  Diese  Ausführungen  decken  sich  allerdings 
im  letzten  Grunde  mit  unseren  bisherigen  Darlegungen.  Für  uns  ist 
auch  die  Zeit  der  reinen  Walzwerke  vorüber,  es  kann  sich  bei  ihnen 
auch  nicht  einmal  um  ein  zeitweiliges  Aufflackern  mehr  handeln,  aber 
nach  unserer  Ansicht  wird  diese  Veränderung  ungefähr  1 5 — 20  Jahre 
für  sich  erfordern.  Nur  die  für  besondere  Spezialitäten  ausgebauten 
oder  mit  der  Kleineisenindustrie  eng  verwachsenen  reinen  Walzwerke 
werden  darin  eine  Ausnahme  machen,  wie  wir  schon  oben  angeführt 
haben. 

Der  Entschluß  des  Stahhverksverbandes,  keine  Ausfuhrunterstützungen 
mehr  zu  zahlen,  kam  trotz  der  Begründung,  daß  das  Auslandsgeschäft 
keine  Verluste    mehr    mit    sich    bringe,    um   so    überraschender,   als  der 

Diepcnhorst,  Die  handelspolitische  Bedeutung  der  Ausfuhrunterstützungen.  4 
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Verein  zur  Wahrung  der  Interessen  der  Halbzeugverbraucher  in  Hagen  i.  W. 
ohnehin  schon  beim  Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikat  um  Wieder- 
einführung von  Ausfuhrunterstützungen  vorstellig  geworden  war.  Diese 
Eingabe  hatte  folgenden  W'ortlaut:1) 

„Unter  lebhaftem  Bedauern  erheben  wir  gegen  das  Kohlensyndikat 
den  Vorwurf,  daß  es  noch  immer  nicht  der  Frage  der  Wiedereinführung 
.der  Ausfuhrvergütung  (Ausfuhrprämie!)  nähergetreten  ist.    Wir  sind  längst 
der  Ansicht,    daß    die   Marktlage   für   Fertigwalzprodukte    einer   Klärung 
nicht   mehr  bedarf,  und  daß  nur  Zweifel   darüber   herrschen  können,  ob 
das  Roheisensyndikat    und    der   Stahlwerksverband    entgegen   der   allge- 
meinen Lage    des   Weltmarktes    ihre   Preise    im    Inlande    für    das    Roh- 
material  der  Fertigprodukte   hochhalten   können.      Speziell  die  deutsche 
Feinblechindustrie  arbeitet  zum  Teil  im  Inlande  unter  den  ungünstigsten 
Verhältnissen  und  kann  an  einen  Export  gar  nicht  denken.    Es  ist  nicht 
schwer,  vorauszusehen,  daß  eine  ganze  Reihe  von  Betrieben  bei  längerer 
Dauer  des  jetzigen  Zustandes  stillgelegt   werden  müssen,  wodurch  auch 
das  Kohlensyndikat,  von  dem  die  Werke  der  Hagener  Vereinigung  rund 
140000  t  Kohlen  jährlich  beziehen,  einen  empfindlichen  Ausfall  erleiden 
müßte.      Im   Inlande   ist   der   Feinblechgrundpreis    durch   die  großen  ge- 
mischten Werke    auf  140  Mk.  pro  Tonne    und    tiefer    ermäßigt   worden, 
ein  Preis,  bei  dem  die  reinen  Walzwerke  bereits  erheblich  Geld  zulegen 
müssen,  den  aber  die  gemischten  Werke  mit  eigener  Kohle  und  eigenem 
Halbzeug   noch   recht   gut   aushalten    können.      Die   ganze  Beschäftigung 
in  Feinblech  wird  also    in  absehbarer  Zeit    den  großen  Stahlwerken  zu- 
fallen,   wenn    nicht    baldigst  Abhilfe   geschaffen   wird.      Der  Export,  auf 
den    die    deutsche  Feinblechindustrie   fast   mit   einem  Drittel    ihrer   Pro- 
duktion angewiesen  ist,  ruht  zur  Zeit  vollständig,  was  bei  einem  Preise 
von   132  Mk.  fob  Rotterdam  oder  Antwerpen,  der  den  deutschen  Werken 
einen  Nettoerlös    von    etwa   125  Mk.    läßt,    ohne    weiteres    erklärlich  ist. 
Dieser  Exportpreis  bedeutet  gegen  die  höchsten  Exportpreise  im  vorigen 
Winter    einen  Rückgang    von    etwa  30  Mk.    für   1000  kg,    was   die  Lage 
der  Feinblechindustrie  zur  Genüge  illustriert.     Ohne  Auslandsaufträge  ist 
aber  eine  Befriedigung  des  Arbeitsbedürfnisses  der  deutschen  Feinblech- 
werke gar  nicht  denkbar,  und  da  Aufträge  vom  Auslande  nicht  herein- 
kommen, suchen  naturgemäß  alle  Werke  sich  Beschäftigung  im  Inlande 
zu  verschaffen,  und  das  kann  nur  auf  Kosten  des  Preises  erreicht  werden. 
Infolgedessen   sind    die  Feinblechpreise    im   Inlande   bereits  ebenfalls  auf 
einem  Stande  angelangt,  der  ein  Weiterverarbeiten  nur  noch  bei  erheb- 


J)  Frkf.  Ztg.  Nr.  266.    (25.  Oktober   1907). 
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liehen  Verlusten  ermöglicht.  Wird  nicht  raschestens  und  energisch  das 
Auslandsgeschäft  seitens  der  Rohstoffverbände  und  seitens  des  Stahl- 
werksverbandes unterstützt,  so  ist  mit  Gewißheit  für  die  Feinblechwalz- 
werke in  der  allernächsten  Zeit  ein  Notstand  zu  erwarten,  der  die  alier- 
bedenklichsten  Folgen  zeitigen  dürfte.  Nach  unserer  Meinung  ist  es 
unabweisliche  Pflicht  der  Rohstoffverbände,  die  Möglichkeit  der  Ausfuhr 
der  Fertigfabrikate  und  besonders  der  Feinbleche,  die  in  dem  englischen 
und  belgischen  Fabrikat  ungemein  scharfe  und  rücksichtslose  Konkurrenz 
finden,  mit  allen  Mittel  aufrecht  zu  halten  und  mit  der  Unterstützung 
der  auf  die  Pflege  der  Ausfuhr  gerichteten  Bestrebungen  nicht  zu  warten, 
bis  für  die  Feinblechwalzwerke  der  Ruin  vor  der  Türe  steht.  Wir 
richten  deshalb  nochmals  die  dringende  Bitte  an  Sie,  die  Frage  der 
Unterstützung  der  Ausfuhr  nochmals  einer  sorgfältigen  und  wohlwollen- 
den Erwägung  bei  Ihrem  Ausschuß  zu  unterziehen." 

Man  kann  an  dem  Inhalte  dieser  Eingabe  nicht  einfach  vorüber- 
gehen; denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  Verein  zur  Wahrung  der 
Interessen  der  Halbzeugverbraucher  die  Verhältnisse  ungünstiger  schildert 
als  sie  in  Wirklichkeit  sich  gestaltet  haben  Das  Urteil  dieses  Vereins 
verdient  um  so  mehr  Beachtung,  als  es  die  einzige  Organisation  auf 
seiten  der  reinen  Walzwerke  ist.  Er  umfaßt  42  reine  Walzwerke  mit 
einem  Jahresbedarf  von  über  500000  t  Plalbzeug,  d.  h.  etwa  zwei  Drittel 
des  Bedarfs  sämtlicher  reinen  Werke. 

In  der  Eingabe  wird  die  Befürchtung  ausgesprochen,  daß  „eine 
ganze  Reihe  von  Betrieben  bei  längerer  Dauer  des  jetzigen  Zustandes 
stillgelegt  werden  müssen."  Dabei  darf  jedoch  nicht  übersehen  werden, 
daß  nicht  die  Rohstoffkartelle  die  Schuld  an  der  Herbeiführung  dieser 
Situation  tragen,  sondern  der  technische  Entwicklungsgang  unseres 
Eisengewerbes.  Wir  können  uns  deshalb  auch  nicht  mit  der  Auffassung 
eines  sonst  kartelloffiziösen  Blattes1)  identifizieren,  wenn  es  schreibt:  „Die 
Kartelle  sind  für  die  großen  Unternehmungen  nicht  mehr  das,  was  sie 
ursprünglich  waren  und  sein  sollten,  nämlich  Regulatoren  der  Rohstoff- 
märkte zum  Zwecke  ertragreichen  Verkaufs  der  Rohstoffe,  sondern  sie 
sind  Mittel  zum  Zweck  der  Sicherung  der  beherrschenden  Stellung  der 
großen  Werke  auf  dem  Gebiet  der  I^ertigerzeugnisse  geworden."  Man 
kann  doch  nicht  gut  vom  Stahlwerksverbande  als  einem  Rohstoffkartell 
zur  Regulierung  des  Rohstoffmarktes  sprechen,  da  die  einzig  hier  in 
Betracht  kommenden  Erzeugnisse,  das  an  die  reinen  Walzwerke  zu 
liefernde   Halbzeug,    nur   einen    kleinen    Teil    seiner    Produkte    ausmacht. 

l)   Kölnische  Zeitung. 


—     52     — 

Beim  Rheinisch-Westfälischen  Kohlen-  und  den  beiden  Roheisensyndi- 
katen liegt  allerdings  die  Sache  etwas  anders,  allein  die  Auffassung  des 
rheinischen  Blattes  trifft  auch  hier  nicht  zu.  Überdies  hat  der  Stahl- 
werksverband im  Jahre  1906  159768  t  Halbzeug  weniger  ins  Ausland 
geliefert  als  im  Jahre  zuvor.  Außerdem  ist  der  Halbzeugversand  in  den 
ersten  fünf  Monaten  des  Jahres  1907  noch  um  8493 1  t  geringer  gewesen 
als  in  derselben  Zeit  des  Vorjahres.  Daraus  ersieht  man  doch,  daß 
der  Stahlwerksverband  den  Ansprüchen  seiner  inländischen  Abnehmer 
immer  mehr  zu  genügen  bestrebt  ist.  Wenn  aber  verlangt  wirdj  die 
Halbzeugausfuhr  solle  gänzlich  aufhören,  so  liegt  darin  nur  eine  Ver- 
kennung der  tatsächlichen  Verhältnisse,  da  es  keineswegs  angängig  er- 
scheint, in  diesem  Geschäftszweige  alle  Verbindungen  mit  dem  Auslande 
abzubrechen. 

Was  aber  im  weiteren  die  Klagen  der  Feinblechwalzwerke  anbelangt, 
so  muß  man  bedenken,  daß  zur  Zeit  des  Verbandes  dieser  Werke  die 
deutsche  Herstellung  an  Feinblechen  etwa  400000  t  betrug.  Die  Er- 
zeugung mag  mittlerweise  gestiegen  und  heute  auf  annähernd  500000  t 
zu  veranschlagen  sein.  Diese  Mengen  können  aber  trotz  des  Herrschens 
einer  günstigen  Konjunktur  nicht  alle  auf  dem  einheimischen  Markte 
untergebracht  werden.  Als  deshalb  vor  einiger  Zeit  das  Ausfuhrgeschäft 
ins  Stocken  geriet  und  ein  Absatz  aller  Feinbleche  im  Inlande  aus- 
geschlossen war,  machte  die  Übererzeugung  den  Feinblechverband  un- 
haltbar und  die  unerquicklichsten  Zustände  griffen  auf  dem  Feinblech- 
markte Platz.  Um  die  Lage  zu  verbessern,  wurde  mit  Hilfe  des  Stahl- 
werksverbandes die  Schwarzblechvereinigung  gegründet,  welche  mittels 
Ausfuhrprämien  das  Auslandsgeschäft  pflegte,  etwa  ein  Fünftel1)  der 
deutschen  Feinbleche  ins  Ausland  brachte  und  auf  diese  Weise  den 
inländischen  Markt  entlastete.  Seit  Aufhebung  der  Ausfuhrprämien  ist 
das  jedoch  wesentlich  anders  geworden.  Die  Werke  der  Schwarz- 
blechvereinigung mußten  den  inländischen  Markt  aufsuchen,  der  bald 
wieder  unter  dem  Zeichen  der  Übererzeugung  stand.  „Die  Preise  am 
Inlandsmarkt  haben  gegen  ihren  höchsten  Stand  bereits  um  15 — 20  Mk. 
verloren,  und  das  Geschäft  ist  ins  Stocken  geraten.  Ohne  Ausfuhr- 
vergütung ( Ausfuhrprämie  1)  können  aber  die  Blechwalzwerke,  die  teure 
Kohlen-  und  Halbzeugprcise  anlegen  müssen,  mit  dem  billiger  arbeitenden 
Auslande  nicht  mitkommen,  dessen  Blechpreise  noch  wesentlich  unter 
den  neuerdings  stark  zurückgegangenen  deutschen  Preisen  stehen.  Selbst 
letztere   lassen   bei    dem    heutigen    Stande  noch    einen   Nutzen.     Gelänge 
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es  aber,  das  Ausfuhrgeschäft  wieder  zu  beleben,  so  würde  damit  auch 
der  Preis  am  inländischen  Markte  wieder  anziehen  können.  Das  Bei- 
spiel der  Blechwalzwerke  läßtt  also  die  unmittelbare  nachteilige  Rück- 
wirkung der  Aufhebung  der  Ausfuhrvergütungen  auf  den  inländischen 
Markt  und  auf  die  Fertigindustrie  scharf  hervortreten."1) 

Angesichts  solcher  Tatsachen  haben  die  Auseinandersetzungen  der 
Halbzeugverbraucher  mit  dem  Stahlwerksverband  in  letzter  Zeit  eine 
besondere  Schärfe  angenommen,  die  um  so  bedauerlicher  ist,  als  ge- 
wisse Tagesblätter  fortwährend  durch  neue  Artikel  den  Streit  anfachten. 
Zur  Genugtuung  konnte  festgestellt  werden,  daß  die  Leitung  des  Stahl- 
werkverbandes in  keiner  Weise  hinter  jenen  Ausführungen  gestanden 
hat.  Er  hat  sogar  alles  getan,  derartige  wilde  Presseäußerungen  nicht 
wiederkehren  zu  lassen  und  den  Interessenkampf  mit  anständigeren 
Waffen  auszukämpfen. 

Als  der  Beschluß  von  der  Aufhebung  der  Ausfuhrunterstützungen 
für  die  weiterverarbeitenden  Industrien  bekannt  wurde,  zeigten  sich  am 
Horizont  des  Eisenmarktes  erst  vereinzelt  dunkle  Wölkchen,  auf  deren 
baldiges  Verschwinden  man  fest  hoffte.  Man  suchte  die  Gründe  für  ein 
zeitweiliges  Abflauen  des  Marktes  in  den  Bauarbeiterausständen  der 
Großstädte,  welche  eine  Ausnutzung  der  Bauzeit  verhinderten.  Anfang 
Oktober  1907  stand  jedoch  fest,  daß  der  Niedergang  auf  der  ganzen 
Linie  im  raschen  Anzüge  sei.  Auch  der  amtliche  Marktbericht  des 
Stahhverksverbandes  vom  19.  September,  der  die  Lage  in  den  glänzend- 
sten Farben  schilderte,  konnte  über  die  Tatsachen  nicht  hinwegtäuschen, 
welche  das  Ende  der  Hochkonjunktur  anzeigten.  Daß  der  Stahlwerks- 
verband einen  solchen  Bericht  veröffentlichte,  hatte  wohl  seine  besondere 
Bewandnis.  Es  standen  in  der  nächsten  Woche  die  neuen  Abschlüsse 
mit  der  Preußisch-Hessischen  Staatseisenbahnverwaltung,  seinem  ersten 
Abnehmer,  bevor,  bei  denen  es  also  auf  ein  günstiges  Ergebnis  ankam. 
Nachdem  jene  Riesenaufträge  jedoch  unter  Dach  und  Fach  sind,  wird 
der  Stahlwerksverband  sich  wesentlich  anders  zu  den  Verhältnissen 
stellen  und  keinen  Versuch  unbenutzt  lassen,  _ um  die  Spannung  zwischen 
ihm  und  den  Halbzeugverbrauchern  zu  mildern.  Den  ersten  Schritt 
hierzu  hat  der  Stahlwerksverband  bereits  getan,  indem  er  einen  Aus- 
schuß eingesetzt  hat,  der  Unterlagen  zu  seiner  Beschlußfassung  über 
Wiedereinführung  der  Ausfuhrunterstützungen  sammeln  und  prüfen  soll. 
Ein  weiterer  Schritt  bleibt  dem  Verbände  außer  einer  Änderung  seiner 
Preispolitik  in  Halbzeug,  vor  allem  in  der  Syndizierung  der  B- Produkte 
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noch  zu  tun.  Dabei  sollte  nicht  vergessen  werden,  daß  mit  zunehmen- 
der Feindschaft  zwischen  dem  Verbände  und  den  Halbzeugverbrauchern 
auch  die  Schwierigkeiten  der  Syndizierung  wachsen. 

Die  Verhältnisse  erheischen  um  so  mehr  eine  baldige  Klärung,  als 
die  Lage  der  reinen  Walzwerke  mit  dem  Niedergang  der  Konjunktur 
geradezu  unerträglich  zu  werden  beginnt.  Der  Entwicklungsgang  unserer 
Eisenindustrie  zum  gemischten  Werk  läßt  sich  allerdings  nicht  mehr 
aufhalten  und  zurückschrauben.  Aber  man  sollte  doch  auf  beiden  Seiten 
versuchen,  den  Entscheidungskampf  so  milde  als  eben  möglich  zu  Ende 
zu  führen.  Welche  Maßnahmen  der  Stahlwerksverband,  als  der  Stärkere, 
fortan  treffen  wird,  steht  noch  dahin.  Vielleicht  findet  er  einen  Ersatz 
für  das  System  der  Ausfuhrunterstützungen,  deren  Unvollkommenheit 
wir  gesehen  haben.  Ob  er  aber  in  einer  wesentlichen  Preisermäßigung 
des  Halbzeugs  gefunden  werden  kann,  wie  die  Halbzeugverbraucher  be- 
haupten, muß  doch  sehr  fraglich  erscheinen,  da  nur  in  Zeiten  guten 
Geschäftsganges  die  Halbzeugpreise  die  Gestehungskosten  decken.  Mil- 
dern läßt  sich  das  augenblickliche  Mißverhältnis  zwischen  Lieferanten 
und  Verbrauchern   des  Halbzeugs    wohl,   aber   niemals   mehr   beseitigen. 


-^- 


Grefiner  &  Schramm,  Leipzig. 


A.   Deichert'sche  Verlagsbuchhandlung  Nachf.  (G.   Böhme),  Leipzig. 

Soeben  erschien: 

Die  finanzielle  Heranziehung 
der  Zentralnotenbanken 

durch   den   Staat  in   Europa. 

Von 
Dr.  Erich  Born. 

Preis:  Mark  2.20. 


Eisenindustrie  und  Stahlwerksverband. 

Eine    wirtsehaftspolitisehe    Studie 
zur  Kartellfrage. 

Von 
August  Zöllner, 

Doktor  der  Staatswissenschaften. 

Preis:  Mark  4.80. 

Die  "Werke  bilden   gleichzeitig  Band  XXVIII    und   XXIX    der   von    Herrn 
Geh.  Hofrat  Professor  Dr.  G.  Schanz-'Wurzburg  herausgegebenen 

Wirtschafts-  und  Verwaltungsstudien. 


H.  Dcicbcrt'fc^e  SSerlaggburfjfjanbtung  9^act)f.  (<3.  Böhme),  Ceipzig. 

In  Kürze  cr[d)eint: 

Cebrbucb  des  gewerblichen  Recbt$(cbut5es. 

Uon 

Dr.  H.  Ofterrietb, 

Profe|(or  in  Berlin, 
ca.  2$  Bogen,     ca.  tttark  $.— ,  geb.  ca.  mark  9-25. 

Den  Inhalt  des  Buches  bilden  folgende  fiauptabfebnitte:  Patentrecht,  Gebrauchs- 
musterrecht,  «cschmacksmusterrccht.  Ularenzeicbenrecbt,  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs,  internationales  Recht. 

Dach  einem  allgemeinen  Überblick  geben  die  einzelnen  flb(chnitte  zunäcf)(t  eine  kurze 
ge(chid)tliche  und  dogmati(che  Dar(tellung  und  dann  eine  Überpcbt  über  die  deutlche 
6e(er>gebung. 

W  Der  ßerr  Uerfa((er,  ein  durch  leine  wissenschaftliche  Beherrschung  des 
Stoffes,  wie  (eine  reiche  praktische  Erfahrung  glefcbausgezeicbnetcr  Sachkenner, 
i(t  durch  (eine  Uorträge  weiten  Kreisen  persönlich  bekannt  geworden.  Die  überaus 
wichtige  materie  er(cheint  in  eben(o  klarer  wie  angenehm  lesbarer  Darstellung  und 
labt  das  Buch  als  für  die  weiten  Krei(e  aller  Interessenten  vorzüglich  geeignet  er(cheinen. 


Der  6influ$$  des  Bergbaus 

auf  die 

erste  Entwicklung  der  Torstwirtscbaft  in  Deutschland. 

s-8on 

Dr.  Clamor  JSeuburg. 

«ßrei« :  9Korf  1.20. 


Anarchismus  und  Kommunismus. 

Sechs  Uolksbocbscbulvorlräge 

»on 

Dr.  Cd.  Gd.  Biermann. 

<ßretS:   Wart  2.70,  fart.  2Rarf  3.—. 


H.  Deicbcrt'fdje  9Serlag§bud)f)anMung  üftadjf.  (€>.  Böhme),  Ceipzig. 


tyre  mirtfd)ttftlid)f,  fo?ialplitifd|e  mtii  juriöifdje  ^cbnitung 

mit  befonkrtr  43crüdifid)tigxtitg  ks  ^rbeitgcbfrftanbpunktcB. 

Von 

3friff  $tfjm£l$n\ 


•2.  Durdjflcf.  Auflage.    2J».  2.80,  geb.  SD«.  3.50. 


2fa§maljl  üon  üBcfprcdjmtgcn  über  Mc  erfte  Auflage. 

Über  „Snrifgemcinfchaften  hat  grtfc  <5d)meljer  eine  Unterfuchung  Der« 
öffentlid)t,  auf  bie  wir  mit  sJJad)brud  bintoeifen  möd)ten.  55er  foüeftiüe  Ar* 
beitSüertrag  ift  in  jablreicrjen  Meinen  Abfjanblungen  ©egenfranb  ableljnenber  unb  juftimmen* 
ber  (Erörterungen  geworben.  (Eine  frjftematifd)*grunbfä§ridie  Unterjudjung  beS  SBefenS  ber 
Sarifgemetnfdjaft  aber  fehlte  bt^tjer  in  ber  beutfd)en  Siteratur.  3>aS  Oörlicgenbe  93ud)  füllt 
biefe  Sude  auS.  Säjmelser-,  ber  bie  2;arifgemeinfd)aftSbetüegung  aus  ber  ^rarte  fennt, 
befleißigt  fiel)  in  feinen  Darlegungen  einer  anerfennensroerten  Dbfeftioität;  er  fommt  ju 
rüdbattlofer  (Empfehlung  biefer  gorm  beS  Arbcitsoertrages  unb  fefct  cor  allem  bie  ©rünbe 
auseinander,  bie  gerabe  ben  Arbeitgeber  beftimmen  muffen,  bie  Silbung  Bon  Sarifgemein* 
idjaften  p  begünftigen.  %n  (£injeir)eiten  roeieben  mir  oon  ben  Auffaffungen  beS  Autor» 
ab,  fo  in  ber  grage  bes  „Unparteiifd)cn"  bei  ber  Vermittlung  oon  ^ntereffenftreitigfeiten; 
bie  2ätigfeit  ber  „ehrgeizigen  ®eroerberid)ter"  wirb  Don  ©dimeljer  benn  bod)  unterfd)ä£t  ui'ro. 
gm  ganzen  aber  ift  ben  Ausführungen  beS  93ud)eS  jujujrtmmen.  @egen  feine  grunb* 
fä£lid)e  Argumentation  läfjt  fid)  fd)led)terbingS  nichts  einroenben.  2Bir 
ruünfchen  ber  inftruftioen  Arbeit,  namentlich,  in  Unternefjmerfreifen  Ver* 
breitung;  fie  fönnte  mit  manchen  Vorurteilen  aufräumen.  ftranffurtcr  Leitung. 

SJian  erficht,  haft  bie  flare  (ErfenntniS  ber  tatfäd)lid)en  nnrtfdiaftlidien  Verbältniife 
jU  einer  ruhigen  SBürbigung  ber  Jarifocrtrüge  führt.  Sas  Urteil  oon  Scbmeljer  ift 
gerabe  beSroegen  bebeutungSooll,  weil  er  burd)au§  auf  beut  S3oben  ber  Sarif» 
gemeinfd)aften  fteht  unb  bie  Unternehmer,  bie  biefen  fetnbfelig  gefinnt  finb, 
betämpft.  Aud)  tuir  haben  ftetS  2arifoerträgcn  baS  Söort  gesprochen,  ohne  fie  aber  irgenb* 
ruic  ju  überfchä^en;  wir  tjaben  oor  jeber  übertriebenen  ^Bewertung  berfelben  gewarnt  unb 
nidit  ben  Sarifoertrag  an  fid)  ferjon  als  eine  roünfdienStuerte  (Einriditung  bezeichnet,  fonbern 
ftetS  empfohlen,  fid)  lebiglid)  nadi  bem  Inhalte  besfelben  ju  riditen.  2ÜMr  ijaben  aber  aud) 
niemals  Don  ben  Xarifoerträgen  eine  Abfd)roäcbung  beS  ftlaffenfampfes  unferer  Bewegung, 
ebenfotuenig  eine  ©efaljr  für  eine  Abfplitteruiig  oon  ben  ®etr>erffd)aften  gefeben.  2£ir  haben 
häufig  baS  SBort  gebraudit,  bau  bie  Jarifocrträge  nicht  ben  fojialen  Rieben,  fonbern 
lebiglid)  auf  genau  begrenjtem  QJebiete  fokale  SBaffenftillftänbe  ju  febaffen  oermögen. 
Scbmeljer  bezeichnet  ebenfalls,  oon  gan*  anberen  ©efid)tSpunften  als  mir  auSgebenb,  bie 
Sarifoerträge  als  befestigte  3S>affenftillftänbe  in  ©eroerbebetrieben,  unb  er  finbet:  bafc  fie  im 
rool)loerftanbenen  ^ntereffe  aud)  bcS  Unternehmertums  liegen. 

Au*  einer  9U$cnfion  Der  Jyrönfüdjcn  lagcSpüft. 


A.  Deichert'sche  Verlagsbuchhandlung  Nachf.  (G.  Böhme),  Leipzig. 


Soeben  erfctjten: 


Die 


deutsche  Cabaksteuerfrage, 


Don 

Dr.  Julius  Eissner. 

Preis:    mark  6.—. 


Der  Derfaffer  entrollt  3ur>örberft  ein  23ilb  ber  (Entftetnmgsgefdücbte  bes  \879er 
Steucrgefe^es,  wobei  er  auf  bie  (Srünbc  btintueift,  infolge  beten  bem  KiefenwerF  ber 
1878  er  (TabaFenquctcFommiffion  rjinftdjtltcr/  beffen  ftatiftifetjen  «Teiles  bnreb/aus  nidjt  bie 
trftn  bisher  3tierFannte  Bebeutung  beigelegt  werben  barf.  Auf  (Srunb  eines  umfaffenben 
biftorifeb^ftatiftifer/en  IHaterials  werben  in  ben  folgenben  Kapiteln  bie  (SeringfügigFeit 
ber  fteuerlidjen  IHerfrbelaftung  dou  ^879  unb  bie  Unl|altbarFeit  ber  Sefyauptung,  ba% 
bamals  ein  Konfumrücfgang  unb  Arbeiterentlaffungen  infolge  ber  Steuererfyörmng  ftatt  = 
gefnnben  bätten,  uadjgewiefen.  Die  Ausbreitung  ber  3ubuftrie  über  bas  platte  £anb, 
bie  §uuarfine  ber  Frauenarbeit,  bie  £j:iften3  ber  Heimarbeit,  bie  ftärFere  iubuftrielle  <Ent« 
wicfelung  in  Sübbeutfdjlanb,  alle  biefe  (Erfdjeinungen  werben  als  in  gufammenbfang  mit 
läugft  vor  \879  waltenbeu  (Srunbtenbet^eu  ftetjenb  erwiefen.  Damit  wirb  eine  Heitre 
von  Siegenben  3erftört,  bie  man  bis  3um  blutigen  JEage  um  bas  dabaFfteuergefet}  oom 
16.  3uli  1.879  unb  feine  IDirFungcn  gewoben  l;at.  Das  Reimarbcitproblem  in  ber  CabaF» 
inouftrie  unb  bie  ausfd?Iaggebenbe  Sebeutung  bes  nieberen  £obmes  für  bie  IDabd  ber 
iubuftriellen  probuFtiousftätten  werben  in  gan3  neue  33eleuditung  gerücft,  unb  in  ent« 
fdnebener  Stellungnahme  gegen  bie  in  ber  £}cimarbeitliteratur  gängig  geworbene  Sdml« 
auffaffung  weift  ber  Derfaffer  bie  Umntereffiertbfcit  bes  Arbeitgebers  an  ber  (Eaba!rteim= 
arbeit  naa).  <5um  erften  JTCale  wirb  ber  redmerifdje  Zladj  weis  geführt,  in  meld?  immenfer 
Weife  ber  Deutfcf/e  feit  30  3^^en  feinen  «Selbaufwanb  für  i\auaSgenu§  gefteigert  tjat, 
otme  ba§  ber  Staat  bei  ber  Starrheit  bes  fyerrfebeuben  (SewicbtsfteuerfYftems  baron  proft= 
tieren  Fonnte.  (Sine  genaue  Bilatt3  aller  AFtir>»  unb  paffir>=poftcn,  mit  benen  eine  Hegie 
im  ^falle  ber  nunmehrigen  IHonopoleinfürjrung  311  rechnen  bjätte,  fiitjit  ben  Derfaffer  3ur 
Ablehnung  bes  tttonopoles,  wie  audj  eine  eingebjenbe  fritifdic  ilnterfudjung  ber  ^893/95 er 
unb  \  905  er  Jvegierungsnorlagen  mit  einer  Derurteilung  bcrfclben  eubet,  wäfyrenb  bas 
unücränberte  ^efibjalten  an  ben  (Sewicb/tsftcuerfä^en  bes  ;879er  (Sefet^es  als  bas  einige 
ITTittel  betradjtct  wirb,  um  einen  unlösbaren  IDiberftrcit  b|anfcatifd)cr  unb  agrarifdjer 
jntereffen  311  begegnen.  Audi  bc3ÜgIici?  ber  Sefteuerung  bes  Hand}«,  Kau=  unb  Sdmupf: 
tabaFs  wirb  ein  „Quieta  non  movere"  als  bas  fo3taI  (Screditcfte  unb  politifdj  (Dpportuufte 
biugeftellt.  l\ad)  einem  Hadjweis  ber  ror3ÜgIicben  Kefnltate  bes  aus  ber  3ntI'anrc  oes 
Heidjstagcs  ^crüorgegangeneu  gigarettenbanberolenfteuergefet^es  vom  3.  3l,t"  *906  uno 
nad>  einer  aus  ftcuertecfmtfdjen  (Srünbeu  bjergeleitcteu  (Empfehlung  eines  mit  <Sntfdjäbi« 
gungs3ab(lungcn  an  bie  Heimarbeiter  perbuubcneu  tXabaFrtciiuarbeitr>erbotes  gelangt  ber 
Derfaffer  in  feinem  bas  gatt3e  IDcrF  Frönenbeu  Sdjlu^Fapitcl  (XIX)  311m  Aufbau  eines 
gigarrenbanberoleufteucrfyftems.  Durdj  biefcs  werben  bie  gigarren  (eingeteilt  in  nier 
grofje  IDertFlaffen)  auf  (Srunb  einer  ftarF  progreffiven  Stajfeluug  3ur  Steuer  tjeran- 
gebogen  unb  fo,  in  (Erfüllung  ber  poftulate  fo3ialcr  StcuergercditigFeit,  bie  fdjwercn 
liärten  ber  beftetjeuben  gewid/tsmäfjigen  Hobimatcrialbcfteuerung  befeitigt,  wobei  ber 
jäbrlicbe  Ittebtrertrag  ber  neuen  Steuer  3iiguuftcn  bes  Keicr/cs  miubeftens  50  Millionen 
llIarF  betragen  foll.  £Ser»or  ber  Derfaffer  feine  ftaatsmiffeufdiaf Hieben  Stubieu  begatiu, 
battc  er  \5  3arjrc  als  gigarrcnfabriFaut  an  ber  Spi^e  eines  großen  lluternerjmcns  ge- 
ftanben;  fo  trägt  bie  Darftelluug  oft  ben  Stempel  bes  perföulidieu  «Erlebniffes  unb  geminnt 
baburdi  an  ^rifcb,e  unb  Aufcb/aulidjFcit.  IDir  glauben,  ba\j  bas  iMidi  für  (Selebfrte,  parla- 
meutarier,  Steuerreformer  unb  ^onvnal\)tcn,  bie  bie  beutfdic  (EabaFfteuerfragc  nad?  itjrer 
€ntmirfchuig  unb  ibjrem  bjeutigen  Staube  Fennen  lernen  wollen,  uuentbe^rlidj  werben 
wirb,  unb  möd/teu  es  barum  aufs  befte  empfehlen. 


H.  Deicbert'fdje  S8ertag86ud)ljanMung  Sftadtf.  (6.  Böhme),  Cetpzicj. 


Soeben  erfebien: 

finanzwiffenfebaft 

Uon 

Dr.  Karl  'Cbeodor  von   Gbeberg, 

Profelfor  der  $taatswi((enfcbaften  in  Erlangen. 

neunte,  sehr  veränderte  und  vermehrte  Auflage.  

Preis:  mark  $.40,  geb.  mark  9.60. 

Die  Umgeftaliung  des  Reicbsfinanzwe(ens,  der  badi(cben  Steuergefetigebung,  die 
beab(id)tigte  bayerifebe  Jinanzreform  und  zahlreiche  andere  Reformen  haben  bei  der 
neuen  Auflage  Berück[icbtigung  gefunden,  [o  dar>  diefelbe  viele  und  wichtige  Änderungen 
aufwei(t. 

Das  Buch  i(t  bereits  in  finni(cher,  rumäniteber,  t[cbecbi(cber  und  japani(cher  Sprache 
er(chienen  und  wird  eben  ins  Spanifcbe  und  Bulgari(che  überfetjt. 


In  Kürze  erfebeint: 


Die  Odmcbiffabrt 


Studien  zu  ibrer  0e(cbicbte 

und  zu  ihrer  wirtjcbaftlicben  Bedeutung. 

Uon 

Dr.  kalter  Kietze. 

Preis:  ca.  mark  3.—. 


H.  Deicbert'ftfie  SBerfogSbudftanbfong  ÜRad&f.  (6.  Böhme),  Ceipzig. 


Hie  JMung  kr  fjjefrau 

im  Betrieb  eines   (Ertperbsgefcfyäf  ts 
ttad)  bem  3&#$. 

58on 
Georg  fiörle, 

2Imt§gerid)t§rat  in  I>armftabt. 

ca.  IOV2  Sogen,    ca.  SRI.  3.—. 

®tc  ©djrift  bilbet  gleidjjettig  ba£  5.  §cft  be§  III.  23atibes  ber 

SRoftotfer  rcrf)t^HJtffcnfcf)aftIicf)cn  Stubicti. 


Ein 

Landesgewerbeamt 

für  das 

Königreich  Sachsen. 

Von 
Dr.  Wilhelm  Stieda, 

I'rofessor  der  Nationalökonomie  in  Leipzig. 
Preis:  60  Pfennig. 


H.  Deicbert'fcrje  SBcrtagSbudjljanbtung  ÜRacfyf.  (<d.  Böhme),  Ceipzig. 


trtfttjafts«  mtb  gcrnjaltuttgsftubten 


mit 


hefonberer  f  erüthftdjtigiing  gatjerns* 

herausgegeben 


üon 


Dt%  (oeorcj  Schanz, 

^rofeffor  ber  SRntionalöfonomte,  ginan5ttriffenid)aft  unb  ©tatifttt 
nn  ber  Unioerfität  SBür^burg. 


93b.  I.    (s.  Scbanz,   3ut  ©efdiidjtc  ber  ftolonifation  unb  Snbujtrie  in  grauten. 

(XVIII,  426  ©.  Sejt  it.  354  ©.  Urfunbcn.)    1884.     12  9Jtt. 

93b.  II.  C.  ßoffmann,  Öonomifdjc  (äefdjidjte  "öanerns  unter  SfamtgefoS.  1799—1817. 

(IV  u.  146  ©.)     1885.     2  9ttf. 

93b.  III.  (3.  Zoepfl,  ftränfifdic  ^anöetöpolitit  im  Zeitalter  ber  Slufflärung.    (VIII 

u.  348  ©.)     1894.     5  30». 

93b.  IV.  H.  Köberlin,  Der  Cbcrmain  als  s>nnbel3ftraf3c  im  föätcrcn  9Jtittel= 
Otter.    (Vni  u.  70  ©.)    1899.    1  Ml  80  «ßf. 

93b.  V.  3dilb.  jNlayer,  3lnerbcn=  unb  tciluitflöfDitem  bargclegt  an  bensroetüfälstfdjen 
®emeinbcn  ÖerfjarbSbrunn  unb  sJ)lartin§l)öf)e.  SJlit  3  tarten.  (VIII  u.  48  ©.) 
1899.    2  SRf. 

93b.  VI.  Robert  Scbacbner,  Das*  bat)eriftf)e  Sjiarfiiffcnitiefen.  9Jlit  1  Säbelte. 
(X  u.  132  ©.)    1900.    3  mt. 

93b.  VII.  friedr.  Cindner,  Die  unc()clid)cn  (Geburten  al§  ©o.yalpbiinomcn.  (Sin 
93eitrag  jur  ©tatiftif  ber  93eöötfcrungäbcn)egung  im  ft  önigrotd)  93at)ern.  SBltt  2  harten. 
(X  u.  238  ©.)     1900.     4  2»f.  80  $f. 

93b.  VIII.  Bruno  Kmiotek,   ©icbelung   unb   ©olbjoirtfttjaft   im   ©at^forft.    ©in 

93eitrog  jut  beutfetjen  9Birtjd)aft3geid)id)te.    9Jitt  einer  ftarte  beS  ©a(sfor[tgebiete!§.    (X 
u.  194  @.)    1900.    3  SKI.  60  5ßf. 

93b.  IX.  K.  fieü,  Die  9tcid)3banf  unb  bic  batjeriidie  9lotcnbanf  in  iijrcr  ßca,cn= 
icitigen  (Sutroicfluna.  in  »oticrn  1876—1899.  2JHt  1  Starte.  (XII  u.  68  ©.)  1900. 
1  2Kf.  60  $f. 

93b.  X.  -friedr.  Füller,  Die  ncfd)icf|tli(fic  (Stttmitfluna,  bcö  lanbroirtidjafilidjcn 
Gtenoifenirfiaftöracfens  in  Xcurirfjlanö  uon  1848/49  biö  $ur  öcacmuQrt.  (XX 
u.  552  ©.)    1901.    10  9Äf. 

93b.  XI.  fr.  Cobmann,  Die  Gntiuicflunn.  Der  «ofnlbnlincn  in  93onern.  9JHt  einer 
ftartc.     (X  u.  238  S.)     1901.     6  9M  50  $f. 


H.  Deicbert'fcfje  SBerlagSbudjrjanMung  yia<fy\.  (€>.  Böhme),  Ceipzig. 

93b.  XII.  H.  R.  JMaier,  Der  33erbanb  Der  ®lac6lmnDfd)urjmad)er  unb  ücrroanbtcn 
Arbeiter  Deutfdjlanbs.    1SÖ9— 1900.    (VIII  u.  392  ©.)     1901.    8  SJH. 

93b.  XIII.  Otto  Ruftmann,  $ur  3-ragc  ber  sJJtobiliar=tfeuerberfid)crung  im  Stönig» 
reid)C  «anern.     (VIII  u.  82  ©.)    1902.    l  gj».  50  «ßf. 

93b.  XIV.  6rnft  fieubacb.  Die  jufünftige  ^erferjröcntnndlung  auf  bem  regulierten 
9)lain  mit  befonberer  58erütffid)tigung  ber  ©taDt  2öür,$burg.  (X  u.  74  ©.)  1902. 
1  SQM.  80  <ßf. 

93b.  XV.  JVI.  R.  öleyermann,  Daö  äJerlagsfnftcm  ber  gaufdjaer  ®lasniarcn= 
Snbuftrte  und  feine  9lcformicrung.  (X  u.  154  ©.)    1902.    3  SDW.  50  «ßf. 

93b.  XVI.  ©ottfried  Wartung,  Die  barjerifdicn  i'anöftroRen,  ifrre  (intniirflung  im 
XIX.  Safrrbunbert  unb  ifjre  3ufunft.  ©ine  biftorifdHritifd)e  ©tubie  au3  bem 
©ebiet  ber  batterifcfjen  33erfet)r<3pütttif.    (VIII  u.  108  ©.)    1902.    2  9tt. 

93b.  XVII.  Hrthur  FKibfcbmann,  Die  obligatorifdjc  sJJlobiliarbranbt>crfid)erung 
in  öer  ©diuiei$.    (VIII  u.  92  S.)    1902.    2  SDW.  40  <ßf. 

93b.  XVIII.  fiermann  Cimburg,  Die  fönigl.  öonf  311  Nürnberg  in  itjrer  Gnt= 
ttJitfUtng  1780—1900.     (X  u.  184  ©.)     1903.     4  2Rf.  25  «ßf. 

93b.  XIX.  franz  F)abersbrunner,  Die  ßüljtt»,  8lrbeits=  unb  £rganiiationsber* 
bältniffe  im  öeutfrrjcn  'öaugeroerbe  mit  befonberer  23crürffid)tigung  ber  Sirbett» 
gcber=£rganifation.   (XIV  u.  260  ©.)    1903.    3  2JH.  50  «ßf. 

93b.  XX.  6m  il  ßerzfelder,  Das;  Problem  Der  STrcDitücrfidierung  mit  befonberer 
93erüdfid)tigung  ber  berufsmäßigen  Sluöfunftöcrtcilung  unb  beö  auf5crgcriditlid)en 
S3crgleid)S.    (X  u.  226  ©.)    1904.    4  mi  80  «ßf. 

93b.  XXI.  fr.  pernvoertb  von  Bärnftein,  Die  Damuffdiiifafjrt  auf  bem  'öoöenfee 
unb  iljre  gcfd)id)tlid)c  Gntuiirflung  roätjrenb  ilrrcr  eriten  ftauptuerioDc  (1824— 1S47). 
Unter  ©enufcmtg  amtltdjer  Oucüen.     (XIV  u.  241  ©.)  1905.    5  2R.  40  «ßf. 

93b.  XXII.  fr.  Pernvoertb  von  Bärnftein,  Die  Dampffd)iffaf)rt  auf  bem 
93obenfee  unb  itjrc  gef<f)id]tüif)c  (introidlung  im  gufammenurirfen  mit  beu  ©ifcn= 
bafjnen  roätjrcnb  ber  ^weiten  ftauptperioöc  (1847-1900).  SOttt  1  Starte.  Unter 
93enufcuna,  amtlidjer  Quellen.   (XV  u.  302  ©.)    1906.    6  9)cf.  80  s^f. 

93b.  XXIII.  Talentin  Steinert,  3ur  ftragc  ber  Naturalteilung,  ßine  Unter= 
fudjunQ  über  bie  bäuerlichen  SSer^ältniffe.    (VIII  it.  66  ©.)     1  2JM.  50  «ßf. 

93b.  XXIV.  JVIafao  Kambe,  Der  ruffiidHapanifdjc  Krieg  unb  bie  japaniidie 
SJSoltenmtfdiaft.    (VII  u.  75  S.)    1  9JM.  80  Sßf. 

93b.  XXV  Siegfried  JVIebler,  Die  ^alfödcrfidierung  in  ber  ©rrjrocij.  (VIII  u. 
123  ©.)     2  SJM.  50  «ßf. 

93b.  XXVI.  fieinrieb  'Jcnnc,  Das  lanbiuirtfdjaftlidie  Untcrriditöioefcn  in  Tunern. 
(X  u.  286  ©.)    5  m.  50  Sßf. 

93b.  XXVII.  Bernb.  Gndrucfcs,  Die  Steuerung  Des  ©aubcrgcroerbeS  in  Den 
öcutidjcn  ©unbeöftaaten.    (XII  u.  146  S.)    3  Wl 

93b.  XXX.  Georg  Spenkucb,  3ur  (*>cid)id)te  Der  sJJiünd)encr  ©örfe.    ca.  3  9Jtf. 


H.  Deicbert'fcfje  Sßcrtagsbucfjljanbtung  9cacf)f.  (<3.  Böhme),  Ceipzig. 


Das 

Deutfche  patentgefetz 

vom  7.  Hprü  1891. 


Unter  Serücfficfjttgurtg  ber  rote^tigften  53cftimmungen 

be§  2(u3tanbe§,  ber  ^Sarifer  Überetrtfunft  unb  ber  öon  2)eutfd)ianb 

gefd^Ioffenen  Staatäöerträge  erläutert 


oon 
Dr.  jfofcpb  Kaifer, 

9tedjt§cmit>a(t  bei  bem  5KetcI)§gertct)t. 
1907.    <ßreis:   Watt  6.—,  eleg.  geb.  Wlaxt  6.80. 

Sie  Sigenart  biefes  Kommentars  beftefjt  barin,  bfifj  neben  notwenbigen  unb 
wertöolten  öinweifen  auf  bie  auslänbifdie  ©efefcgebung  bie  Dom  S.  9t.  ge* 
f er) 1 0 i j e n c n  Staatsoerträge  im  9( ii f et)  1  u fj  an  ba§  beutfdje  ^atentgefefc  felbft 
unb  jwar  an  ber  itjnen  nacb  beffen  3n^alt  gebüfjrenben  Stelle,  alfo  nietjt  ge= 
fonbert  befyanbelt  werben.  Gs"  t)at  fomit  ber  ©ebanfe  einer  gewiffen  s-8erfd)metju  ng  bes" 
nationalen,  auilänbifcfjen  unb  internationalen  Patentrechts,  ber  fid)  burdi  bie 
"üftotiüe  felbft  ot)ne  weiteres  als  praftifdjes  Sebürfni?  erweift,  t)tcr  feine  $8erwirflid)ung 
gefunben. 

Sie  Stoffbebanblung  ift  eine  ganj  freie;  gormaloorfcbriften  wie  aud)  foldje  9cormcn, 
bie  ju  einem  Streit  taum  SSeranlaffung  geben  ober  überhaupt  wenig  ^ntereffe  bieten,  finb 
nur  furj  belmnbelt,  wäbrenb  bie  für  bie  ^rajis"  widjtigen  s$orf  djriften  eine  fetjr 
einge^enbe  93ef)anb(ung  gefunben  bflben.  2ßo  Streitfragen  beftetjen,  finb  fie  nid)t  nur 
felbftänbig  bebanbclt,  fonbern  es  ift  burdi  geeigneten  £>inweis  bie  fofortige  Sluffinbung  bei 
llcaterials  ermöglidit. 

©ine  übermäßige  33claftung  mit  Siteraturangaben  ober  3itaten  ift  oermieben,  aber 
auf  bas  9iotwenbige  überall  bingewiefen  unb  ber  gegenwärtige  Stanb  ber  91>iffenfd)aft  unb 
9ted)tfprediung  Dotlftänbig  berüdfidtfigt. 

So  wirb  biefer  neue  .s^anbfommentar  ju  bem  beutfd)en  ^atentgefeß  fid)  im 
befonberen  aud)  als  feiner  Anlage  wie  feinem  3nb,alt  nad)  üor^üglicr)  geeignet  erweifen  für 
ben  prattifdjen  ©ebraud)  berjenigen,  bie  fidi  über  bie  juriftiid)e  Seite  bei  Patentrecht» 
bäufig  unb  idmeü  orientieren  muffen. 


H.  Deicbcrt'jdje  Sßeriagsburf^anbhing  3^ac^f.  (6.  Böhme),  Ceipzig. 


Dom  13.  3uli  1S99 

herausgegeben 
mit  furjen  erläuternben  $(nmerfungen  unb  einem  Stnfjang: 

3m  Bedjf  Irnr  fßpoffir&enpfantr&xtiefe 

t>on 
Dr.  jur.  jMepb  Cöbr, 

2)lreftor  ber  Sanerifctjen  §anbel§banf  in  2Mnci)en. 
10  Sogen.    Sßrei§:  2  9JZarf  50  «ßf-,   geb.  3  9Jiarf. 


3m  Keirfjggeftfi 

über  Mb 

privaten  $1  er  fidjerung  5  Unternehmungen 

dorn  12.  9)toi  1901. 

9ftit  Sinteitung,  (Erläuterungen  unb  Sacfyregifter, 
foroie  ben  eintägigen  SBoHjug^inftruftionen 

herausgegeben 

üon 

Dr.  Karl  Deybeck, 

tgl.  SRegterungSrat  tm  tgl.  batjer.  etaatSmtntfterium  ber  Jlnanjen. 
«ßreiS:  2  TOarf  80  <ßf.,  eleg.  geb.  3  SKatf  30  $f. 
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